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Das Weltecho der Hitler⸗Rede. 


der Friedenskanzler. 


Wenn es noch eines Beweiſes bedurft hätte, daß der 
Rede des Reichskanzlers Adolf Hitler in der Mittwoch⸗ 
Sitzung des Reichstages eine Bedeutung zukam wie nie 
zuvor, dann waren es die Worte des Anſagers des Rund⸗ 
funks. Nicht nur die deutſchen und öſterreichiſchen Sender 
übertrugen die Rede, auch die engliſchen, nordamerikaniſchen 
und die meiſten ſüdamerikaniſchen hatten ſie übernommen. 
Die Welt hörte auf Deutſchland, auf feinen berufenen 
Sprecher, den Reichskanzler, der in dieſem Augenblick in 
Wahrheit der Dolmetſcher der Gefühle und Empfindungen 
des ganzen deutſchen Volkes war. 


Wer in den letzten Tagen Gelegenheit hatte, die aus⸗ 
ländiſche Preſſe genau zu verfolgen, wird ſich manchmal an 
den Kopf gefaßt haben, wenn er ſah, wie dort Deutſchlands 
aufrichtiges Wollen in das gerade Gegenteil verkehrt wurde. 
Eine große engliſche Zeitung ſcheute ſich nicht, über die 
ganze Breite ihrer Titelſeite in Rieſenbuchſtaben die Frage 
aufzuwerfen: Frieden oder Krieg!, und darunter die Be⸗ 
hauptung zu ſetzen: „Deutſchland raſſelt mit dem Säbel!“ 
Für die Leſer dieſer Zeitung und unzähliger anderer Or⸗ 
gane der Weltpreſſe, die in das gleiche Horn ſtießen, wird 
die Rede Adolf Hitlers eine große Enttäuſchung geweſen 
ſein. Sie war nicht nur im Tonfall außerordentlich zurück⸗ 
haltend bei aller ſelbſtverſtändlichen Betonung und ſelbſt⸗ 
verſtändlichen Unterſtreichung an den Stellen, wo er von 
Deutſchlands unverjährbaren Rechten ſprach. Sie zeichnete 
ſich auch rein ſachlich durch Mäßigung und Friedwilligkeit 
aus, die in nichts jene angebliche „Kriegslüſternheit“ er⸗ 
kennen ließ, von der das entwaffnete Deutſchland beſeelt 
ſein ſoll. Aber es war außerordentlich eindrucksvoll, als 
der Kanzler auf den Verſailler Vertrag zu ſprechen kam. 
Dadurch, daß er ihn als geſchichtliches Fundament feiner 
Rede benutzte, konnte er die Bauſteine der Tatſachen wir⸗ 
kungsvoll aneinanderfügen. Und gerade dadurch erhielt 
die Welt eine Überſicht über die entſetzlichen politiſchen 
und wirtſchaftlichen Folgen, die ſich aus dem einſeitigen 
Diktat von Verſailles ergeben haben. SR 


Bor dem Forum der Weltöffentlichkeit hat dann Adolf 
Hitler noch einmal Sinn und Ziel der nationalen Erhebung 
im Reich gekennzeichnet, um auch der letzten Mißdeutung 
die Spitze abzubrechen. Auch in der Abrüſtungs⸗Offenſive 
befolgt der Kanzler die gleiche Mäßigung und Zurückhal⸗ 
tung, die er vorher in der Defenſive gezeigt hatte. Es iſt 
eine alte pſychologiſche Erfahrung, daß berechtigte Anklagen 
und Vorwürfe dann den tiefften Eindruck erzielen, wenn ſie 
nicht polternd und aufgeregt, ſondern mit Ruhe und Würde 
vorgebracht werden. Die Argumente. und ihre Anein⸗ 
anderreihung ſind materiell und moraliſch unantaſtbar. 
Ohne auf einzelne Phaſen der bisherigen Abrüſtungskonfe⸗ 
renz einzugehen, hat der Kanzler die größte Bereitwillig⸗ 
keit Deutſchlands kundgetan, trotz der bei ihm bereits voll⸗ 


zogenen Abrüſtung noch ein Weiteres zu tun, um dadurch 


die Abrüſtung der anderen zu ermöglichen. Bei dem Ver⸗ 
zicht auf alle Angriffswaffen ſtellte er zur Bedingung, daß 
auch die übrigen Militärmächte das Gleiche tun würden. 
Um den anderen den Schritt zu erleichtern, hat der Kanzler 
ſogar ſeine Zuſtimmung zu einer Übergangszeit ausge⸗ 
ſprochen. Bedarf es, um nur noch eine Einzelheit zu 
nennen, noch eines weiteren Beweiſes unſerer friedfertigen 
Geſinnung? Wenn Deutſchland ſogar die angefeindeten 
und verdächtigen Wehrverbände einer internationalen Kon⸗ 
trolle unterſtellen will, um dadurch den Nachweis zu er⸗ 
bringen, daß nichts von dem wahr iſt, was man von ihrer 
Tarnung als Teile des Reichsheeres behauptet. 


Nachdem der Kanzler neben dieſen und anderen Ange⸗ 
boten Deutſchlands wahre Einſtellung zur Abrüſtung und 
zum Frieden gekennzeichnet hatte, konnte er dazu übergehen, 
auch ſeinerſeits die Forderungen anzumelden, auf die 
Deutſchland unverrückbaren Anſpruch erhebt. Deutſchland 
denkt nicht an Angriff, ſondern nur an Sicherheit. Deutſch⸗ 
land will die Wunden des Krieges und des Verſailler Ver⸗ 
trages endgültig heilen. Deshalb begrüßt es die Initiative 
des Präſidenten Rooſevelt und die Einſchaltung der USA 
als Friedensgaranten in Europa, begrüßt auch die Be⸗ 
ſtrebungen Muſſolinis, in einem beſonderen Pakt den Frie⸗ 
den Europas zu ſichern. Deutſchland wird ſich uneigen⸗ 
nützig an allen dieſen Beſtrebungen beteiligen. Nicht mit 
kriegeriſchen Mitteln, ſondern nur auf dem Wege der Ver⸗ 
träge? fol und muß das große Werk in Angriff genommen 
werden. „Friedlich und vertraglich“, das iſt die deutjche 
Parole, an die ſich die Deutſche Regierung hält, die aber 
fortan auch von der Gegenſeite geachtet werden ſoll. 


Weil dem ſo iſt, konnte der Kanzler aus vollſter über⸗ 
zeugung und unter der Zuſtimmung nicht nur des Reichs⸗ 
tages, ſondern des ganzen deutſchen Volkes den Grenzſtrich 
ziehen gegenüber den bisherigen Methoden der Sanktionen, 
der Ultimaten, der Majoriſierung. Nicht die Deutſchen ſind 
die Saboteure des Friedens, und wenn man ſie mit Gewalt 
vom Konferenztiſch in Genf entfernen will, dann werden 
ſie ihre Mitarbeit niemandem mehr aufdrängen, aber auch 
den Völkerbund verlaſſen. n 


Daß der Kanzler zum Schluß ſeiner Rede das Heer 
der deutſchen Männer und Frauen, die ſeit dem Abſchluß 
des ſogenannten Friedens ihrem Leben freiwillig ein Erde 
gemacht haben, im Geiſte aufmarſchieren ließ, um den ganzen 
Widerſinn nud das unſägliche Unglück zu kennzeichnen, das 
ſeit 1919 über Deutſchland hereingebrochen iſt, war ein Ge⸗ 
danke von tiefſter Einprägſamkeit. Mäßigkeit und Würde, 
Friedenswillen und Selbſtbewußtſein paarten ſich im glück⸗ 
lichen Gemiſch in dieſer Rede, für die das deutſche Volk dem 
Kanzler dankbar ſein muß. Daß der Reichstag ſich hinter 
den Kanzler ſtellte, war nicht nur eine Selbſtverſtänd lichkeit. 
Der Verlauf der Sitzung zeigte der Welt, daß es in den 
Fragen, in denen es ſich um die höchſten und letzten Güter 
der deutſchen Nation handelt, nur eine geſchloſſene Einheit 
gibt zwiſchen Führer und Volk. R. K. 
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Die polnische Preſſe. 


Den Kenner unſerer Verhältniſſe, der die Taktik der 
polniſchen Preſſe aller Schattierungen und ihre Haltung ſeit 
Jahren verſolgt, braucht es nicht wunderzunehmen, wenn 
die große hiſtoriſche Rede des Reichskanzlers in einem 
Teil der heute früh vorliegenden polniſchen Preſſe auf 
einen verhärteten und ſteinigen Boden fällt. 


Die Rede iſt zu überzeugend, zu durchſchlagend. Da ſte nun 
keine Möglichkeit zu fachlichen Entgegnungen oder zu irgend 


einem Angriff bietet, ſo verſucht es ein Teil der polniſchen 
Preſſe mit Verdrehungen und Jroniſierungen. 
Der Krakauer „Iluſtrowany Kurjer Codzienny“ ſetzt an 
die Spitze ſeines geiſtloſen Kommentars die Überſchrift 
„Hitler ſchlägt den Ton Streſemanns an“. In einem ande⸗ 
ren Begleittext zur Rede des Reichskanzlers ſchreibt das 
Krakauer Blatt unter der Überſchrift „Der pazifiſtiſche Feind 
von Verſailles oder Herr Hitler in der neuen Rolle“ u. a. 
folgendes: 


Die Rede des Herrn Adolf Hitler iſt wirklich eine e r ſt⸗ 
klaſſige Senſation. Hitler verſucht es heute mit dem 
Zungenſchlag Streſemann. Dieſer die öffentliche Mei⸗ 
nung Europas beruhigende Ton iſt uns ſeit langem bekannt. 
Er verſucht Europa davon zu überzeugen, daß Deutſchland 
nichts anderes wünſcht, als nur den Frieden. Die 
Analyſe des Verfailler Vertrages, der nach 
der deutſchen Auffaſſung die Wurzel aller politiſchen und 
wirtſchaftlichen Konflikte ſein fol, iſt für uns keine Neu⸗ 
heit. Neu dagegen war aus dem Munde Hitlers die Feſt⸗ 
ſtellung, daß ſeine Regierung alle lebenswichtigen Rechte 
anderer Völker achte, was im Widerſpruch zu dem offi⸗ 


ziellen Hitlerprogramm ſteht, in dem Deutſchland als ein 


„höher geartetes“ Volk und die anderen als niedere Völker 
bezeichnet werden. (7) . 


Von beſonderer Wichtigkeit iſt die Tatſache, Faß Hitler 
diesmal unaufhörlich von Frankreich und Polen als von 
Nachbarvölkern geſprochen hat, mit denen Deutſchland gute 
Beziehungen unterhalten müſſe. Wir müſſen den Polen 
gewioͤmeten Teil hervorheben, wonach die Nicht ⸗Berück⸗ 
ſichtigung der natürlichen Intereſſen die Ur⸗ 
ſache der allgemeinen Unzufriedenheit ſei. : 


Das Blatt fährt dann fort: „Die auf die Abrüſtun g 
bezugnehmenden Ausführungen ſieht Herr Hitler wahrſchein⸗ 
lich als Verſuch an, eine Brücke über den Abgrund 
zu bauen, in welchen ſchon in den nächſten Stunden die Ab⸗ 
rüſtungskonferenz ſtürzen kann. Augenſcheinlich haben die 
Warnungsrufe aus England und den Vereinigten Staaten 
Erfolg gehabt — wenn auch nicht in ausreichendem Maße. 
Die Vorſchläge Hitlers in den Fragen der Abrüſtung ent⸗ 
halten manche konkreten Gedanken. Was die an⸗ 
gebliche Bedrohung Deutſchlands durch die ſtark 
gerüſteten Nachbarländer anbelangt, ſo müſſen wir die Ein⸗ 
ſchränkung machen, daß es nicht von der Waffe ſelbſt, 
ſondern davon abhängt, in welcher Hand ſie ſich befindet. 
Die Piſtole am Gürtel des Poliziſten, der für die öffentliche 
Ordnung Sorge trägt, beſitzt ſelbſtverſtändlich einen anderen 
Charakter als die Piſtole in der Hand eines Menichen, der 
der ganzen Welt gegenüber Anſprüche hat. (Wie glücklich 
war der kleine Mann, der dieſen Satz ſchrieb, als er mit 
dieſem kühnen Schluß ſeinen Minderwertigkeits komplex 
ſtreicheln konnte. Vermutlich handelt es ſich um keinen 
Polen! D. R.) 8 


Der regierungsfreundliche „Dzien Bydgoſki“ gibt die 
Rede des Reichskanzlers nach einer Meldung der PAT zwar 
kommentarlos wieder, ſetzt aber die ebenſo bezeichnende wie 
törichte überſchrift darüber: „Der Reichstag billt gt 
die Politik der Abenteurer.“ 
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Die engliſche Preſſe. 


London, 18. Mai. (Eigene Drahtmeldung.) Die 
große Londoner Morgenpreſſe erkennt die Bedeutung 
der deutſchen Regierungserklärung für die Erhaltung 
des Friedens in Europa an und beurteilt die Aus⸗ 
ſichten der Abrüſtungs⸗Verhandlungen in Genf wieder 
etwas optimiſtiſcher. Nachdem ein großer Teil der eng · 
liſchen Blätter noch in der vorigen Woche gehäſſige Angriffe 
auf Deutſchland und die Deutſche Regierung richten zu 
müſſen glaubte, kann feſtgeſtellt werden, daß die Rede des 
Reichskanzleres eine verſöhnlichere Haltung bewirkt hat. 
Allerdings kommt die ziemlich vorbehaltloſe Zuſtim⸗ 
mung, die die Hitler⸗Rede am Mittwoch in der Be⸗ 
völkerung fand, in der Preſſe nicht voll zum Aus⸗ 
druck. Die Blätter rufen zum Teil nach praktiſchen Be⸗ 
weiſen für die Ankündigungen Hitlers. Das werde ſich im 
weiteren Verlaufe der Abrüſtungsverhandlungen heraus⸗ 
ſtellen. 

Die „Times“ heben hervor, daß man zum erſten Male 
eine Vorſtellung von Hitler in ſeiner Eigenſchaft als 
Staatsmann erhalten habe. Die Billigung der Regie⸗ 
rungs⸗Erklärung durch alle Parteien ſei nicht etwa der 
Ausdruck einer Unterwerfung unter das Hitler⸗Regime ge⸗ 
weſen, vielmehr habe Hitler tatſächlich im Rahmen eines 
geeinigten Deutſchland geſprochen. Der Anſpruch Hitlers 
nach Gleichberechtigung ſei unwiderleglich. . Man könne 
natürlich nicht erwarten, daß die Nachbarländer Deutſch⸗ 
land gegenüber ihre Rüſtungsüberlegenheit ſofort aufgeben 
und Hitler habe das auch anerkannt. Der Prozeß der Gleich⸗ 
machung müſſe ſchrittweiſe vor ſich gehen. Die „Times“ fahren 
dann fort, daß die Deutſche Regierung zum mindeſten bereit 
zu ſein ſcheine, in einer vernünftigeren Art als bisher über 
die Abſchaffung der langdienenden Reichswehr zu ver: 
handeln. Da die Genfer Konferenz wegen dieſes Punktes 
in Schwierigkeiten geraten ſei, beſtehe jetzt Hoffnung auf 
eine erfolgreiche Wiederaufnahme Verhandlungen. 
Alles in allem ee af 8 des Kanzlers in 
Genf eine ruhigere Atmoſphäre en. 0 

. fonfervative „Daily Telegraph“ ſchreibt, ſtärkere 
Beweiſe für den Friedenswillen des 8 Habe 2 

nicht erwarten können. Allerdings werde eiue einzige 
das Mißtrauen gegenüber Deutſchland noch nicht beſeitigen 
können. Unzweifelhaft ſei aber die Lage jetzt weniger 
geſpannt. 

Die „Morningpoſt“ meint, daß die gemeinſame Front 
England⸗Amerika einen wohltuenden Einfluß aus⸗ 
eübt habe. f 
x Die Rede Hitlers wirkt nach Anſicht der „Daily Mail“ 
durchaus verſöhnlich. Da aber die Zurückhaltung der 
anderen Nationen in der Abrüſtungsfrage nicht durch münd⸗ 
liche Vereinbarungen allein beſeitigt werden könne, müſſe 
den Worten auch eine weiſe und vorſichtige Politik folgen. 

„Daily Expreß“ iſt der Auffaſſung, daß die Rede Hitlers 
bei den ausländiſchen Hörern beruhigender gewirkt habe 
als alle ſeine früheren Außerungen. Das Blatt befürchtet, 
daß Frankreich auf feine Art mit Enthüllungen über 
deutſche Rüſtungen antworten werde. 

Bemerkenswert iſt der Umſchwung in der eng⸗ 
liſchen Linkspreſſe, die ſich bisher nicht genug tun 
konnte in Angriffen gegen den Nationalſozialismus. Die 
linksſtehende „News Chronicle“ erklärt, daß der Geiſt der 
Rede auch nicht den geringſten Anlaß zum 
Tadel gebe. Die meiſten engliſchen Liberalen ſtimmten 
mit der Kritik Hitlers am Verſailler Vertrag überein. 

Der ſozialiſtiſche „Daily Herald“ ſagt, daß die Erklä⸗ 
rung Hitlers eine geeignete Grundlage für die Fortſetzung 
der Verhandlungen in Genf abgebe. Wer insgeheim gehofft 
habe, daß der Kanzler den anderen die Möglichkeit geben 
werde, die Verantwortung für einen Zuſammenbruch der 
Konferenz auf Deutſchland zu wälzen, werde enttäuſcht ſein. 
Die deutſchen Forderungen könne man nicht einfach beiſeite 
ſchieben. Sie ſeien weder überſpannt noch zerſtörend, noch 
unverſtändlich. Wenn Hitler in den nächſten Tagen und 
Wochen den Beweis für ſeine Worte bringe, dann werde 
er mehr für den Frieden getan haben, als er vielleicht ſelbſt 


zugeben wolle. 8 


Die franzöſiſche Preſſe. 


Paris, 18. Mai. (Eigene Draftmeldung) Die 
Rede des Reichskanzlers hat in Frankreich einen ganz be⸗ 
ſonders ſtarken Eindruck hinterlaſſen. Die geſamte Preſſe 
iſt der übereinſtimmenden Anſicht, daß der Reichskanzler 
den Beweis wirklicher ſtaatsmänniſcher 
Fähigkeiten abgelegt habe. Man iſt vielleicht enttäuscht 
darüber, in ſeiner Rede keine Angriffsfläche zu 
finden, die es den Blättern ermöglicht hätte, in der ge⸗ 
wohnten Weiſe die Hetze fortzuſetzen, die ſeit der übernahme 
der Regierung durch Hitler betrieben worden iſt. Vielleicht 
hat auch der vorzügliche Eindruck, den die Erklärungen des 
Reichskanzlers in Amerika, England und Italien gemacht 
haben, zu einer Mäßigung veranlaßt. In Ermangelung 
irgendeines Angriffspunktes verſucht die Pariſer Preſſe 
hier und da die Ausführungen des Kanzlers als „leere 
Phraſen“ hinzuſtellen und ſich mit der Erklärung aus 
der Affäre zu ziehen, daß man Deutſchland nur nach ſeinen 
Handlungen beurteilen könne. : 

Dieſe Taktik erfüllt das „Echo de Paris“. Das Blatt 
ſagt u. a.: Wenn Hitler ſich den Ausführungen Rooſevelts 
angeſchloſſen habe, ſo müſſe man feſtſtellen, daß Rooſevelt 

ſich gegen die Anerkennung der Rüſtungs gleichheit aus⸗ 


deutſchen Gleichberehtigungs-Forderungen, 


geſprochen habe. In der fünfiänrigen Übergangszeit werde 
man Deutſchland dieſe Gleichberechtigung demnach nicht zu⸗ 
erkennen. Während dieſer Zeit werde man die wahre 
Geſinnung des Reiches ſtudieren, um dann die 
Möglichkeit zu prüfen, wie weit man eine qualitative und 
quantitative Abrüſtung des franzöſiſchen Heeres ohne Ge⸗ 
fahr für den Frieden durchführen könne. 

Das „Journal“ ſieht in der Rede des Reichskanzlers 


eine. machtvolle Anklage gegen den Verſailler Vertrag. 


Dieſer Vertrag, ſo betont das Blatt, ſei auch von Amerika 
abgelehnt worden, was man gerade jetzt unterſtreichen 
müſſe. Man habe dem Reichskanzler im übrigen nie einen 
perſönlichen Wert abgeſprochen. 

Der „Petit Parifien“ ſtellt feſt, daß Hitler den „kriegeri⸗ 
ſchen Ausführungen ſeines Miniſters Papen“ nicht gefolgt 
ſei. Er habe jedoch mit einer gewiſſen Aufdringlichkeit die 
Gleichberechtigungsforderung aufrecht erhalten. Seine ganze 
Rede ziele auf Reviſion des Berfatller Ver⸗ 
trages ab. 

Das „Petit Journal“ fragt, warum ſich Hitler nicht der 
franzöſiſchen Auffaſſung über Schieds⸗ 
gerichtsbarkeit, Sicherheit und Abrüſtung anſchließe, 
wenn er, wie er behauptet, von ganzem Herzen den Frieden 
wünſche. Hitler habe jedenfalls einen ausgezeichneten 
Standpunkt gewählt. Es dürfe niemanden überraſchen, 
wenn man ſich in den Vereinigten Staaten zufrieden erklärt. 

Die der Regierung naheſtehende „Ere Nouvelle“ ſtellt 
die Behauptung auf, der Reichskanzler habe wieder einmal 
den Willen Deutſchlands kundgegeben, ſich den Pflichten der 
Verträge zu entziehen (?) und alle übernommenen Ver⸗ 
pflichtungen zurückzuweiſen. Der Ton ſeiner Ausführungen 
5 75 lebhaft an die frommen Reden des „blutigen 

ers“. 


Für den ſozialiſtiſchen „Populaire“ beſteht die erſte 
Pflicht der Franzöſiſchen Regierung darin, Hitler in ſeiner 
„eigenen Falle zu fangen“. Ob er ehrlich ſei oder nicht, 
ſpiele im Augenblick keine Rolle (). Frankreich wünſche 
den Frieden durch eine allgemeine Abrüſtung (2) und die 
Sicherheit, durch eine gegenſeitige Kontrolle und internatio⸗ 
nale Zuſammenarbeit. Dieſe Grundſätze müßten in Genf 
in die Tatſache umgeſetzt werden und man werde ſehen, ob 
das neue Deutſchland ſeine Unterſchrift dafür gebe oder 
n g ; 


* 


Moskau zur Kanzler⸗Erklärung. 


Moskau, 18. Mai. (Eigene Drahtmeldung.) 
Die geſamte ſowjetruſſiſche Preſſe veröffentlicht 
heute ausführlich die außenpolitiſche Rede des Reichs⸗ 
kanzlers Hitler. In ruſſiſchen politiſchen Kreiſen wird 
die Rede als ein großes politiſches Ereignis be⸗ 
wertet. Sie habe klar gezeigt, daß Deutſchland unter 
keinen Umftänden auf den Grundſatz der Gleichberechtigung 
verzichten werde. Deutſchland habe durch die Friedens⸗ 
erklärung des Reichskanzlers bewieſen, daß es nicht auf⸗ 
rüſten wolle, es verlange aber die Abrüſtung der 
ürigen Länder, damit der Gefahr eines Angriffes 
gegen Deutſchland begegnet werde. Die Rede des Reichs⸗ 
kanzlers werde in den kommenden politiſchen Verhandlun⸗ 
gen über die Abrüſtungsfrage eine große Rolle ſpielen, weil 
ſie die Grundlage für eine Verſtändigung zwiſchen Deutſch⸗ 
land und den anderen Mächten darſtelle. 


Der einmütige Beſchluß des Reichstages ſei eine ge⸗ 
waltige Kundgebung gegen die Vertreter des Verſailler 
Syſtems geweſen. 


* 


Wie wir bereits geſtern kurz mitgeteilt haben, griff der 
frühere engliſche Premierminiſter Lloyd George am 
Dienstag vor der liberalen Frauenkonferenz in Scar⸗ 
Borough die deutſchfeindliche Rede des engliſchen Kriegs⸗ 
miniſters Lord Hailsham im Oberhauſe aufs ſchärfſte 
an, wies auf die vollkommene Abrüſtung Deutſch⸗ 
lands hin und erklärte, daß die anderen Staaten 
die im Verſailler Vertrag gegebenen Abrüſtungsverſprechen 
nicht erfüllt haben. 


Lloyd George ſprach zunächſt von der Berechtigung der 
die bis zum 
vergangenen Jahre völlig töricht behandelt wurden. Wenn 


die deutſche Frage falſch angefaßt werde, hätte die Behand⸗ 


lung internationaler Fragen keinen Zweck. Es wäre ein 
ſchlimmer und nicht wieder gutzumachender Irrtum, wenn 
man die Judenfrage in Deutſchland mit der 


abſcheulichen Behandlung Deutſchlands 
durch die Alliierten in der Abrüſtungsfrage 


durcheinander bringen wolle. Deutſchland ſei zwei Jahre 
nach Verſailles vollkommen abgerüſtet geweſen, 
aber die anderen Staaten, die Deutſchland zur Abrüſtung 
zwangen, haben nicht nur ihre Abrüſtungsverpflichtungen 
9 ausgeführt, ſondern ſogar ihre Rüſt ungen er⸗ 

öht. 
von neuen Geſchützen und Frankreich Tauſende. Sie 
könnten jeden zum Schutze des deutſchen Vaterlandes er⸗ 
bauten Schützengraben zu Staub machen. 8 ; 


„Polen und die Tſchechoſlowakei haben Hunderte 


Lloyd George als Anwalt Deutſchlands. 


„Wenn man Sanktionen gegen einen Vertrags⸗ 
brecher ergreifen will, wer wird dann Sanktionen gegen 
Frankreich, Polen, die Tſchechoſlowakei, Italien, Amerika 
und uns ſelbſt ergreifen, die wir verſprachen, abzurüſten, 
aber alle, mit Ausnahme Englands (2), aufrüſteten.“ 


Lloyd George ſagte dann weiter, man müſſe nicht nur 


den 600 000 Juden in Deutſchland, ſondern auch den 60 Mil⸗ 


lionen Deutſchen in Deutſchland fair plai gewähren. 
Schließlich erhob er ſcharfen Tadel gegen die Sozialiſten 
und Liberalen, die in letzter Zeit die Flamme ſchür⸗ 
ten, die ſich dem Pulvermagazin Europas nähere. 
Pazifismus ſei ſehr oft nicht Friedeusliebe, ſondern könne 
den Krieg herausfordern. Die jetzige Lage erinnere an 
1914, als niemand, der an höchſter Stelle war, den Krieg 
gewollt habe (!). Aber er hoffe, daß die jetzige Kriſe nicht 
wiederum zu einem Konflikt führe, den auch jetzt niemand 
in der Welt wünſche. 


* 
„Das wahre Geſicht Frankreichs.“ 


Unter dieſer Überſchrift berichtet der Pariſer Korreſpon⸗ 
dent der römiſchen „Gazzetta del Popolo“ über die Beſorg⸗ 
nis erregenden Rüſtungen Frankreichs, die man 
beinahe als Mobiliſierung anſprechen könne. Die 
Bilanzen der franzöſiſchen Maſchineninduſtrie ließen un⸗ 
ſchwer erkennen, daß dieſe für die Militär magazine ar⸗ 
beiteten; denn trotz der Kriſe ſeien die Verdienſte in ſtän⸗ 
digem Steigen. Das Blatt weiſt auf Truppenverladungen 
nach der deutſchen Grenze hin, wo die Truppen in den 


normalen Sommerübungsfahrten (Gelächter). Er ſehe 
keine Urſache dafür, jetzt ein engliſches Kriegsſchiff 
nach Danzig zu ſchicken. 

Auf eine Frage Wedgewoods, ob es nicht beſſer ſei, den 
Beſuch des Schiffes vorzuverlegen, damit es zur revolu⸗ 
tionären Wahl am 28. Mai in Danzig fein könne, er⸗ 
widerte Simon, daß bei feiner Zuſammenkunft Mit dem 
Völkerbundkommiſſar vor einer Woche dieſer alarmierende 
Gerüchte über die Möglichkeit von Unruhen während der 


Danziger Wahlen mißbilligt habe.“ 


der Fall Grützmacher. 


Der „Dzien Pomorſki'“, 
meldet: 

Vor dem Bezirksgericht in Thorn hatte ſich der bereits 
ſeit einigen Wochen verhaftete Kaufmann Max Grütz⸗ 
macher wegen Außerungen zu verantworten, durch die 
das Anſehen des Polniſchen Staates herabgeſetzt wurde. 
Nach der Anklageſchrift hat der angeklagte Kaufmann am 
6. April ein Telephongeſpräch mit Berlin beſtellt und ſich 
dabei der deutſchen Sprache bedient. Die Poſtbeamtin, mit 
der Grützmacher verhandelte, fragte 2 welche Nummer 
er habe, worauf er, Grützmacher, in heftigen Worten ge⸗ 
ſchimpft hätte. Laut Anklageſchrift ſoll Grützmacher geſagt 
haben: Schicken Sie mir eine deutſche Dame, verfluchte 
Pollakin, machen Sie, daß Sie nach Kongreßpolen gehen, 
hier iſt deutſch — Pommerellen. Die Poſtbeamtin, die als 
Zeugin vernommen wurde, beſtätigte die Behauptung der 
Anklageſchrift, desgleichen der Aufſichtsbeamte Nowak, der 
Bruchteile () dieſes Geſpräches gehört hat und dem die 
Beamtin den Vorfall meldete. 

Der Staatsanwalt beantragte 1% Jahre Gefängnis für 
den Angeklagten und forderte deſſen ſofortige Verhaftung, 
da Fluchtverdacht vorliege. Das Gericht verurteilte den 
Angeklagten zu einem Jahr Gefängnis und erließ 
Haftbefehl. Der Kaufmann Grützmacher wurde aus dem 
Gerichtsſaal ſofort ins Gefängnis abgeführt. 

Soweit der „Dzien Pomorſkti“, deſſen Bericht wir 
bis auf das Verhandlungsergebnis anzuzweifeln gezwungen 
ſind. Nach dem Krakauer „Kurjer“ hat die angebliche tele⸗ 
phoniſche Beſchimpfung ganz anders gelautet. Nach unſeren 
Informationen hat Herr Grützmacher dem Telephonfräulein 
nur Vorhaltungen darüber gemacht, daß ſie ſich bei der 
Anmeldung eines Telephongeſprächs nach Deutſchland nicht 
der deutſchen Sprache bedienen wollte, trotzdem ſie dieſe 
Sprache — dafür gibt die Verhandlung den beſten Beweis — 
beherrſchte. 


ein Regierungsblatt, 


Reform der Wahlen zum Böllerbundrat. 


Genf, 17. Mai. (PAT) Am Dienstag hielt das 
Komitee, das zur Prüfung des neuen Wahl⸗ 
ſyſtems zum Völkerbundrate ins Leben gerufen 
worden iſt, eine Sitzung ab. Es lag ein Antrag Portugals 
zur Erörterung vor, das die Zahl der Ratsmitglie⸗ 
der auf 15 erhöht wiſſen will, um andern Staaten die 
Möglichkeit zu geben, die bis dahin dieſer Möglichkeit be⸗ 
raubt ſind, im Rate einen Sitz zu erhalten. Dieſer Vor⸗ 
ſchlag ſtieß auf den Widerſpruch einer Reihe von Staaten, 
a. a. Deutſchlands, Englands und Italiens. Der franzö⸗ 
ſiſche Delegierte machte den Vorſchlag, im Rate provi⸗ 
ſoriſch neue Sitze einzuräumen 
geſchieden ſei und ſich dadurch die Zahl der Ratsmit⸗ 
glieder auf 13 geſenkt habe. Der Vertreter Englands, Lord 


A Die Tanks von Frankreich, Polen und ser neuen, während der letzten fünf Jahre errichteten Be⸗ Robert Cecil, griff dieſen Gedanken auf und brachte einen 
* Tdcchechoſlowakei könnten jede Verteidigung feſtigungswerken untergebracht ſeien. Die Rhein⸗ Wie Antrag ein, der von vielen Mitgliedern des 
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Deutſchlands niederreißen. 


Ihre Flugzeuge könnten die deutſchen Städte in Aſche legen, 
während es Deutſchland nicht geſtattet ſei, einen ein⸗ 
zigen Tank oder ein Flugzeug oder ein ſchweres Geſchütz 
zum Schutze ſeiner Frauen und Kinder zu haben. 


„Darf man erſtaunt ſein, wenn die Deutſchen nach 
einer Wartezeit von 14 Jahren ärgerlich geworden ſind, 
und vielleicht ihr Gleichgewicht verloren haben? Es ſei 
gefährlich, ein Nachbarvolk durch die Anferlegung eines 
offenſichtlichen Unrechts herauszufordern. Jetzt 
ſage man plötzlich, die dentſche Forderung ſei berechtigt 
geweſen, aber man könne ſie bei den gegenwärtigen 
Verhältniſſen Deutſchlands nicht erwägen. Erſt treibe man 
Dentichland durch Ungerechtigkeiten zur Verzweiflung 


und dann kommt man mit einer ſolchen Entſchuldigung, um 


ſich der Wiedergutmachung des Unrechts zu entziehen.“ 


Das alles ſei, ſo erklärte Lloyd George, nicht das eng⸗ 
liſche „ehrliche Spiel“. Lord Hailshams Rede von Sank⸗ 


tionen gegen Deutſchland ſei äußerſt töricht geweſen, 
Sanktionen bedeuteten Krieg. 


Er habe dieſe Rede gehalten, 
ohne den Miniſterpräſidenten oder den Außenminiſter um 
Erlaubnis zu fragen. Es ſei unzuläſſig, ſo etwas getan 
zu haben. 


grenze hätte in der letzten Zeit Truppenverſtärkungen, Be⸗ 
feſtigungswerke und Maſchinengewehrneſter erhalten. 


Auch im Innern Frankreichs ſeien Kriegsvor⸗ 
bereitungen zu beobachten. In vielen Städten habe 
man Luftſchutzübungen vorgenommen. Obgleich 
keine Propaganda für den Verkauf von Gasmasken gemacht 
werde, würden Kurſe über Hilfeleiſtung an Gasvergiftungen 
abgehalten. Es wird beſonders auf die beabſichtigte Ver⸗ 
einheitlichung der beſtehenden Zivilluftfahrtlinien hinge⸗ 
wieſen, die auch nur aus militäriſchem Intereſſe angeſtrebt 
werde. Vor allem in der Nähe der Rhein- und Alpengrenze 
würden in aller Eile Notlandungsplätze angelegt. 


Ferner würden Eiſenbahnlinien ausgebaut, vor allem die 


mit der Grenze parallel laufenden verbeſſert und befeſtigt. 
Schon ſeit Monaten würden außerdem auf der Pariſer Oſt⸗ 
bahn allnächtlich Kriegsmaterial und Munition verladen. 
Man ſpreche von Bekanntmachungen über die Mobiliſie⸗ 
rung, die an alle Autobeſitzer bereits erteilt worden ſeien. 


Das Blatt iſt der Anſicht, daß alle dieſe Maßnahmen 
lediglich zur Vorſicht getroffen würden. Die offi⸗ 
ziellen Reden der franzöſiſchen Miniſter für den Frieden 
und die Verſtändigung der Völker müßten geradezu 
lächerlich wirken. 


— . — . — . — — — 


Droſſe lung der Danziger Wa renausſuhr. 


Seit einigen Tagen ſieht ſich die Danziger Wirtſchaft 
von neuen polniſchen Maßnahmen bedroht, die geeignet ſind, 
den in der letzten Zeit etwas in Gang gekommenen Danzig⸗ 
polniſchen Handel erneut lahmzulegen. Die Pol⸗ 
niſche Regierung hat verfügt, daß vom 15. Mai ab ſämtliche 
Danziger Warenſendungen an der Danzig⸗polniſchen Grenze 
feſtgehalten und zurückgewieſen werden ſollen, wenn ſie 
nicht mit einem Ausweis des polniſchen „Zollinſpektorats“ 
in Danzig verſehen ſind. 


Wie die „Danziger Neueſten Nachrichten“ ausführen, hat 
dieſe Anordnung zur praktiſchen Folge, daß ernſte Störun⸗ 
gen im Warenverkehr eintreten, iſt es doch beiſpielsweiſe 
vorgekommen, daß ſelbſt ein Danziger Laſtauto, das von 
einer polniſchen Molkerei Milch nach Danzig holen wollte, 
nicht mehr durchgelaſſen worden iſt. Die im Verſailler 
Vertrag vorgeſehene Danzig⸗polniſche Wirtſchaft und Zoll⸗ 
union wird auf dieſe Weiſe völlig illuſoriſch, und Danzig, 
das nicht mehr ſeine Erzeugniſſe nach Polen abſetzen kann, 
iſt damit zwangslänfig vor die Notwendigkeit geſtellt, ſich 
andere Abſatzmöglichkeiten zu ſuchen, wenn ſeine Wirtſchaft 
nicht völlig zugrunde gehen ſoll. 


Das Danziger Blatt vertritt die Anſicht, daß 's durch 
dieſe Maßnahmen den Danziger Firmen unmöglich gemacht 
werde, ihren Geſchäftsverkehr mit polniſchen Firmen auf⸗ 


N rechtzuerhalten. Das Blatt ſchreibt dann u. a. weiter: 


| „Einigen Firmen iſt aufgegeben worden, 800 Ztoty für 
die Kontrolle zu bezahlen; anderen iſt erklärt worden, ſie 


turenabſtempelung eine Jebühr von 15 Zloty, einerlei, auf 


welchen Betrag die Rechnung lautet. Dieſe Maßnahmen be⸗ 
laſten die Danziger Wirtſchaft natürlich ganz außerordent⸗ 
lich, zumal ſie jederzeit erhöht werden können. Die 
Summen, die Polen auf dieſe Weiſe aus der Danziger Wirt⸗ 
ſchaft herausziehen kann, gehen in die Mil lionen. Eine 
derartige indirekte Steuer zugunſten Polens 
iſt für die Danziger Wirtſchaft untragbar. Die Danziger 
Regierung will ſich darüber ſchlüſſig werden, welche Ab⸗ 
wehr maßnahmen möglich und ratſam ſind. 


Engliſches Kriegsſchiff 
kommt erſt im Juni nach Danzig. 


Zur Lage in Danzig erklärte der britiſche Außen⸗ 
miniſter Sir John Simon auf eine ſozialiſtiſche Anfrage 
im Unter hauſe, er habe vor kurzem Gelegenheit gehabt, 
die Angelegenheit mit dem Völkerbundkommiſſar Ro ſt ing 
zu beſprechen. Über die allerletzten Ereigniſſe ſei er jedoch, 
abgeſehen von den Preſſemeldungen, nicht informiert, ſo daß 
er zweckmäßigerweiſe zur Zeit noch keine Erklärung abgeben 
könnte f S 

Der Arbeiterabgeordnete Wedgewood fragte, ob 
Simon der Abſendung eines engliſchen Kriegsſchifſes nach 
Danzig (Gelächter und Zwiſchenrufe: Kriegshetzer!) und die 
Annahme eines Mandats über Danzig durch England er⸗ 
wägen wolle. Simon erwiderte, daß unter der Danziger 
Verfaſſung ein Mandat nicht in Frage komme. 
Wie er höre, ſei ein Höflichkeitsbeſuch eines eng⸗ 


mit Ausnahme von Deutſchland und Italien, 
unterſtützt wurde. 


D 


Politiſcher Mord 


Der Privatſekretär Roman Dmowfkis 
wurde erſchoſſen! 


Die nationaldemokratiſche Preſſe („Gazeta Warſzawſka“ 
Nr. 147 A) und „Stowo Pomorſkie“ Nr. 113 A. B.) bringt 
übereinſtimmend aus Brzozow in Galizien eine Mel⸗ 
dung über einen angeblichen po litiſchen Mord. Wir 
entnehmen den Berichten beider Zeitungen folgendes: 

Am Sonntag, 14. Mai, fanden im Kreiſe Brzoz o w 
(Wojewodſchaft Lemberg) eine Reihe von politiſchen Ver⸗ 
ſammlungen ſtatt. In Brzozow ſelbſt fand eine Ver⸗ 
ſammlung der Regierungspartei ſtatt, an der 
die Sejmabgeordneten Galica und Matuſska teilnah⸗ 
men. Zu gleicher Zeit wurden in Dydna und Grabownice 
bei Brzozow zwei Verſammlungen der National⸗ 
demokraten abgehalten, in welchen der Aba. Rymar 
und die beiden Sekretäre der Nationaldemokratiſchen 
Partei Chudzik und Major Owoe ſprachen. Nach den 
Wahlverſammlungen waren dieſe drei bei dem Propſt Dut⸗ 
fiemwicz in Brzozow zu Gaſt. Als fie am Abend um 
10.30 Uhr das Pfarrhaus in Brzozow verließen, fielen plötz⸗ 
lich zahlreiche Schüſſe. Auf die Hilferufe hin eilten Bewoh⸗ 
ner die umliegenden Häuſer herbei und fanden Chudzik als 
Leiche vor. In unmittelbarer Nähe lag Major Owoc mit 
ſchweren Verletzungen. Die ärztliche Feſtſtellung ergab, 
daß Major Owoc 21 Schußwunden durch Schrotkörner er⸗ 
halten hatte. 

Die nationaldemokratiſche Preſſe bezeichnet dieſe Un⸗ 
taten als einen politiſchen Mord. Die Täter ſind bis 
jetzt noch nicht ermittelt worden. Wie „Stowo Pomorſkie“ 
hinzufügt, war Chudzik der Privatſekretär Roman 


Dmowſkis. 
5 * 


Der tragiſch ums Leben gekommene Referendar Jan 
Chudzik war einer der hervorragenderen Führer der 
jungpolniſchen Nationaltſten. Als Student war 
er Mitglied der allpolniſchen Jugendorganiſatton und des 
Obwiepol. Zwei Jahre lang war er als Sekretär Ro⸗ 
man Dmowſkis in Chluchow bei Poſen tätig. Nach Er⸗ 
langung des Magiſtergrades auf der Warſchauer Univerſi⸗ 
tät kehrte er in ſeine Heimat zurück und war als Applikant 
beim Notar Gwözdz beſchäftigt. Gleichzeitig betätigte er 
ſich intenſiv als nationaler Bauernpolitiker und 
erfreute ſich unter der dortigen Bauernſchaft eines großen 
Anſehens und Einfluſſes. 


—— En 


Waſſerſtandsnachrichten. 


Waſſerſtand der Weichſel vom 18. Mai 1933. 
Krakau — 2,82, Zawichoſt + 1.06. Warſchau + 1,22, Ploct + 9.82, 


„ weil Japan aus 


* 


Thorn + 0.72, Fordon ＋ 0.59. Culm + 0,62. Graudenz + 0,81. 
Aurzebrat + 0,92, Pieckel + 019, Dirſchau 0.08, Einlage + 222 
Schiewenhorſt + 8.48. 


liſchen Kriegsſchiffes zu einem Zeitpunkte im 


müſſen 40 Zloty täglich für einen Kontrollbeamten entrichten, a 
luiſche Zollinſpektorat Juni vorgeſehen. Der Beſuch liege jedoch im Rahmen der 


Außerdem erhebt das pol für jede Fak⸗ 


Aus Stadt und Land. 


Der Nachdruck ſämtlicher Original⸗Artikel iſt nur mit ausdrück⸗ 
licher Angabe der Quelle geſtattet. — Allen unſeren Mitarbeitern 
wird ſtrengſte Verſchwiegenheit zugeſichert. 


Bromberg, 18. Mai. 
Allmähliche Erwärmen). 
Die deutſchen Wetterſtationen künden für unſer Gebiet 


teils wolkiges, teils heiteres Wetter mit 
leicht anſteigenden Temperaturen an. 


Die Zahl der Staatsbeamten in Polen. 


Die Ausgaben für die Beſoldung der Staatsbeamten 
(mit Ausnahme der ſtaatlichen Betriebe und Monopole) 
ohne die ſogenannten Zuſchlagsleiſtungen (Vergütung 
eines Teils der Schulgelder, Umzugskoſten, Reiſeſpeſen, 
ärztlichen Hilfe uſw.) waren im Haushalt für 1931/2 mit 
1 111 355 149 Zloty, 1932/33 mit 957 746 755 Zloty vorgeſehen 
und ſind für 1933/34 in einer Geſamthöhe von 904 057 420 
Zloty angeſetzt. Bei dieſen Gehältern der Verwaltungs⸗ 
beamten, des Militärs, der Polizei, der Richter, Staats⸗ 
anwälte, Lehrer uſw. ſowie der niederen Angeſtellten wurden 
im Laufe der letzten drei Jahre Abſtriche in Höhe von 
207 Millionen jährlich vorgenommen. 

Der Verband der Staatsbeamten in der Republik 
Polen berechnet nun, daß, wenn man zu dieſer Gehalts⸗ 
herabſetzung noch hinzurechnet die Kürzungen bei den 
Eiſenbahnern, Poſtbeamten, Angeſtellten der Monopole 
und anderer ſtaatlicher Betriebe, man zu einer Quote von 
etwa 300 Millionen Zloty gelangt. Auf der anderen Seite 
zählte man im Jahre 1932/33 150 550 Beamte und 118 775 
niedere Angeſtellte, zuſammen alſo 269 325 Perſonen, die im 
Staatsdienſte ſtehen. Im Jahre 1933/34 waren es 151.524 
Beamte und 96365 niedere Angeſtellte, zuſammen alſo 
247889. Die Zahl der Beamten hat ſich alſo im letzten 
Jahr um etwa 1000 erhöht, während die Zahl der niederen 
Angeſtellten um 22 400 zurückgegangen iſt. So iſt die Zahl 


der Staatsbeamten im Reſſort für Kultus und Unterricht 


von 83 337 in 1932/33 auf 84 428 in 1933/84 geſtiegen, von 
58 982 auf 59 304, bei der Polizei von 29 805 auf 29 875 und 
bei der Finanzverwaltung von 21 546 auf 21941, während 
bei der Juſtiz ein Rückgang von 20068 auf 19831 feſt⸗ 
zuſtellen iſt. 

Rechnet man zu dieſen Ziffern noch die Zahl der 
Staatsbeamten bei der Eifenbahn, Poſt, Monopol, Staats⸗ 
forſten und dergleichen hinzu, ſo erhält man eine Geſamt⸗ 
ziffer von rund 540 000 Menſchen, die im Staatsdienſte 
tätig ſind. Zuſammen mit den Familienmitgliedern ergibt 
dies die beachtliche Ziffer von etwa 1 400 000 Menſchen, 
deren Schickſal, wie der Verband der Staatsbeamten feſt⸗ 
ſtellt, vom Staate abhängt. 


§ Scharfſchießen veranſtaltet am 23. d. M. das 62. In⸗ 
fanterieregiment auf dem Schießplatz in Jagdoͤſchütz. Die 
Zugangswege ſind durch Militärpoſten geſichert. 


8 Herabſetzung des Brotpreiſes. Die Verwaltungsabtei⸗ 
lung des Magiſtrats macht auf die Verfügung des Stadt⸗ 
präſidenten vom 17. Mai d. J. aufmerkſam, wodurch der 
Preis für ein Kilogramm Brot aus 65prozentigem Roggen⸗ 
mehl auf 34 Groſchen feſtgeſetzt wird. Danach koſtet alſo ein 
3-Pfund-Brot von jetzt ab 51 Groſchen. 


$ Vor einer Senkung der Poſtgebühren? Eine War⸗ 
ſchauer Agentur berichtet, daß das Poſtminiſterium ſein Ein⸗ 
verſtändnis mit einer Herabſetzung einiger Gebühren des 
Poſttarifs vom 1. Juni ab erteilt habe. Vor allem ſoll die 
Neuerung die Einteilung der Brieffendungen in Gewichts⸗ 
klaſſen betreffen. Bisher machte die Gebühr für einen Brief 
im Inlandsverkehr bis 24 Gramm 30 Groſchen aus, von 
25 Gramm bis 0 Gramm betrug die Gebühr 60 Groſchen. 
Künftigbin foll noch eine Gebühr von 45 Groſchen für Briefe 
von 20 bis 100 Gramm geſchaffen werden, Ferner wird vom 
1. Juni die Gebühr für die Zuſtellung von Poſtſendungen 
um 10 Groſchen verringert werden. Auch die Einſchreibe⸗ 
gebühren ſollen um 10 Groſchen geſenkt werden. Eine Sen⸗ 
kung der Gebühren für die Beförderung von Poſtpaketen in 
Höhe von 25—30 Prozent wird dagegen nicht eintreten, da 
ſich das Miniſterium nur mit einer 20prozentigen Herab⸗ 
ſetzung einverſtanden erklärt hat. 


$ Brieftelegramme nach der Schweiz. Das von der 
Schweiz bisher in Verkehr mit einigen Staaten angewandte 
Syſtem der Brieſtelegramme wurde letztens auch auf Polen 
ausgedehnt. Der Unterſchied zwiſchen einem normalen Tele⸗ 
gramm und einem Brieftelegramm beſteht darin, daß dieſes 
letzte nicht ſofort nach ſeinem Eintreffen, ſondern mit der 
jeweiligen Poſt dem Empfänger eingehändigt wird. Die 
Koſten eines Brieftelegramms machen im Verkehr mit Polen 
3,25 ſchw. Franken für 25 Wörter aus, was angeſichts des 
beſtehenden Tarifs von 0,26 Goldfranken für ein Wort eines 
er Telegramms eine etwa 50prozentige Erſparnis 
bedeutet. 


$ „Du verfluchter Deutſcher.“ Ein Fall, der die Aus⸗ 


wüchſe der Deutſchenverhetzung kraß beleuchtet, ereignete ſich 


am vergangenen Sonntag zwiſchen 7 und 7.30 Uhr abends. 
Um die genannte Zeit befand ſich ein Mitglied des R. C. 
„Frithjof“ auf dem Wege zu feiner Wohnung, die am Korn⸗ 
markt liegt. Als er an den Wichertſchen Feſtfälen vorbei⸗ 
gegangen war, ſtürzte plötzlich aus einem Hauſe ein Mann 
heraus und verſetzte dem Ruderer mit den Worten „Tey 
przeklety ſzwabie!“ („Du verfluchter Deutſcher!“)) einen 
Schlag gegen den Kopf. Der Deutſche brach zuſam⸗ 
men und war etwa eine Viertelſtunde beſinnungslos. In 
der elterlichen Wohnung machten ſich Mängel im Erinne⸗ 
rungsvermögen bemerkbar und die Unterſuchung durch einen 
Arzt ergab, daß der junge Mann einen leichten Nerven⸗ 
ſchock erlitten hat. 


$ Ein Verkehrsunfall ereignete ſich am Mittwoch nach⸗ 
mittag auf der Wilhelmſtraße (Jagiellonſka)ß. Als ein 
Fleiſcher ſich mit ſeinem Geſpann zum Schlachthof begab, 
riß plötzlich ein Strang und das Pferd ging durch. 
Dabei ſprang das Tier plötzlich zur Seite und lief auf einen 
Feuermelder auf, der umgeriſſen wurde. Während die In⸗ 
ſaſſen des Wagens mit dem Schrecken davongekommen 
waren, mußte das Tier, das ſich ein Bein gebrochen hatte, 
getötet werden. 


§ Einen Unfall erlitt auf dem Reitplatz des 16. Ulanen⸗ 
Regiments ein Major. Während eines Sprunges ſtürzte 
das Pferd, ſo daß der Offizier zu Boden geworfen wurde 
und durch die Hufe des Pferdes am Kopf nicht unerheblich ver⸗ 
letzt wurde. Man ſchaffte den Major mit dem Militärkran⸗ 
kenwagen in das Diakoniſſenhaus, wo unverzüglich eine 
Operation vorgenommen werden mußte. 


§ Ein Geiſteskranker als Brandſtifter. In der letzten 
Zeit haben ſich im Kreiſe Bromberg verſchiedene Brände 
ereignet, die auf Brandftiftung zurückzuführen waren. Die 
Ermittelungen ergaben, daß gewöhnlich ſolche Wirtſchaften 
in Flammen aufgingen, bei deren Beſitzer vorher ein Mann 
um ein Nachtlager nachgeſucht hatte und dem dieſes ver⸗ 
weigert worden war. Die übereinſtimmende Beſchreibung 
des betreffenden Mannes durch die Geſchädigten führte die 
Polizei auf die Spur eines Geiſteskranken, der noch immer 
geſucht wird. Es handelt ſich um einen etwa 40 Jahre 


alten Mann von mittlerer Größe, mit rötlichem Haar und 
ſtarkem Bartwuchs. Er iſt mit einer abgetragenen Jacke, 
einer alten 


die aus einem Militärröck gearbeitet wurde, 
Hoſe und verſchliſſenen Schuhen bekleidet. 


Der Frühling. 


Wenn die Melt, so wildbewegt, 
Angstlich schaut nach ibren Rettern: 
Über aller Nebel Wogen i 
Moölbt Er kühn den Friedensbogen 
Und wie nach verzognen Mettern 
Rauscht die Erde wieder mild, 

Alle Rnospen Blüten treiben, 

Und der Frübling ist sein Paus. 

Und der Frübling gebt nie aus. 
Joseph Freiberr von Eichendorff, 
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TI Crone (Koronowo), 15, Mai. Eingebrochen 
wurde in den Keller der Beſitzerwitwe Mühlbrandt in 
Hammer (Borzenkowo) bei Maxtal. Sie entwendeten etwa 
20 Liter Fruchtweine. 


J Dobrzyca, Kreis Krotoſchin, 16. Mai. Die Orts⸗ 
gruppe Eichdorf der Weſtpolniſchen Landwirtſchaftlichen 
Geſellſchaft verſammelte ſich am vergangenen Freitag bei 
Schönborn zu einer Sitzung, in der der Leiter der Land⸗ 
wirtſchaftlichen Winterſchule in Birnbaum, Diplom⸗Land⸗ 
wirt Zern, einen Vortrag hielt. Er berührte darin 
aktuelle Fragen über intenſive und extenſive Arbeit in der 
Landwirtſchaft, die Verwendung von Kunſtdüngemitteln 
bei der gegenwärtigen Wirtſchaftslage, das behelfsmäßige 
Edelmiſtverfahren, die Bekämpfung des Unkrauts und der 
Schädlinge, die zweckmäßige Fütterung, durch die trotz 
großer Erſparniſſe ausreichende Erfolge erzielt werden. 
Der landwirtſchaftlichen Buchführung widmete der Vor⸗ 
tragende ſein beſonderes Augenmerk. Dem Vortrage ſchloß 
ſich dann eine ſehr lebhafte Ausſprache an. f j 


ex Erin (Kcynia), 16. Mai. Beim Fiſchfang töd⸗ 
lich verunglückt iſt der 36jährige Arbeiter Ka⸗ 
minſki aus Podolin. Damit die Fiſche an die Oberfläche 
kommen -follten, brachte er eine Zündſchnur an, die er zu 
früh entzündete. Es kam zu einer Exploſion, wobei K. 
ſchwere Verletzungen erlitt. Er konnte ſich ungefähr 
10 Meter von der Unfallſtelle ſortſchleppen, worauf er tot 


r 


zuſammenbrach. Der Sohn erlitt ſchwere Verletzungen, ſo 


daß er ins Krankenhaus eingeliefert werden mußte. 

Der heutige Wochenmarkt war des Regenwetters 
wegen ſehr ſchwach beſchickt. Butter koſtete das Pfund 
1,30—1,50, Eier die Mandel 0,70—0,80. Der Schweine⸗ 
markt hatte auch weniger Auftrieb. Für Ferkel wurden 
30—33 Ztoty das Paar gezahlt. Bacon⸗Schweine brachten 
39 Zloty für den Zentner. . 


CH Gneſen (Öniezno), 16. Mai. Der Magiſtrats⸗ 
beamte Czeſtaw Nowak aus Rogowo verſuchte in einem 
hieſigen Hotel Selbftmord zu verüben. Er beſtellte ſich 
ein Zimmer und bat den Kellner, ihn morgens um 5 Uhr 
zu wecken. Da trotz Klopfens am Morgen ſich niemand 
meldete, wurde die Tür mit Gewalt geöffnet. Man fand 
Nowak beſinnungslos vor. Der hinzugerufene Arzt ſtellte 
Vergiftung feſt. In bedenklichem Zuſtande wurde er nach 
Rogowo in das Elternhaus gebracht. Die Urſache zu dem 
verzweifelten Schritt ſoll in dem Verluſt ſeiner Stellung 
zu ſuchen jein . 


c Gneſen (Gniezno), 18. Mai. Schnelle Aufklä⸗ 
rung hat der auf den Dentiſten Kozlowfki verſuchten über⸗ 
fall gefunden. Ein 19jähriger Kaufmannsſohn meldete ſich 
als der Übeltäter und gab an, die Tat unternommen zu 
haben, um zu Geld zu kommen, da er 50 Zloty Schulden 
habe. Er bat Kozlowſki um Verzeihung und von einer An⸗ 
zeige abzuſehen. N 

Ludwig Hoffmann - Zydomwo hat den Verluſt feines 
Fahrrades aus dem Reſtaurant Karpinfki, Warſchauerſtraße, 
zu beklagen. — Dem Beſitzer Thomas Marchwiak⸗Chle⸗ 
bienie entwendeten bisher unbekannte Diebe 1 Zentrifuge, 
zwei Decken und 50 Kilo Mehl im Geſamtwerte von 110 ZH, 
— Vor einigen Tagen wurde bei dem Fleiſchermeiſter 
Oginſki, Pferdemarkt, eingebrochen und machten die Diebe 
eine reiche Beute an Fleiſchwaren. Der Polizeibehörde iſt 
es men gelungen, die Diebe hinter Schloß und Riegel 
zu bringen. 


2. Inowroclaw, 16. Mai. Einen Selbſtmordver⸗ 
ſuch verübte eine Einwohnerin aus Kornowo, die hierher 
gekommen war, um ihren Verlobten zu beſuchen. Sie nahm 
ein Quantum Eſſigſäure zu ſich, da man ihr Vorhaben be⸗ 
merkte, wurde ſie ins Krankenhaus geſchafft, wo ſie gerettet 
werden konnte. 

Eine furchtbare Liebestragödie ſpielte ſich 
am letzten Montag gegen 11 Uhr vormittags in Lachmiero⸗ 
wice bei Kruſchwitz ab. Seit längerer Zeit unterhielt ein 
19 jähriges Mädchen aus Racice mit dem 28 jährigen Forſt⸗ 
gehilfen Hubert Gromowſki aus Lachmirowice ein 


Liebes verhältnis, das in letzter Zeit in die Brüche zu gehen 


ſchien. Am kritiſchen Tage verließ das Mädchen um 9 Uhr 
früh die Wohnung ihrer Eltern und begab ſich in die Woh⸗ 
nung des G. Man ging zuſammen zum Walde, wo beide 
in einen heftigen Wortwechſel gerieten. Plötzlich zog das 
Mädchen einen Browning und gab auf ſeinen Geliebten 


einen Schuß ab, der, in die Bruſt getroffen, tot zuſammen⸗ 


brach. Darauf richtete fie die Waffe gegen ſich ſelbſt und ver⸗ 
wundete ſich ebenfalls durch einen Schuß in die Bruſt 
ſchwer. Die Leiche des Erſchoſſenen wurde von der Ges 
richtsbehörde beſchlagnahmt. 


2 Inowroclaw, 17. Mai. Ein überaus raffi⸗ 
nierter Einbruchsdiebſtahl wurde bei dem hieſigen 
Drogeriebeſitzer Lorek in der vergangenen Nacht verübt. 


Der Dieb, der mit den Verhältniſſen gut vertraut iſt, 
drang durch die Kellerräume in den Laden und ſtellte dort 
mit großer Sorgfalt ein Sortiment jeglicher Drogenwaren 
zuſammen, die für den Anfang genügen, ein Geſchäft auf⸗ 


zumachen, außerdem nahm der Dieb noch die Schreib⸗ 
maſchine mit. Am nächſten Morgen gegen %9 Uhr wurde 
Herr L. von einem Bekannten aus Zlotniki Kuj. angerufen, 
der ihm mitteilte, daß bei ihm ein Konrad Stelinfti 
einen Sack mit Drogenwaren im Werte von 500 Zloty 
untergeſtellt hätte, die er angeblich kaufen wollte, ihm die 
Sache jedoch verdächtig erſchien. Herr L. erinnerte ſich fo⸗ 
fort, daß dieſer brave Dieb kein anderer als ſein früherer 
Lehrling iſt. Die Ware wurde ſichergeſtellt, es fehlen nun 
noch die Schreibmaſchine und nochmals für 500 Zloty Ware, 
ebenſo iſt auch der Dieb noch nicht gefaßt. 

Drei maskierte Banditen drangen in der 
Nacht zum Dienstag in die Wohnung des Landwirts Wla⸗ 
dyſtaw Witezak in Rzepowo ein, durchſuchten die ganze 
Wohnung und raubten Bargeld in Höhe von 2627 Zloty 
und Herrengarderobe, Wäſche, Schuhe uſw. im Werte von 
1000 Zloty. 

Eine Pferdemuſterung findet am 29. Mai d. J., 
7% Uhr früh, auf dem hieſigen Targowiſko für die Stadt 
Inowroctaw ſtatt, für den Kreis Inowrockaw ebendaſelbſt 
am 30. und 31. d. M. - 


ss. Mogilno, 17. Mai. In der letzten Stadtver⸗ 
ordnetenſitzung wurde der Antrag des hieſigen 
Schulleiters Grylewiez, mit den Schulkindern der ſiebenten 
Klaſſe zwecks Erziehung zur Selbſtändigkeit, am Verlauf 
der Sitzung teilnehmen zu können, angenommen. Es wurde 
beſchloſſen, eine Anleihe aus dem Arbeitsfonds in Warſchau 
in Höhe von 27300 Zloty mit 2 Prozent jährlicher Ver⸗ 
zinſung zwecks Planierung und Ausbau der Stadtanlagen 
aufzunehmen und die Verlängerung des kurzfriſtigen Kre⸗ 
dits von 30 000 Zloty aus der Kommunalkreditbank in Poſen 
auf ein Jahr zu beantragen. Einſtimmig wurde der Preis 
für Leuchtgas von 35 auf 30 Groſchen, und der für Be⸗ 
triebsgas von 30 auf 27 Groſchen herabgeſetzt, und zwar 
vom 1. d. M. ab. Beſchloſſen wurde ferner, für 1934 acht 
Jahrmärkte, und zwar: am 16. Januar, 8. Mai, 7. Auguſt 
und 23. Oktober Vieh⸗ und Pferdemärkte, und am 20. März, 
19. Juni, 18. September und 18. Dezember allgemeine Jahr⸗ 
märkte, zu beantragen. Weil das Wappen hieſiger Stadt 


im Laufe von Jahrhunderten gewechſelt worden iſt, und 


es heute drei Schwerter ſtatt drei Kreuze enthält, wurde 
beſchloſſen, das alte hiſtoriſche Wappen (auf blauem Unter⸗ 
grunde drei Kreuze), von nun an wieder zu benutzen. 


es Mrotſchen (Mrocza), 16. Mai. Bei dem Getreide⸗ 
händler Zodrow wurden in der Nacht vom Speicher 
14½ Zentner Weizen geſtohlen. Die Spur führte zu 
einem Wirt aus Kongreßpolen hin, der am frühen Morgen 
per Auto nach Bromberg überſiedelte. Die Polizei ver⸗ 
ſtändigte die Bromberger Polizei und kurz vor der Stadt 


konnte der Weizen dem Diebe abgenommen werden. 


c Poſen (Poznan), 17. Mai. Seine Goldene Hoch⸗ 
zeit feierte der Lokomotivführer i. R. Böning mit 
ſeiner Ehefrau Wilhelmine geb. Pogrzeba in verhältnis⸗ 
mäßig großer geiſtiger und körperlicher Friſche. 

Am fr. Berliner Tor wurde Sofie Pſioſz von einem 
Kraftwagen überfahren und am linken Arm und an der 
Hüfte ſchwer verletzt. In der fr. Kaiſer⸗Wilhelm⸗Straße 
wurde Ignatz Jeziorowſki von einem Radfahrer über⸗ 
fahren und verletzt. 

Bei einer wüſten Prügelei unter den Gäſten des 
Jachowſkiſchen Lokals in der Waſſerſtraße hagelte es von 
Gläſern, und Stuhlbeine traten in Tätigkeit. Als aber 
ein Revolverſchuß fiel, durch den der Fleiſcher Joſef 
Marchalek ſchwer verletzt wurde, wurde es plötzlich ganz 
ſtill. Marchalek wurde dem Stadtkrankenhauſe zugeführt. 

Der Eiſenbahnarbeiter Joſko aus der Langenſtraße 10 
ſtürzte auf dem glatten Fahrdamm mit ſeinem Fahrrade 
und zog ſich einen doppelten Bruch der rechten Hand zu. 

Wegen Fälſchung eines Poſtſparkaſſen⸗Scheckbuchs 
wurde die obdachloſe Tänzerin Barbara Greiner feſt⸗ 
genommen. Ihr Schickſal teilte der Arbeiter Viktor 
Czarny wegen Kümmelblättchenſpiels. 


Am Montag wurden hier verſchiedene Funktionäre der 
polniſchen Studentenſchaft und mehrere Redakteure aus 
unbekannter Urſache in Unterſuchungs haft ge⸗ 
nommen und dem Gerichtsgefängnis in der Mühlenſtraße 
zugeführt. 

Beim Spielen mit einem Revolver verletzte 
ſich der bei der Firma „Odlew Metalu“, fr. Große Berliner 
Straße 83, beſchäftigte Anton Wisniewski aus Boleſtawice 
bei Poſen durch einen Schuß in die Bruft ſchwer, ſo daß er 
dem Stadtkrankenhauſe zugeführt werden mußte. 


* Schrimm (Srem), 18. Mai. In der Pfarrkirche wurde 
ein zweifacher Kirchendiebſtahl verübt. Einbrecher 
drangen in die Sakriſtei, wo ſie eine Sammelbüchſe ſtahlen. 
Von dort aus wollten ſie in das Innere der Kirche vor⸗ 
dringen, was ihnen jedoch nicht gelang. Darauf wurde in 
der Nacht zum Dienstag ein zweiter Einbruch verübt. Wie⸗ 
der gelangten die Täter in die Sakriſtei und ſtahlen einen 
ſchweren ſilbernen Kelch und andere wertvolle Gegenſtände. 
In der Kirche ſelbſt erbrachen ſie einige Opferkäſten, in 
denen ſie jedoch kein Geld vorfanden. 


* Schulitz, 18. Mai. In der Nacht zum Mittwoch hatte 
ſich ein Dieb in die katholiſche Kirche in Schulitz 
nach der Mai⸗Andacht eingeſchlichen und dort einſchließen 
laſſen. Um von dem Kirchendiener nicht bemerkt zu werden, 
hatte ſich der Täter auf dem Chor verſteckt, dann von dem 
Glockenſeil ein Stück abgeſchnitten und mit Hilfe dieſes 
Seiles ſich in das Schiff hinabgelaſſen. Dort erbrach er zwei 
Opferkäſten, in denen ſich jedoch nur einige wenige Münzen 
befanden. Von dem Täter fehlt jede Spur. 
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PrivatklinikDr.Kröl 
Bydgoszcz, Plac Wolnosci 11 :: Telefon 1910 
a) Innere und Nerven-Abteilung B 

b) Chlrurgisch - gynäkologische und Geburts- 
hilfliche Abteilung 7 
Röntgen-Institut. Elektrotherapie (Dia- 
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HERZ — RHEUMA 


Volle Pension von 4 RM. an. 


Wesentliche Senkung von Bäderpreisen. 


2. Blatt. 


Deutsche Rundſchau. 


Bromberg, Freitag den 19. Mai 1933. 


neihstangler Adolf Hitler ſprict zur Welt 


Me denkwürdige Neichstagsſttung. 


Berlin, 17. Mai. (Eigene Meldung.) Lange vor Beginn 
ſeiner dritten (außerordentlichen) Sitzung war der Deutſche 
Reichstag vollzählig im großen Sitzungsſaale der Kroll⸗Oper 
verſammelt. Nur auf den Bänken der Sozialdemokraten 
waren einige Lücken feſtzuſtellen. Die Tribünen waren 
überfüllt, ebenſo die Diplomatenlogen, in denen neben 
den Vertretern der auswärtigen Mächte auch der Kronprinz 
Platz genommen hatte. Das Reichskabinett war vollzählig 
erſchienen. Neben den Miniſtern ſah man Staatsſekretär 
Meißner und den Vorſitzenden der deutſchen Delegation 
für die Abrüſtungskonferenz, Botſchafter Nadolny. 

Um 154 Uhr ertönte das Zeichen zum Beginn der 
Sitzung. Reichskanzler Adolf Hitler in SA⸗Uniform, gefolgt 
vom Reichsinnenminiſter Dr. Frick, ſchritt, während ſämtliche 
Abgeordnete und die Tribünenbeſucher ſich von den Plätzen 
erhoben, zu ſeinem Platz auf der Regierungsbank. 

Reichstags⸗Präſident Göring eröffnete 
die dritte Sitzung des Reichstags 
mit folgender an die Abgeordneten gerichteten Erklärung: 
„Sie ſind in einer ernſten Stunde zuſammen⸗ 
gerufen worden. Es gilt eine Schickſalsfrage unſerer 
Nation. Wohl kaum jemals vorher war der Reichs⸗ 
tag zu einer ſo ernſten Frage, zu einer ſo ernſten 
Stunde einberufen worden. Die Deutſche Reichs⸗ 
regierung wünſcht ihre Abſichten und ihre Ziele in 
dieſer ſchwierigen Frage dem ganzen deutſchen Volke 
klar zu legen. Das Wort hat nunmehr unſer Führer, 
des deutſchen Volkes Kanzler.“ 
Unter lautloſer Stille begab ſich dann 


Reichskanzler Adolf Hitler 


zum Rednerpult. Er führte aus: 


„Abgeordnete! Männer und Frauen des Deutſchen 
Reichstages! Namens der Reichsregierung habe ich den 
Reichstags⸗-Präſidenten Göring gebeten, den Deutſchen 
Reichstag einzuberufen, um vor dieſem Forum zu den Fragen 
Stellung zu nehmen, die heute nicht nur unſer Volk, ſondern 
die ganze Welt bewegen. Die Ihnen bekannten Probleme 
ſind von ſo großer Bedeutung, daß von ihrer glücklichen Löſung 
nicht nur die politiſche Befriedung, ſondern auch die wirt⸗ 
ſchaftliche Rettung aller abhängt. Wenn ich dabei für die 
Deutſche Regierung dem Wunſche Ausdruck gebe, ihre Be⸗ 
handlung der Sphäre jeder Leidenſchaftlichkeit zu 
entziehen, dann geſchieht es nicht zum geringſten in der uns 
alle beherrſchenden Erkenntnis, daß die Kriſe der heutigen 
Zeit ihren tiefſten Urſprung ſelbſt nur jener Leidenſchaft 
zu verdanken hat, die am Ende des Krieges Klugheit, Einſicht 
und Gerechtigkeit der Völker verdüſterte. : 

Denn alle jene die Kriſis verurſachenden 

Probleme liegen in den Mängeln des Friedens⸗ 

vertrages begründet, der es nicht vermochte, 

die wichtigſten und entſcheidendſten Fragen 

für alle Zutunft überlegen, klar und vernünftig 

zu löſen. 
Weder die nationalen noch die wirtſchaftlichen oder gar die 
rechtlichen Angelegenheiten und Forderungen der Völker 
ſind durch dieſen Vertrag in einer Weiſe gelöſt worden, daß 
ſie vor der Kritik der Vernunft für alle Zeiten beſtehen 
könnten. Es iſt daher verſtändlich, daß 
der Gedanke einer Reviſion 


nicht nur zu den dauernden Begleiterſcheinungen und Aus- 
wirkungen dieſes Vertrages gehört, ſondern daß eine Reviſion 
ſogar von ſeinen Verfaſſern als notwendig vorgeſehen 
wurde und daher im Vertrage ſelbſt ihre rechtliche Ver⸗ 
ankerung fand. 

Wenn ich kurz auf die Probleme, die dieſer Vertrag hätte 
löſen ſollen, eingehe, dann geſchieht es deshalb, weil durch 
das Verſagen auf dieſem Gebiete ſich zwangsläufig die 
ſpäteren Situationen ergeben haben, unter denen die politi⸗ 
ſchen und wirtſchaftlichen Beziehungen der Völker ſeitdem 
leiden. Die politifch-nationalen Probleme find folgende: 
Durch viele Jahrhunderte entwickelten ſich die europäiſchen 
Staaten und ihre Grenzziehung nach einfachen Geſetzen, die 
ausſchließlich im Bereich eines ſtaatlichen Denkens lagen. 
Mit dem ſiegreichen Durchbruch des Nationalitäten⸗Prinzips 
im Laufe des vorigen Jahrhunderts wurden infolge der 
Nichtberückſichtigung dieſer neuen Ideale durch die aus 
anderen Vorausſetzungen entſtandenen Staaten die Keime 
zu zahlreichen Konflikten gelegt. Es konnte nach Beendigung 
des großen Krieges keine höhere Aufgabe für eine wirkliche 
Friedens⸗Konferenz bilden, als in klarer Erkenntnis dieſer 
Tatſache eine Neugliederung der europäiſchen Staaten 
vorzunehmen, die dieſem Prinzip im höchſtmöglichen Umfang 
gerecht wurde. Je klarer durch eine ſolche Regelung die 
Voltsgrenzen ſich mit den Staatsgrenzen deckten, um ſo 
mehr konnte dadurch eine große Reihe künftiger Konflikts⸗ 
möglichteiten aus der Welt geſchafft werden. Ja, dieſe 
territoriale Neugeſtaltung Europas unter Berückſichtigung 
der wirklichen Volksgrenzen wäre geſchichtlich jene 
Löſung geweſen, die mit dem Blick auf die Zukunft für Sieger 
und Beſiegte vielleicht 
die Blutopfer 


hätte erſcheinen laſſen, weil durch ſie der Welt die Grundlage 
für einen wirklichen dauernden Frieden gegeben 
worden wäre. Tatſächlich entſchloß man ſich aber teils aus 
Unkenntnis, teils aus Leidenſchaft und Haß zu Löſungen, 
die den Keim neuer Konflikte ſchon in ihrer Unlogik und 
1 trugen und in dieſer Konferenz zur Löſung vor⸗ 
agen. 

Die gegenwärtige wirtſchaftliche Situation Europas 
iſt gekennzeichnet durch die erfüllung des europäiſchen 
Weſtens und durch die Armut des Bodens dieſer Gebiete an 
gewiſſen Rohſtoffen, die gerade in jenen Gebieten mit alter 
Kultur dem dort gewohnten Lebensſtandard unentbehrlich 
ſind. Wollte man eine gewiſſe Befriedung Europas für 
menſchlich abſehbare Zeit herbeiführen, dann müßte man ſtatt 
der Unfruchtbarkeit der gefährlichen Begriffe wie „Wieder⸗ 
gutmachung“ uſw die tiefe Erkenntnis verfolgen und berück⸗ 
ſichtigen, daß mangelnde Exiſtenzmöglichteit immer die Quelle 
von Völterkonflikten geweſen if. (Stürmiſcher Beifall.) 


> 


des Großen Krieges nicht ganz vergeblich 


Statt den Gedanken der Vernichtung zu predigen, 


müßte man überlegen, wie eine Neuordnung der inter⸗ 
nationalen, politiſchen und wirtſchaftlichen Beziehungen vor⸗ 
genommen werden könne, die den Exiſtenznotwendigkeiten 
der einzelnen Völker in höchſtmöglichem Umfange gerecht 
würden. Es iſt nicht weiſe, die wirtſchaftlichen Lebens⸗ 
möglichkeiten einem Volke zu entziehen, ohne Rückſicht darauf, 
daß die davon abhängige Bevölkerung darauf angewieſen iſt, 
in dieſen Gebieten weiterhin zu leben. (Erneute Zuſtimmung.) 
Die Meinung, durch die wirtſchaftliche Vernichtung eines 
65 Millionen⸗Volkes werde anderen Völkern ein nützlicher 
Dienſt erwieſen, iſt eine unſinnige. Sehr bald würden die 
Völker, die ſo verfahren wollten, nach den natürlichen Ge⸗ 
ſetzen von Urſache und Wirkung ſpüren, daß ſie derſelben 
Kataſtrophe zugeführt werden, die ſie dem einen Volke 
bereiten wollten. 


Der Gedanke der Reparationen und ihrer 
Durchführung wird einmal in der Völker⸗ 
geſchichte ein Schulbeiſpiel dafür ſein, wie ſehr 
die Außerachtlaſſung der internationalen 
Wohlfahrt für alle ſchädlich ſein kann. 


Tatſächlich konnten die Reparationen nur vom deutſchen 
Export gezahlt werden. In gleichem Ausmaß wie Deutſch⸗ 
land wegen der Reparationen als internationales Export⸗ 
Unternehmen betrachtet wurde, mußte aber der Export der 
Gläubigerſtaaten leiden. Der wirtſchaftliche Nutzen der 
Reparationszahlungen konnte daher in keinem Verhältnis zu 
dem Schaden ſtehen, der den einzelnen Volkswirtſchaften 
mit den Reparationen zugefügt wurde. (Sehr richtig.) Der 
Verſuch, eine ſolche Entwicklung dadurch abzuwenden, daß 
eine Beſchränkung des deutſchen Exports durch Kredit⸗ 
gewährungen zur Ermöglichung der Zahlungen ausgeglichen 
wurde, war wenig umſichtig und im Ergebnis falſch. Denn die 
Umſchuldung der politiſchen in private Verpflichtungen führte 
zu einem Zinſendienſt, deſſen Erfüllung zu denſelben Er⸗ 
gebniſſen führen mußte. Das Schlimmſte aber war, daß die 
Entwicklung des binnenwirtſchaftliche i Lebens gehemmt und 
vernichtet wurde. Der Kampf auf den Weltabſatzmärkten 
durch dauernde Preisunterbietungen, führte zu einer Über⸗ 
ſpitzung der Rationaliſierungs-Maßnahmen in der Wirtſchaft. 
Die Millionen unſerer Arbeitsloſen ſind das letzte Ergebnis 
dieſer Entwicklung. Wollte man aber die Reparations⸗ 
Verpflichtungen auf Sachlieferungen beſchränken, dann müßte 
dies zu einer nicht minder großen Schädigung der Binnen⸗ 
erzeugung der alſo bedrückten Völker führen. Denn Sach— 
tieferungen in dem in Frage kommenden Umfange ſind nicht 
denkbar, ohne die eigene Produktion der Völker auf das 
ſtärkſte zu gefährden. 


Es iſt die Schuld des Verſailler Vertrages, eine 

Zeit eingeleitet zu haben, in der finanzielle 

Rechenkunſt d wirtſchaftliche Vernunft 
umzubringen ſcheint. (Beifall.) 


Deutſchland hat dieſe ihm auferlegten Verpflichtungen 
trotz der ihnen innewohnenden Unvernunft und der voraus— 
zuſehenden Folgen geradezu ſelbſtmörderiſch treu er- 
füllt. Die internationale Wirtſchaftskriſe iſt der unumſtöß⸗ 
liche Beweis für die Richtigkeſt dieſer Behauptung. Der 
Gedanke der Wiederherſte lung eines allgemeinen inter⸗ 
nationalen Rechtsempfindens iſt durch den Verſailler 
Vertrag nicht minder vernichtet worden. Denn um die 
geſamten Maßnahmen dieſes Ediktes zu motivieren, mußte 
Deutſchland zum Schuldige i geſtempelt werden. 


Dies iſt ein ebenſo einfaches wie allerdings 
unmögliches Verfahren. In Zukunft wird die 
Schuld an Auseinanderſetzungen immer der 
Beſiegte tragen; denn der Sieger hat ja immer 
die Möglichkeit, dieſe Feſtſtellung einfach zu 
treffen. (Lebhafte Zuſtimmung.) 


Dieſer Vorgang führte deshalb zu furchtbarer Bedeutung, 


weil er damit zugleich eine Begründung gab *für die Um⸗ 
wandlung eines am Ende dieſes Krieges vorhandenen Kräfte⸗ 
verhältniſſes in eine dauernde Rechtsnorm. Die Begriffe 
Sieger und Beſiegte wurden damit förmlich zum Fun⸗ 
dament einer neuen internationalen Rechts- und Geſellſchafts⸗ 
ordnung gemacht. Die Disqualifizierung eines großen Volkes 
zu einer Nation zweiten Ranges und zweiter Klaſſe 
wurde in einem Augenblick proklamiert, in dem ein Bund 
der Nationen aus der Taufe gehoben werden ſollte. (Zu⸗ 
ſtimmung.) Dieſe Behandlung Deutſchlands konnte in der 
Folge nicht zu einer Befriedung der Welt führen. 
Die damit für nötig erachtete Abrüſtung und Wehrlos⸗ 
machung der Beſiegten, ein in der Geſchichte der euro- 
päiſchen Nationen unerhörter Vorgang, war noch weniger 
geeignet, die allgemeinen Gefahren und Konfliktsſtoffe zu 
vermindern, ſondern führten nur in den Zuſtand jener 
ewigen Drohungen, Forderungen und Sanktionen, 
die als fortdauernde Unruhen und Unſicherheit zum Grabe 
der geſamten Weltwirtſchaft zu werden drohen. (Bei⸗ 
fall.) Wenn im Völkerbund jede Überlegung hinſichtlich des 
Riſikos bei beſtimmten Behandlungen ausfällt, wird nur zu 
leicht die Unvernunft über die Vernunft ſiegen. Der Völker⸗ 
bund hat zum mindeſten gerade den Schwachen bei ſolchen 
Anläſſen keine merkliche Hilfe zukommen zu laſſen vermocht. 
(Erneute Zuſtimmung.) Verträge, die zur Befriedung des 
Lebens der Völker untereinander abgeſchloſſen werden, haben 
nur dann einen inneren Sinn, wenn ſie von einer wirklichen 
und aufrichtigen Gleichberechtigung aller ausgehen. 
Gerade darin liegt die Haupturſache der ſeit Jahren die 
Welt beherrſchenden Gärung. Daß aber die heute vor- 
liegenden Probleme eine vernünftige und endgültige Löſung 
erfahren, liegt im Intereſſe aller. 


Kein neuer europäiſcher e in der Lage, 
an Stelle der unbefriedigenden Zuſtände von 
heute etwas Beſſeres zu ſetzen. 


Im Gegenteil: weder politiſch noch wirtſchaftlich könnte die 
Anwendung irgend welcher Gewalt in Europa eine gün⸗ 
ſtigere Situation hervorrufen als ſie heute beſteht. Selbſt 
bei ausſchlaggebendem Erfolg einer neuen europäiſchen 
Gewaltlöſung würde als Endergebnis eine Vergrößerung 
der Störung des europäiſchen Gleichgewichts eintreten und 
damit ſo oder ſo der Keim für ſpätere neue Gegenſätze 
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und neue Verwicklungen gelegt werden. (Stürmiſcher Bei⸗ 
fall.) Neue Kriege, neue Opfer, neue Unjicherheit und eine 
neue Wirtſchaftsnot würden die Folgen ſein. 


Der Ausbruch eines ſolchen Wahnſinns ohne 


Ende aber müßte den Zuſammenbruch der 

heutigen Geſellſchafts⸗ und Staatenordnung her⸗ 

beiführen. Ein im kommuniſtiſchen Chaos 

verjintendes Europa würde eine Kriſe von un⸗ 

abſehbarem Ausmaß und nicht abzuſchätzender 
Dauer heraufbeſchwören. 

Es iſt der tiefernſte Wunſch der Nationalen 
Regierung des Deutſchen Reiches, eine ſolche Entwicklung 
durch ihre aufrichtige und tätige Mitarbeit zu v erhindern. 

Das iſt auch der innere Sinn der in Deutſchland voll⸗ 
zogenen Umwälzung. Die drei Geſichtspunkte, die unſere 


Revolution beherrſchen, widerſprechen in keiner Weiſe den 


Intereſſen der übrigen Welt: 

1. Verhinderung des drohenden kommuniſtiſchen ms 
ſturzes und Ausbau eines die verſchiedenen In⸗ 
tereſſen der Klaſſen und Stände einigenden Volks- 
ſtaates und die Erhaltung des Eigentumsbegriffs 
als Grundlage unſerer Kultur. 


Löſung des ſchwerſten ſozialen Problems durch die 
Zurückführung der Millionen⸗Armee unſerer be⸗ 
dauernswerten Arbeitsloſen in die Produktion. 


3. Wiederherſtellung einer ſtabilen und autoritären 
Staatsführung, getragen von dem Vertrauen und 
Willen der Nation, die dieſes große Volk endlich 
wieder der Welt gegenüber als vertragsfähig erſcheinen 
läßt. (Lebhafter Beifall.) 

Wenn ich in dieſem Augenblick bewußt als deutſcher 
Nationalſozialiſt ſpreche, ſo möchte ich namens der 
Nationalen Regierung und der geſamten nationalen Er⸗ 
hebung befunden, daß gerade uns in dieſem jungen 
Deutſchland das tiefe Verſtändnis beſ delt für die 
gleichen Gefühle und Geſinnungen, ſowie für die be⸗ 
gründeten Lebensanſprüche der anderen Völker. (Bei⸗ 
fall.) Die Generation dieſes jungen Deutſchland, die in 
ihrem bisherigen Leben nur Not, Elend und Jammer des 
eigenen Volkes kennen lernte, hat zu ſehr unter dem Wahn⸗ 
ſinn gelitten, als daß ſie beabſichtigen könnte, das Gleiche 
den anderen zuzufügen. (Sehr richtig und Beifall.) 

Unſer Nationalſozialismus iſt ein Prinzip, das uns 
aller Welt gegenüber bei jeder Entſcheidung grundſätzlich 
allgemein verpflichtet. (Bravo⸗Rufe.) 

Indem wir in grenzenloſer Liebe und Treue 
an unſerem eigenen Volkstum hängen, 
reſpektieren wir die nationalen Rechte auch 
der anderen Völker aus dieſer ſelben Ge⸗ 
ſinnung heraus und möchten aus tie inner⸗ 


ſtem Herzen mit ihnen in Frieden und 
Freundſcha t leben. (Lebhafter Beifall.) 


Wir kennen daher auch nicht den Begriff 
des Germaniſierens. 


Die geiſtige Mentalität des vergangenen Jahrhunderts, 
aus der heraus man glaubte, vielleicht aus Polen und 
Franzoſen Deutſche machen zu können, iſt uns genau ſo 
fremd, wie wir uns leidenſchaftlich gegen jeden um⸗ 
gekehrten Verſuch wenden! (Stürmiſcher, langanhal⸗ 
tender Beifall.) Wir ſehen die europäiſchen Nationen um 
uns als gegebene Tatſachen. Franzoſen, Polen und 
andere ſind unſere Nachbarvölker, und wir wiſſen, daß 
kein geſchichtlich denkbarer Vorgang dieſe Wirklichkeit 
ändern könnte. Es wäre ein Glück für die ganze Welt 
geweſen, wenn im Vertrage von Verſailles dieſe Reali⸗ 
täten in bezug auf Deutſchland gewürdigt worden wären. 
(Erneuter ſtürmiſcher Beifall.) Denn es müßte das Ziel 
eines wirklich dauerhaften Vertragswerkes ſein, nicht 
Wunden zu reißen, oder vorhandene offen zu halten, 
ſondern Wunden zu ſchließen und zu heilen. 


Eine überlegte Behandlung der europäiſchen 

Probleme hätte damals im Often ohne weite⸗ 

res eine Löſung finden können, die den verſtänd⸗ 

lichen Anſprüchen Polens genau ſo wie den 

natürlichen Rechten Deutſchlands entgegen⸗ 
gekommen wäre. 


Der Vertrag von Berjailles hat dieſe Löſung nicht 
gefunden. Dennoch wird keine Deutſche Regierung von 
ſich aus den Bruch einer Vereinbarung durchführen, die 
nicht beſeitigt werden kann, ohne durch eine beſſere erſetzt 
zu werden. j 


Allein, dieſes Bekenntnis zum Rechtscharakter eines 
ſolchen Vertrages kann nur ein allgemeines ſein. Nicht 
nur der Sieger hat den Anſpruch auf die ihm darin ge⸗ 
gebenen Rechte, ſondern auch der Beſiegte. (Beifall.) 
Das Recht aber, eine Reviſion dieſes Vertrages zu fordern, 
liegt im Vertrage ſelbſt begründet. Die Deutſche Re⸗ 
gierung benutzt dabei als Motiv und Maß für ihr Verlangen 
nichts anderes, als die vorliegenden Reſultate der bis⸗ 
herigen Erfahrungen, ſowie die unbeſtreitbare Erkenntnis 
der kritiſchen und logiſchen Vernunft. Die Erfahrungen, 
die in den 14 Jahren gemacht worden ſind, ſind politiſch 
und wirtſchaftlich einſeitige. Das Elend der Völker wurde 
nicht behoben, ſondern es hat zugenommen. 

Die tiefſte Wurzel dieſes Elends aber liegt 
* in der Zerreißung der Welt in Sieger und 

Beſiegte, N f 
als die beabſichtigte ewige Grundlage aller Verträge und 
jeder kommenden Ordnung. Die ſchlimmſte Auswirkung 
findet dieſe Ordnung in der 

erzwungenen Wehrloſigkeit 


der einen Nation gegenüber den überſteigerten Leiſtungen 
der anderen, und wenn Deutſchland ſeit Jahren unentwegt 


o 


} „le Abrüſtung aller fordert, ſo aus folgenden Gründen: 

1. iſt die Forderung nach einer tatſächlich zum Ausdruck 
kommenden Gleichberechtigung eine Forderung 
der Moral, des Rechts und der Vernunft und 
eine Forderung, die im Friedensvertrage ſelbſt 
anerkannt worden iſt und deren Erfüllung aus⸗ 
drücklich verbunden wurde mit der Forderung der 
deutſchen Abrüſtung als Ausgangspunkt für die 
Weltabrüſtung, 

2. weil umgekehrt die Disqualifizierung eines großen 
Volkes geſchichtlich nicht ewig aufrecht erhalten 
werden kann, ſondern einmal ihr Ende finden 
muß. Denn wie lange glaubt man ein ſolches Un⸗ 
recht einer großen Nation zufügen zu können? Was 
bedeutet der Vorteil eines Augenblicks gegenüber 
der dauernden Entwicklung der Jahrhunderte? 


Das deutſche Volk wird bleiben, genau wie das 
fränzöſiſche, und — wie uns durch die geſchichtliche Ent⸗ 
wicklung gelehrt wurde — das polniſche. Was ſind Er⸗ 
folge einer vorübergehenden Unterdrückung eines 65 Milli⸗ 
onen-Bolfes gegenüber der Gewalt dieſer unumſtößlichen 
Tatſache? Kein Staat kann mehr Verſtändnis haben 
für die neuentſtandenen jungen europäiſchen National⸗ 
Staaten und ihre Lebensbedürfniſſe, als das Deutſchland 

der aus dem gleichen Willen entſtandenen nationalen 
Revolution. (Lebhafte Zuſtimmung.) Es will nichts für 
ſich, was es nicht auch bereit iſt, anderen zu geben. 


Wenn Deutſchland heute die Forderung nach einer 
tatſächlichen Gleichberechtigung im Sinne der Ab⸗ 
rüſtung der anderen Nationen erhebt, dann hat es dazu ein 
moraliſches Recht durch ſeine eigene Erfüllung der Ver⸗ 
träge. (Zuſtimmung.) Denn: 


Deutſchland hat abgerüſtet, und Deutſchland hat 
> dieſe Abrüſtung unter ſchärfſter internationaler 
A Kontrolle vollzsgen. 


. Sechs Millionen Gewehre und Karabiner wurden abgeliefert 
Rs oder zerſtört, 130 000 Maſchinengewehre, rieſige Mengen 
Maſchinengewehrläufe, 91 000 Geſchütze, 38 Millionen Gra⸗ 
5 naten und enorme weitere Waffen⸗ und Munitionsbeſtände 
10 hat das deutſche Volk zerſtören oder ausliefern müſſen. 
Kaſernen und Munitionsfabriken wurden niedergeriſſen. Das 
Rheinland wurde entmilitariſiert. Die deutſchen Feſtungen 
wurden zerſtört. Unſere Schiffe wurden ausgeliefert, die 
Flugzeuge vernichtet, unſer Wehrſyſtem aufgegeben und die 
Ausbildung von Reſerven dadurch verhindert. Selbſt die 
nötigſten Waffen der Verteidigung blieben uns verſagt. 


Wenn heute, — ſo ruft der Kanzler mit er⸗ 
hobener Stimme aus, — verſucht wird, gegen⸗ 
über dieſen nicht wegzuleugnenden Tatſachen 
mit wahrhaft armſeligen Ausreden und 
Ausflüchten aufzutreten (ſtürmiſches Hände⸗ 
klatſchen) und zu behaupten, Deutſchland 
hätte die Verträge nicht erfüllt oder hätte 
gar aufgerüſtet, dann muß ich hier von 
dieſer Stelle aus einen ſolchen Verſuch als 
ebenſo unwahr wie unfair zurückweiſen. 
(Erneute Zuſtimmung.) 


Ebenſo unrichtig ſind die Fri daß Deutſchland 
etwa perſonell den Verpflichtungen des Vertrages nicht 
nachgekommen wäre. Die Angaben, daß die SA und SS 
der Nationalſozialiſtiſchen Partei in irgend einer Beziehung 
zur Reichswehr in dem Sinne ſtünden, daß es ſich hier 
um militäriſch ausgebildete Beſtände oder Reſerven 
der Armee handeln würde, iſt unwahr! (Beifall.) 


Die un verantwortliche Leichtfertigkeit, mit der ſolche 
Behauptungen erhoben werden, mag man nur aus einem 
Beiſpiel erſehen: Im vergangenen Jahre fand in Brünn 
der Prozeß gegen Angehörige der Nationalſozialiſtiſchen 
Partei in der Tſchechoſlowakei ſtatt. Durch vereidete Sach⸗ 
verſtändige der tſchecho⸗ſlowakiſchen Armee wurde damals 
die Behauptung aufgeſtellt, die Angeklagten ſtänden in Be⸗ 
ziehung zur Nationalſozialiſtiſchen Partei Deutſchlands, be⸗ 
fänden ſich in Abhängigkeit von ihr und ſeien als Mitglieder 
eines Volksſportvereines damit gleichzuſetzen den Mitgliedern 
der SU und Ss in Deutſchland, die eine von der Reichs- 
wehr ausgebildete und organiſierte Reſervearmee darſtelle. 
(Hört, hört!) In derſelben Zeit beſaß aber die SA und 
die SS genau fo wie die Nationalſozialiſtiſche Partei über⸗ 
haupt nicht nur keine Beziehung zur Reichswehr, ſondern 
wurde im Gegenteil als „ſogenannte ſtaatsfeindliche Organi⸗ 
ſation“ verfolgt, verboten und endlich aufgelöſt. (Hört, 
hört!) Ja, darüber hinaus, Mitglieder der Nationalſoziali⸗ 
ſtiſchen Partei, Angehörige der SA und SS waren nicht 
nur von allen ſtaatlichen Amtsſtellen ausgeſchloſſen, ſondern 
durften nicht einmal als Arbeiter in Heeresbetrieben auf- 
genommen werden. (Pfui⸗Rufe und ſehr wahr!) Die Na⸗ 
tionalſozialiſten in der Tſchechoſlowakei aber wurden auf 
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ſtrafen verurteilt! (Erneute Pfui⸗Rufe.) 


Tatſächlich iſt die SA und SS der Nationalſozialiſtiſchen 
Partei ohne jede Beihilfe, ohne jede finanzielle 
Unterſtützung des Staates, des Reiches oder gar der 
Reichswehr, ohne jede militäriſche Ausbildung und 
ohne jede militäriſche Ausrüſtung entſtanden, aus rein 
parteipolitiſchen Bedürfniſſen und nach parteipolitiſchen Er⸗ 
wägungen. Der Zweck war und iſt ausſchließlich die Be⸗ 
ſeitigung der kommuniſtiſchen Gefahr. Und 
ihre Ausbildung, ohne jede Anlehnung an das Heer, iſt nur 
berechnet für Zwecke der Propaganda und der Aufklärung, 
der pſychologiſchen Maſſenwirkung und Niederbrechung des 
kommuniſtiſchen Terrors. Sie iſt ebenſo eine Inſtitution 
der Anerziehung eines wahren Gemeinſchaftsgeiſtes zur 
Überwindung früherer Klaſſengegenſätze und zur Aufhebung 
der wirtſchaftlichen Not. Der Stahlhelm iſt entſtanden 
aus der Erinnerung an die große Zeit des gemeinſamen 
Fronterlebniſſes zur Pflege der Tradition, zur Erhaltung 
der Kameradſchaft und endlich ebenfalls zum Schutze des 
deutſchen Volkes gegen die uns ſeit dem November 1918 
bedrohende kommuniſtiſche Revolution. Eine Gefahr aller⸗ 
dings, die die Länder nicht ermeſſen können, die nicht ſo 
wie wir Millionen organiſierter Kommuniſten beſeſſen 
haben und nicht wie wir in Deutſchland unter ihrem Terror 
litten. Denn der Zweck dieſer nationalen Organiſationen 
wird am beſten gekennzeichnet durch die tatſächliche Art 
ihres Kampfes und durch ihre Opfer. Allein die SA und 
SS hatten zufolge kommuniſtiſcher Mordüberfälle und 
Terrorakte in wenigen Jahren über 350 Tote und 
gegen 40 000 Verletzte zu beklagen. 


Wenn heute in Genf verſucht wird, dieſe aus⸗ 


ſchließlich i un e n politiſchen Zwecken dienenden Or⸗ 


ſturzes den von dem neuen Regime zunächſt 


Grund dieſer falſchen Darſtellung zu langjährigen Zuchthaus⸗ 


ganiſationen auf die Wehrſtärke anzurechnen, daun 
könnte man genau jo gut die Feuerwehren, die Turn⸗ 
vereine, die Wach⸗ und Schließgeſellſchaften u. a. als 
Wehrmacht anrechnen. (Starker Beifall.) Wenn man 
aber weiter im gleichen Augenblick die ausgebildeten 
Jahrgänge der übrigen Armeen der Welt im Gegen⸗ 
ſatz zu dieſen militäriſch vollkommen unansgebildeten 
Menſchen nicht in Anrechnung bringt, wenn man die 
bewaffneten Reſerven der anderen bewußt über⸗ 
ſieht, aber die un bewaffneten Angehörigen poli⸗ 
tiſcher Verbände bei uns zu zählen beginnt, dann 
liegt hier ein Verfahren vor, gegen das ich den 
ſchärfſten Proteſt einlegen muß. (Stürmiſcher 
Beifall.) Wenn die Welt das Vertrauen in Recht und 
Gerechtigkeit zerſtören will, dann ſind dies dazu ge⸗ 
eignete Methoden. (Erneute Zuſtimmung.) 


Denn folgendes habe ich namens des deutſchen Volkes 
und der Deutſchen Regierung zu erklären: 


Deutſchland hat abgerüſtet! 


Es hat alle ihm im Friedensvertrag auferlegten Verpflich⸗ 
tungen weit über die Grenzen jeder Billigkeit, ja jeder 
Vernunft hinaus erfüllt. Seine Armee beträgt 100 000 
Mann. Die Stärke und die Art der Polizei ſind inter⸗ 
national geregelt. Die in den Tagen der Revolution auf⸗ 
geſtellte Hilfspolizei hat ausſchließlich politiſchen 
Charakter. Sie mußte in den kritiſchen Tagen des Um⸗ 
als politiſch 
unſicher vermuteten Teil der anderen Polizei erſetzen. 
Nach der ſiegreichen Durchführung der Revolution iſt ſie 
bereits im Abbau begriffen und wird noch vor 
Ausgang des Jahres vollſtändig aufgelöſt fein. 

Deulſchland hat damit einen vollſtändig berechtigten 
moraliſchen Anſpruch darauf, daß die anderen Mächte 
ihrerſeits ihre Verpflichtungen, die ſich aus dem 
Vertrag von Verſailles ergeben, erfüllen. Die Deutſch⸗ 
land im Dezember zugeſtandene Gleichberechtigung iſt bis⸗ 
her nicht verwirklicht worden. Wenn von ſeiten 
Frankreichs immer wieder die Theſe aufgeſtellt wird, 
daß neben der Gleichberechtigung Deutſchlands die Sicher⸗ 
heit Frankreichs ſtehen müſſe, ſo darf ich demgegenüber 
zwei Fragen erheben: 


1. Deutſchland hat bisher alle Sicherheitsverpflichtungen 
übernommen, die ſich aus der Unterzeichnung des 
Vertrages von Verſailles, des Eintritts in den Völker⸗ 
bund, des Kellogg⸗Paktes, der Schiedsgerichtsverträge, 
des Kriegsverhütungspakts und der no foree-Erklä⸗ 
rung ergeben. Welches ſind die konkreten Sicherun⸗ 
gen, die außer den internationalen Erklärungen von 
Deutſchland noch übernommen werden können? 
Sehr richtig.) 

Welche Sicherungen hat demgegenüber Deutſchland? 
Nach den Angaben beim Völkerbund beſitzt Frankreich 
allein an in Dienſt befindlichen Flugzeugen 3046. 
(Hört, Hört!) Belgien 350, Polen 700, die 
Tſchechoſlowakei 670. (Erneutes Hört, Hört!) 
Dazu kommen unermeßliche Mengen an Reſerveflug⸗ 
zeugen, Tauſende von Kampfwagen, Tauſende von 
ſchweren Geſchützen, ſowie alle techniſchen Mittel zur 
Führung des Kriegs mit giftigen Gaſen. (Erneutes 
Hört, Hört!) 

Hat nicht Dentihland mehr Berechtigung 
demgegenüber, in feiner Wehr⸗ und Waffenloſigkeit Sicher: 
heit zu verlangen, als die durch Koalition untereinander 
verbundenen Rüſtungsſtaaten? (Stürmiſcher Beifall.) 
Dennoch iſt Deutſchland jederzeit bereit, weitere Sicher⸗ 
heitsverpflichtungen internationaler Art auf ſich zu nehmen, 
wenn alle Nationen ihrerſeits dazu bereit find 
und dies Deutſchland zugute kommt. Deutſchland wäre 
auch ohne weiteres bereit, feine geſamte militäriſche 
Einrichtung aufzulöſen und den kleinen Reſt der 
ihm verbliebenen Waſſen zu zerſtören, wenn die an⸗ 
deren Nationen ebenſo reſtlos das gleiche tun. (Bei⸗ 
fall.) Wenn aber dieſe anderen Staaten nicht gewillt 
ſinb, die im Friebensvertrag von Verſailles auch ſie ver⸗ 
pflichtenben Beſtimmungen durchzuführen, dann muß 
Deutſchland mindeſtens auf der Forderung feiner 
Gleichberechtigung beſtehen. (Lebhafter Beifall.) 


Die Deutſche Regierung ſieht in dem engliſchen 
Plan eine mögliche Grundlage für die Löſung 
a dieſer Frage. 


Sie muß aber verlangen, daß ihr nicht die Zerſtörung einer 
vorhandenen Wehreinrichtung aufgezwungen wird, ohne die 
Zubilligung einer zum mindeſten qualitativen 
Gleichberechtigung. Sie muß weiter fordern, daß 
eine Umwandlung der heute von Deutſchland nicht ge⸗ 
wollten, ſondern uns erſt vom Auslande auferlegten Wehr⸗ 
einrichtungen Zug um Zug erfolgt im Maße der tat- 
ſächlichen Abrüſtung der anderen Staaten. Dabei 
erklärt ſich Deutſchland im weſentlichen damit einverſtan⸗ 
den, 


0 


eine Übergangsperiode von fünf Jahren für die 
Herſtellung ſeiner nationalen Sicherheit anzu⸗ 
nehmen, 


in der Erwartung, daß nach dieſer Zeit die w irkliche 
Gleichberechtigung Deutſchlands mit den anderen Staaten 
erfolgt. Deutſchland iſt ferner ohne weiteres bereit, auf 
die Zuteilung von Angriffs waffen daun überhaupt 
Verzicht zu leiſten, wenn innerhalb eines beſtimmten Zeit⸗ 
raumes die gerüſteten Nationen ihrerſeits ihre 
Angriffswaffen vernichten und durch eine inter 
nationale Konvention ihre Anwendung verboten wird. 


Deutſchland hat nur den einen einzigen Wunſch, 
feine Unabhängigkeit zu wahren und feine Grenzen 
ſchützen zu können. 


Nach dem Ausſpruch des franzöſiſchen Kriegsminiſters vom 


ſiſchen Streitkräfte ſofort auf dem franzöſiſchen Feſt⸗ 
land verwendet werden. Er rechnet ſie deshalb auch aus⸗ 
drücklich zu den Heimattruppen. Es entſpricht des⸗ 
wegen nur der Gerechtigkeit, dieſe Streitkräfte auch 
bei der Abrüſtungs⸗Konferenz als Beſtandteil des 
franzöſiſchen Heeres zu berückſichtigen. Während 
man dies ablehnt, will man bei der deutſchen Heeres⸗ 
ſtärke Verbände und Organiſationen berückſichtigen, die nur 
volkserzieheriſchen und ſportlichen Zwecken dienen und 
überhaupt keine militäriſche Ausbildung genießen und keine 
militzeiiche Ausrüſtung beſitzen. In den anderen Län⸗ 
der- ſollen dieſe Verbände aber überhaupt für den Heeres⸗ 
ganz unmögliches Verfahren. Deutſchland würde ſich auch 
jederzeit bereit erklären, im Falle der Schaffung einer 


ix 


den Verbände, 
militäriſchen Charakter, einer Kontrolle zu unterwerfen, 
um damit dieſen unmilitäriſchen Charakter eindeutig vor 


Februar 1932 kann ein großer Teil der farbigen franzö⸗ 


ſtand nicht in Frage kommen. Das iſt natürlich ein 


all⸗ 


gemeinen internationalen Kontrolle der Rüſtungen bei 
gleicher Bereitwilligkeit der anderen Staaten, die betreffen⸗ 
unbekümmert um ihren vollſtändig un⸗ 


der Welt zu beweiſen. (Beifall.) Dabei wird die Deutſche 
Regierung kein Waffen verbot als zu ſchwer ab⸗ 
lehnen, wenn es in gleicher Weiſe auch auf die ande⸗ 
ren Staaten Anwendung findet. 


Alle dieſe Forderungen beinhalten nicht eine 
Aufrüſtung, ſondern ein Verlangen nach 
Abrüſtung der anderen Staaten. 


Ich begrüße dabei noch einmal namens der Deutſchen Re⸗ 
gierung den weitausſchauenden und richtigen Plan des 
italieniſchen Staatschefs, die vier europäiſchen Groß⸗ 
mächte: England, Frankreich, Italien und Deutſchland 
einander zu nähern. Der Auffaſſung Muſſolinis, daß 
durch einen ſolchen Pakt der vier großen europäiſchen 
Mächte die Brücke zu einer dauernden Ver⸗ 
ſtändigung geſchlagen werden könnte, ſtimmt die 
Deutſche Regierung aus innerſter Überzeugung zu. Sie 
will das äußerſte Entgegenkommen zeigen, wenn 
auch die anderen Nationen zu einer Überwindung etwa 
entſtehender Schwierigkeiten geneigt ſind. 

Der Vorſchlag des amerikaniſchen Präſidenten Rooſe⸗ 
velt, von dem ich heute Nacht Kenntnis erhielt, verpflichtet 
mich zu aufrichtigſtem Dank und läßt mich namens der 
Deutſchen Regierung erklären, daß auch ſie der Auffaſſung 
iſt, daß ohne die Löſung der Abrüſtungsfrage auf 
die Dauer kein wirtſchaftlicher Wiederaufbau 
denkbar iſt. (Beifall.) Sie iſt bereit, ſich an dieſem Werk 
der Inordnungbringung der Verhältniſſe der Welt un⸗ 
eigeunützig zu beteiligen . Sie iſt, wie ich ſchon eingangs 
betonte, ebenſo überzeugt, daß es heute nur eine große 
Aufgabe geben kann, den Frieden der Welt zu ſichern. 
Allein ich fühle mich doch verpflichtet, feſtzuſtellen, daß der 
Grund für die heutigen Rüſtungen Frankreichs 
oder Polens unter keinen Umſtänden die Furcht dieſer 
Nationen vor einer deutſchen In vaſion ſein 
kann. Denn dieſe Furcht hätte ihre Berechtigung ja nur 
im Vorhandenſein jener modernen Angriffswaffen. Gerade 
dieſe modernen Angriffswaffen beſitzt aber Deutſchland 
überhaupt nicht. Es hat weder Artillerie, noch Tanks, noch 
Bombenflugzeuge. Die einzige Nation, die mit Recht 
eine In vaſion fürchten könnte, iſt daher die 
deutſche. (Lebhafter Beifall.) Ihr aber hat man nicht 
nur die Angriffswaffen verſagt, ſondern ſogar das Recht 
auf Verteidigungswaffen beſchnitten, ja ſelbſt die Anlage 
von Grenzbefeſtigungen unterſagt. 


Deutſchland iſt jederzeit bereit, auf Angriffs⸗ 
waffen zu verzichten, wenn die anderen 
Mächte ein Gleiches tun. Deutſchland iſt be⸗ 
reit, jedem feierlichen Nichtangriffspakt bei⸗ 
zutreten; denn Deutſchland denkt nicht an einen 
Angriff, ſondern lediglich an ſeine Sicherheit. 


Deutſchland würde die Verwirklichung der in dem groß⸗ 
herzigen Vorſchlage des Präſidenten Rooſevelt ange⸗ 
deuteten Möglichkeit begrüßen, die mächtigen Vereinig⸗ 
ten Staaten als Friedensgaranten in die euro⸗ 
päiſche Verſtändigung einzubeziehen. Dieſer Vorſchlag be⸗ 
dingt eine große Bereitwilligkeit aller, die an der Erhaltung 
des europäiſchen Friedens mitarbeiten wollen. (Beifall.) 
Wir aber haben keinen ſehnlicheren Wunſch, als dazu beizu⸗ 
tragen, daß die Wunden des Krieges und des Verſailler 
Vertrages endgültig geheilt werden. Und Deutſchland will 
keinen anderen Weg dabei gehen, als den, der durch die 
Verträge ſelbſt als berechtigt anerkannt wird. Die 
Deutſche Regierung wünſcht, auch über alle ſchwebenden 
Fragen mit den übrigen Nationen ſich friedlich auseinander⸗ 
zuſetzen. Sie weiß, daß jeder militäriſche Akt im End⸗ 
ergebnis auch bei vollſtändigem Gelingen, gemeſſen an den 
Opfern, in keinem Verhältnis ſtehen würde zum end⸗ 
gültigen Gewinn. 


Die Deutſche Regierung und das Deutſche Volk 
werden ſich aber unter keinen Umftänden zu irgend 
einer Anterſchrift nötigen laſſen, die eine Ver⸗ 
ewigung der Disqualifizierung Deutſchlands be⸗ 
deuten würde (Stürmiſcher Beifall). 


Der Verſuch, dabei durch Drohungen auf Regierung 
und Volk einzuwirken, wird keinen Eindruck zu 
machen vermögen. Deutſchland wird ſeine friedlichen For⸗ 
derungen niemals aufgeben. 


Es iſt denkbar, daß man Deutſchland wider alles 
Recht und alle Moral mißachtet und unterdrückt; 
aber es iſt undenkbar und ausgeſchloſſen, daß ein 
ſolcher Akt durch eine Unterſchrift des deutſchen 
Volkes Rechtsgültigkeit erhalten könnte. 


Die politiſchen und wirtſchaftlichen Folgen, das Chaos, 
das ein ſolcher Verſuch in Europa herbeiführen müßte, fielen 
zur Verantwortung derer, die gegen ein Volk, das der 
Welt nichts zuleide tut, mit ſolchen Mitteln kämpf⸗ 
ten. Jeder Verſuch einer Vergewaltigung Deutſch⸗ 
lands auf dem Wege einer einfachen Maforiſierung 
gegen den klaren Sinn der Verträge könnte nur durch die 
Abſicht diktiert fein, uns von den Konferenzen zu 
entfernen. 


Das deutſche Volk beſitzt aber heute Charakter 
genug, in einem ſolchen Falle ſeine Mitarbeit 
den anderen Nationen nicht aufoktroyieren zu 
wollen, ſondern, wenn auch ſchweren Herzens, die 
zu ziehen. (Stürmiſcher Beifall.) Als dauernd 
dann einzig möglichen Konſequenzen 
diffamiertes Volk würde es uns auch ſchwer 
fallen, uoch weiterhin dem Völkerbunde 
anzugehören. (Stärkſter Beifall.) 


Die Deutſche Regierung und das deutſche Volk ſehen die 
Kriſe der heutigen Zeit. Jahrelang iſt von Deutſchland aus 
vor den Methoden gewarnt worden, die zu dieſen politiſchen 
und wirtſchaftlichen Ergebniſſen führen mußten. Wenn auf 
den bisherigen Wegen und mit den bisherigen Mitteln wei⸗ 
ter fortgefahren wird, kann das Ende nicht zweifelhaft ſein. 
Nach ſcheinbaren politiſchen Erfolgen einzelner Nationen 
werden auch fie in der wirtſchaſtlichen Kataſtrophe verſinken. 

Wenn uns von der übrigen Welt vorgehalten wird, daß 
man dem früheren Deutſchland gewiſſe Sym⸗ 
pathien entgegengebracht hätte, ſo haben wir die Folgen 
dieſer „Sympathien“ in Deutſchland und für Deutſchland 
jedenfalls kennen gelernt. Sehr gut!) 


Seit dem Friedensvertrage von Verſailles hat 

das deutſche Volk ein politiſches und wirtſchaft⸗ 

liches Elend erfaßt, von deſſen Größe ſich die an⸗ 
dere Welt keine Vorſtellung machen kann: 


Millionen zerſtörter Exiſtenzen, ganze Berufsſtände rui⸗ 
niert und eine ungeheure Armee von Arbeits⸗ 
loſen — ein troſtloſer Jammer, deſſen ganzen Umfang 
und deſſen ganze Tiefe ich am heutigen Tage der übrigen 
Welt nur durch eine einzige Zahl zum Verſtändnis 
bringen möchte: 


Seit dem Tage der Unterzeichnung dieſes Ver⸗ 
trages, der als Friedenswerk der Grundſtein 
eine neue und beſſere Zeit für alle Völker ſein 
ſollte, haben ſich in unſerem deutſchen Volke — 
faſt nur aus Not und Elend — 224 900 Menſchen 
mit freiem Willen das Leben genommen. 
Männer und Frauen, Greiſe und Kinder! 


Dieſe unbeſtechlichen Zeugen ſind Ankläger gegen den 
Geiſt und die Erfüllung eines Vertrages, von deſſen Wirk⸗ 
ſamkeit ſich einſt nicht nur die andere Welt, ſondern auch 
Millionen Menſchen in Deutſchland Heil und Segen ver- 
ſprochen haben. Mögen die anderen Nationen aber auch den 
Willen Deutſchlands verſtehen, eine Periode der menſchlichen 
Irrungen abzuſchließen, um den Weg zu finden zu einer 
wirklichen Verſtändigung aller auf dem Boden der gleichen 


Rechte. (Stürmiſcher Beifall.) 
* 
Das deutſche Volk einig 


hinter ſeiner Regierung! 


Nachdem der Kanzler geendet hatte, erhoben ſich die Mit⸗ 
glieder der nationalſozialiſtiſchen Fraktion von ihren Plätzen 
und brachten fortgeſetzt Heil⸗Rufe auf den Kanzler aus. 


Darauf wird folgender Antrag, der von den Frak⸗ 
tionen der Nationalſozialiſten, der Deutſchnationalen Volks⸗ 
partei, des Zentrums und der Bayeriſchen Volkspartei ein⸗ 


gebracht wurde, vom Präſidenten Göring zur Abſtimmung 
gebracht und dann einſtimmig angenommen: 


„Der Deutſche Reichstag, als die Vertretung des 
deutſchen Volkes, billigt die Erklärung der Reichs⸗ 
regierung und ſtellt ſich in dieſer für das Leben der 
Nation entſcheidenden Schickſalsfrage der Gleich⸗ 
berechti des deutſchen Volkes geſchloſſen hinter die 
Reichsre ng.“ (Stürmiſcher Beifall.) 


Auch die Sozialdemokraten ſtimmten für den Antrag. 
Die nationalſozialiſtiſche Fraktion ſtimmte dann das 
Deutſchlandlied an, das von allen Fraktionen und 
von allen in dem Saal Anweſenden begeiſtert mitge⸗ 
ſungen wurde. Im Anſchluß daran erklärte Reichstags⸗ 
präſident Göring, er habe dem, was ſoeben im Reichstag 
vor ſich gegangen ſei, nichts mehr hinzuzuſetzen. „Die Welt“, 
ſo rief der Reichstagspräſident aus, „hat geſehen, daß das 
deutſche Volk einig iſt, wenn es fein Schickſal gilt!“ 

Darauf erklärt Reichstagspräſident Göring die Reichs⸗ 
tagsſitzung für beendet. 

Die Nationalſozialiſten ſangen dann noch das Horſt 
Weſſel⸗Lied, ehe ſie den Sitzungsſaal verließen. 


* 
Der Eindruck der Kanzler⸗Rede 
im Ausland. 


Berlin, 18. Mai. (Eigene Drahtmel dung.) 
Überall im Ausland hat die Hitler⸗Rede die ſtärk ſte 
Senſation erregt. Präſident Rooſevelt hat fie mit 
Lautſprecher angehört und ſich befriedigend über die 
maßvollen Ausführungen und die konkreten Vorſchläge ge⸗ 
äußert. Auch in Genf hat die Rede ſtärkſten Wider⸗ 
hall gefunden. Es wird beſonders hervorgehoben, daß 
Frankreich nunmehr vor der Entſcheidung ſtehe. 
Auch in England, ja ſelbſt in Polen hat die Kauzler⸗ 
Rede den ſtärkſten Eindruck gemacht und eine poſitivere 
Einſtellung zu den außenpolitiſchen Zielen Deutſchlands ans: 
gelöſt. 


„Ein Doppelmord in Waſhington.“ 


Über einen „politiſchen Doppelmord“ ſtellt Jaeques 
Bainville in der „Action Francaiſe“ folgende nicht un⸗ 
intereſſante Betrachtung an: 


Die Präſidentſchaft Franklin Rooſevelts hat mit 
Hymnen und Lobgeſängen begonnen. „Wenn 
ich es wage, zu prophezeien“ .. „ ſagte Joſeph De Maiſtre. 
Ich wage es, und ich kündige an, daß dieſes Regime mit 
Flüchen enden wird. 


Franklin Rooſevelt hat dem öffentlichen Vertrauen 
den letzten Schlag verſetzt. 


Gegen ſeinen Willen vielleicht. Das iſt noch ſchlimmer. Es 
iſt noch ſchlimmer, wenn einer gegen ſeinen Willen etwas 
tut. Wenn der Präſident den Dollar erdolcht hat, 
weil er dem Drängen ſeiner Wähler nicht widerſtehen 
konnte, welch ſchreckliche Schwachheit und welch ſchreckliches 
Beiſpiel! Es wird in der ganzen Welt ein Plebiſzit 
für die Inflation ſein. Die Welt wird es nicht ver⸗ 
geſſen. Wie will man es anſtellen, daß künftighin auch der 
naivfte Sparer dem Glauben ſchenkt, was auf einem öffent⸗ 
lichen Wertpapier geſchrieben ſteht? Wie kann man es er⸗ 
reichen, daß irgend jemand eine Anleihe zeichnet? 


Das ift es, was fo ſchwerwiegend iſt: 
der Kredit iſt tot. 


Der ſchlechte Zahler hat ihn getötet. Wunderbar! Rooſe⸗ 
velt und Macdonald haben ſich in Waſhington verſtändigt, 
auf der Londoner Konferenz ein Programm vorzulegen, das 
die Welt durch Kredit heilen ſollte. Man lädt 50 Staaten 
ein, um dies zu proklamieren. Man müßte noch Leute dazu 
einladen, die an das Rezept glauben. Aber fie würden nicht 
kommen. Denn von dem halben Hundert Staaten gibt es 
nur zwei, die ihre Verpflichtungen voll innebalten, näm⸗ 
lich Holland und die Schweiz. Und was wenigſtens 
das erſtere und ſeinen Gulden anlangt, ſo iſt noch Grund 
zum Zweifel vorhanden, obgleich das Land mutig kämpft. 


Der Dollar war ſchon im Spital. Jetzt iſt der 

Kredit in der Morgue (Die „Morgue“ iſt das 

Leichenſchauhaus von Paris. D. R.); er wurde 

am hellichten Tage und auf offener Straße 
ermordet. 


Was hat Amerika Schlimmeres getan, als die anderen 
Staaten mit ihrer falliten Währung? Es hat ſeine Wäh⸗ 
rung fallen laſſen, ohne ſie zu verteidigen. Und das 
iſt noch nicht alles. Nachdem es ſich verpflichtet hatte, in 
Gold zu zahlen, zieht es ſein Verſprechen zurück. Und auch 
das iſt noch nicht alles. Es ſucht dies in ketzeriſcher und 
abſcheulicher Weiſe zu entſchuldigen: 


„Es gibt in den Vereinigten Staaten, ſo ſagt die 
Botſchaft des Präſidenten, 30 Milliarden Dollar 
Staatsanleihe und 70 Milliarden Privatobligationen, 
die in Gold einzulöſen ſind, während nur 4 Milliar⸗ 
den des gelben Metalls in der föderierten Republik 
vorhanden ſind. Die ganze Welt beſitzt davon nur 
11 Milliarden. Es könnte alſo nur ein Zwanzigſtel 
der Gläubiger in gutem Gelde bezahlt werden.“ 


Das iſt, ſo fährt der Verfaſſer des Artikels in der 
„Action Francaiſe“ fort, die Negation des Kre⸗ 
dits, der Amortiſation und der Zirkulation der Reich⸗ 
tümer. Unter dieſen Umſtänden wird niemand mehr irgend 
jemandem etwas borgen; denn die Argumentation, die 
Franklin Rooſevelt dem Goldgeld widmet, iſt auch anwend⸗ 
bar auf das Papiergeld. Die Schuld Frankreichs be⸗ 
trägt in Renten etwa 300 Milliarden, und was die Privat⸗ 
obligationen anlangt, ſo werden ſie annähernd in dem⸗ 
ſelben Verhältnis zu den Renten ſtehen, wie die Privat- 
ſchulden in den Vereinigten Staaten zu den Staatsſchulden. 
Wir kommen auf dieſe Weiſe zu 1000 Milliarden. Indeſſen 
gibt es bei uns nur ungefähr 80 Milliarden Banknoten, 
die zu 78 Prozent in Gold garantiert find. Die Rück⸗ 
zahlung wäre nach der Theorie Rooſevelts unmöglich. 
Frankreich befände ſich alſo im Konkurs und man müßte 
den Franken bis auf den Wert von zwei Centimes herab⸗ 
ſetzen, um jeden Renten⸗Inhaber oder jeden Inhaber einer 
Obligation in richtiger Proportion zu bezahlen. 


Niemals iſt eine gefährlichere und eine das 
Vertrauen mehr zerſtörende Meinung verbrei⸗ 
tet worden. Glücklicherweiſe iſt ſie falſch. 
Aber wenn man den Wert der Liquidität eines Landes in 


Ziffern darſtellt, ſo verneint man bie Beweglächkent 
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und die Schaffung von Reichtümern, und das Leihen von 
Geld wird vollſtändig ſinnlos. Die Amerikaniſche Regie⸗ 
rung hat, wenn man ſich nach der Theorie Rooſevelts rich⸗ 
tet, eine vollſtändige Abſurdität begangen, wenn ſie ihre 
europäiſchen Schuldner veranlaßte, eine Anerkenntnis 
ihrer Schulden zu unterzeichnen, die ſich auf etwa 20 Mil⸗ 
liarden Gold-Dollar belaufen, d. h. mehr als es in ganz 
Europa und auf dem ganzen Erdenrund Gold gibt. 


Der Monat Mai 1933 wird — ſo ſchließt der Verfaſſer 
— wahrſcheinlich eine neue Aera in der Geſchichte der 
Welt bedeuten. Von heute an werden die Chroniſten des 
neuen Mittelalters ſagen: man ſperrte die Unglücklichen 
ein, die den Aufſchriften auf gewiſſen Wertpapieren einen 
Sinn beilegten.“ — 


Polen wehrt ſich 


gegen jüdiſche Aerzte aus Deutſchland. 


Die Oberſte Arztekammer in Warſchau hat 
ſich an die Senate der Hochſchulen in Polen mit der Bitte 
gewandt, in den nächſten Jahren keine Diplome ausländi⸗ 
ſcher Arzte zu noſtrifizieren. Die Oberſte Arztekammer hat 
ihren Antrag auf Grund einer Bitte der Oberſchleſiſchen 
Arztekammer geſtellt, die darauf hinwies, daß die auf deut⸗ 
ſchen Univerſitäten ſtudierenden Inden, die polniſche Staats⸗ 
bürger ſind, letzthin in großer Zahl nach Polen gekommen 
ſind und hier den Verſuch machen, ihre ausländiſchen Diplome 
zu noftrifizieren, 

Der Anſturm der jüdiſchen Arzte in Polen erſchwere nur 
die materielle Lage des polniſchen Arzteſtandes, der 
ſich augenblicklich in keiner günſtigen Lage befindet. Die 
Hochſchulen in Polen erteilen jährlich 250 bis 500 Arzte⸗ 
diplome (die Noſtrifikationen mitinbegriffen). Die Noſtrifi⸗ 
kationen beliefen ſich ſtets auf mehr als zehn Prozent. Wenn 
dieſes Verhältnis durch den Anſturm der jüdiſchen Arzte 
aus dem Auslande noch verſchoben werde, dann ſei eine 
Kataſtrophe des Arzteſtandes in Polen unabwendbar. Die 
Initiative der Oberſten Arztekammer, die Nojtrifitationen 
der ausländiſchen Diplome aufzuhalten, müßte — ſo heißt 
es in der Begründung — volles Verſtändnis im polniſchen 
Volke finden. 

Es iſt klar, daß ſich gegen die Initiative des Arzte⸗ 
Verbandes die jüdiſche Preſſe in Polen mit einem 
energiſchen Proteſt wendet. Sie ſieht darin einen 
ſchlechten Dank für die guten Dienſte, die ſie der polniſchen 
Propaganda gegen Deutſchland in den letzten Wochen ge⸗ 
leiſtet hat und noch leiſtet. Das führende Organ des Juden⸗ 
tums in Polen, der „Naſz Przeglad“, iſt der Anſicht, 


daß „die akademiſchen Senate einen Beſchluß über Nicht⸗ 


annahme von Noſtrifikationen lediglich im Einvernehmen 
mit dem Kultusminiſter faſſen können“. Das Blatt ſchließt 
mit den Worten: „Und das iſt von beſonderer Wichtigkeit.“ 


Antiſemitiſche Ausſchreitungen 
5 in Caſablanca. 


Gajablanca, 16. Mai. (PAT) In den letzten Tagen 
ſind in Rabat in Marokko ernſte judenfeindliche 
Ausſchreitungen ausgebrochen. Bei den häufigen 
Zuſammenſtößen zwiſchen Arabern und Juden gab es 
Verletzte. Eine große Menſchenmenge drang aus dem 
arabiſchen Viertel in das jüdiſche Stadtviertel ein und 
plünderte viele Geſchäfte. Die Schlägereien 
ſetzten ſich ſchließlich auch im europäiſchen Viertel fort, wo 
einzelne Läden und ein Café, in das ſich die Juden ge⸗ 
flüchtet hatten, zerſtört wurden. Bei dieſen Schlägereien 
gab es zahlreiche Schwer⸗ und Leichtverletzte. 
Auch ein Poliziſt wurde ſchwer verletzt. Polizeiverſtärkun⸗ 
gen und Militär konnten in gemeinſamem Vorgehen die 
Lage beherrſchen. Die vollſtändige Ruhe iſt noch nicht 
wieder hergeſtellt. Militär und Gendarmerie ſind immer 
noch in Alarmbereitſchaft. Es ſind 90 Perſonen ver- 
haftet worden. 0 


Oſtjüdiſcher Proteſt in Kowno. 


Riga, 17. Mai. (Pa) Wie aus Kowno berichtet wird, 
zum Zeichen des 


haben die Juden von Kowno 
Proteſtes gegen die am 10. Mai in Deutſchland voll⸗ 
zogene Bücher verbrennung eine große Verſamm⸗ 
lung veranſtaltet, in welcher eine Reſolution gefaßt wurde, 
wonach der 10. Mai als „Tag der Schande des deutſchen 


2 * 


Die litauiſche Preſſe berichtet ferner, daß in den deut⸗ 
ſchen Gymnaſien Litauens eine Abwanderung der 
jüdiſchen Schüler beobachtet wird. In jüdiſchen 
Kreiſen ſei ein Projekt entſtanden, in Kowno ein Gym⸗ 
naſium mit engliſcher oder franzöſiſcher Unterrichtsſprache 
zu gründen. Die Zahl der jüdiſchen Schüler in den 
deutſchen Gymnaſien in Litauen iſt angeblich ſehr groß. 

* 


Hitlers Gegner vor Gericht. 


Den „Hamburger Nachr.“ entnehmen wir folgen⸗ 


Die hitler feindliche Propaganda engliſcher 
linksradikaler Kreiſe nimmt immer pöbelhaftere und un⸗ 
würdigere Formen an und beginnt allen anſtändigen 
Leuten in England auf die Nerven zu fallen. Man beginnt 
auch in den intellektuellen Kreiſen, die bisher den Sozialiſten 
und Kommuniſten freundlich gegenüberſtanden, mit Schrecken 
einzuſehen, für welche Art Freiheit dieſe Leute ein⸗ 
treten. Im Polizeigericht, vor dem die drei Männer abge⸗ 
urteilt werden ſollten, die ſoeben in dem berühmten Wachs⸗ 
figurenkabinett der Madame Tuſſaud die Figur Hit⸗ 
lers mit roter Farbe beſchmiert und ihr ein 
Schild mit der Aufſchrift „Maſſenmörder“ umgehängt hatten, 
kam es zu unerhörten Skandalſzenen. Die drei riefen zu⸗ 
nächſt einzeln, dann im Chor: „Nieder mit Hitler! 
Nieder mit dem Faſzismus!“ Die Frau eines der Ange⸗ 
klagten, die im Zuhörerraum ſaß, ſtimmte mit ein. Da 
weder die Angeklagten noch die Frau der Anweiſung des 
Richters zu ſchweigen nachkamen, ſchritt die Polizei 
ein. Die Angeklagten leiſteten tätlichen Widerſtand; 
es kam zum Handgemenge im Gerichtsſaal. Zeit⸗ 
weiſe wälzten ſich ein halbes Dutzend Menſchen am Boden. 
Der Richter vertagte die Verhandlung auf ſieben Tage 
und ließ die Angeklagten einſtweilen für die Zeit in Haft 
nehmen. 


der ſüdamerikaniſche Krieg 
vor dem Völlerbundrat. 


Genf, 16. Mai. (PAT) Geſtern begann die 72. außer⸗ 
ordentliche Sitzung des Völkerbundra'ts, die zu 
einer Stellungnahme zu dem bolivianiſch⸗ 
paraguayaniſchen Konflikt einberufen wurde. 
Die geſtrige Sitzung des Rates beſchränkte ſich auf das 
Verhör beider Parteien. Der Vertreter Paraguays 
gab die Erklärung ab, daß ſeine Regierung mit der 
Kriegserklärung an Bolivien nur den Kriegs zuſtand, 
der in Wirklichkeit ſeit langer Zeit beſteht, offen vor 
aller Welt klargelegt habe. Auf Grund der boliviani⸗ 
ſchen Überfälle ſei die Regierung von Paraguay nach wie 
vor bereit, ein Schiedsgericht anzuerkennen. Para⸗ 
guay ſei gezwungen geweſen, mit der Friedenstaktik 
Schluß zu machen, da Bolivien durch dieſen Umſtand die 
Transportmittel der benachbarten Länder habe ausnutzen 
können. Der Vertreter Boliviens erklärte hingegen, 
daß Paraguay den Völkerbundpakt verletzt habe. 
Die Kriegserklärung an Bolivien ſei nur ein Manöver, 
um Bolivien, das keinen freien Zugang zum Meere habe, 
den Weg über die Nachbarländer zu ſperren. 

Ein Dreier⸗Komitee ſoll dem Völkerbundrate 
einen Vorſchlag machen, durch welchen ein Verbot der 


den Londoner Bericht: 


Waffenausfuhr ausgeſprochen werden könnte. Es 
ſoll ferner eine Studien⸗Kommiſſion nach 
Bolivien und Paraguay entſandt werden. — 
Inzwiſchen geht der Krieg weiter. 
** 
Konferenz der Kleinen Entente. 
Genf, 16. Mai. (PAT) Die Außenminiſter der 
Kleinen Entente hatten geſtern eine dreiſtündige 


Konferenz. Es wurden die hauptſächlichſten politiſchen 
Probleme in bezug auf die Abrüſtung und auf die daraus 
entſtandene Lage erörtert. Die Außenminiſter beſchäftigten 
ſich dann mit der Tagesordnung der Ratsſitzung der 
Kleinen Entente, die am 30. Mai in Prag beginnen ſoll. 
Schließlich wurde die Haltung erörtert, die die Kleine 
Entente bei der Weltwirtſchafts⸗Konferenz in London ein⸗ 
zunehmen gedenkt. Für die nächſten Tage ſind weitere 
e der Außenminiſter der Kleinen Entente vor⸗ 
geſehen. 


Ghineſiſcher Proteſt in Moslan 
wegen des Verkaufs der oſtchineſiſchen Eiſenbahn. 


Wie aus Moskau berichtet wird, hat der dortige chine⸗ 
ſiſche Botſchafter Den erneut beim Außenkommiſſar 
Litwinow und bei deſſen Stellvertreter Karachan 
vorgeſprochen. Dabei wurde eine Proteſtnote der Nanking⸗ 
Regierung überreicht, in welcher ſich die Chineſiſche Regie⸗ 
rung ſcharf gegen den Verkauf der oſtchineſiſchen Eiſenbahn 
ohne Berückſichtigung der chineſiſchen Intereſſen wendet. Die 
Note hebt erneut hervor, daß die im Vertrag von 1924 feſt⸗ 
gelegten chineſiſchen Rechtsanſprüche keiner Be⸗ 
ſchränkung unterliegen, obwohl China durch höhere 
Gewalt an der Ausübung feiner Rechte auf mandͤſchuri⸗ 
ſchem Gebiete gehindert werde. 

Der Verſuch, die oſtchineſiſche Eiſenbahn an die Man⸗ 
dſchurei zu verkaufen, ſehe die Chineſiſche Regierung 
als eine moraliſche Unterſtützung des Angrei⸗ 
fers an, die den Beſtimmungen des Kellogg⸗Paktes und 
dem Beſchluſſe des Völkerbundes über die Nichtanerkennung 
des neuen Regimes in der Mandſchurei widerſpreche. 


Nichtangriffs⸗Pakt 
zwiſchen China und Sowjet⸗ Rußland? 


Moskau, 17. Mai. (Eigene Drahtmeldung.) 
Aus Schanghai wird berichtet, daß der Außenminiſter 
der Nanking⸗ Regierung am 11. d. M. dem ſowiet⸗ 
ruſſiſchen Botſchafter den Vorſchlag gemacht habe, 
in Verhandlungen über einen Nichtangriffs⸗ Pakt 
zwiſchen Sowjetrußland und China einzutreten. Hierzu wird 
gleichzeitig berichtet, daß der Nichtangriffs⸗Pakt elf Artikel 
umfaſſen ſoll. Es ſei darin auch der Abſchluß eines Schieds⸗ 
gerichtsverfahrens vorgeſehen. Neben den Artikeln, die in 
jedem Nichtangriffs⸗Pakt zu finden ſind, hat die Regierung 
in Nanking einen Artikel aufgeſtellt, der dieſem Pakt einen 
beſonderen Charakter verleiht. Dieſer Artikel ſteht 
im Zuſammenhang mit den letzten Vorgängen im Fernen 
Oſten und beſagt, daß jede aus dem Angriff eines dritten 
Staates entſtandene Lage de jure und de facto nicht an⸗ 
erkannt werden dürfe. 


. 


e 


Nr. 114. 18. Mai 1933. 


Biete Nundſchau. 


Rückgang der Produktion. 


Kein Grund zum Optimismus. — Die erſte auf⸗ 
ſteigende Linie. 


Wenn am 28. Mai dieſes Jahres in Warſchau die Wirtſchafts⸗ 
konferenz, der kleine Vorbote der am 12. Juni in London ſtatt⸗ 
findenden Weltwirtſchaftskonferenz, abgehalten werden wird, dann 
findet ſie in dem letzten, jetzt vorliegenden Berichte des polniſchen 
. für Konjunkturforſchung jo wichtige Richtlinien für ihr 

rogramm vor, daß man, ohne den Ergebniſſen vorgreifen zu 
wollen, heute ſchon vorausſehen kann, welches Endergebnis in 
Warſchau eintreten wird. Der Inhalt der angekündigten 17 Refe⸗ 
rate dürfte angeſichts der realen Grundlage des vorliegenden Be⸗ 
richtes wohl eher als leer und für die breite Offentlichkeit beſtimmt 
angeſehen werden. Bei einer ſchärferen Einſtellung könnte man 
wohl ſagen, daß die 700 Vertreter der Regierungspartei auf der 
Wirtſchaftskonferenz dem polniſchen Delegierten in London nicht 
ein ſo gutes Bild von der tatſächlichen Wirtſchaftslage Polens und 
ſeinen Bedürfniſſen werden geben können, wie der vorliegende 
Bericht des Inſtitutes für Konjunkturforſchung. Es kommt der 
wirklichen Lage ſehr nahe, wenn es auch ſeit den denkwür⸗ 
digen Zeiten Prof. Lipinſtis optimiſtiſcher gezeichnet worden iſt, 
als dies früher in dieſem Inſtitut üblich war. 


Wir entnehmen dem Bericht über das erſte Vierteljahr 1933 
folgende Einzelheiten: 


Die In veſtitionstätigkeit, d. h. die Tätigkeit, die 
allein zur Konjunkturbeſſerung führen kann, hat noch nicht be⸗ 
gonnen. Die Inveſtitionsausmaße ſind auf ein Fünftel des 
Standes vom Jahre 1928 geſunken und haben demnach einen jo 
tiefen Stand erreicht, daß ſie davon Zeugnis ablegen, daß ſelbſt 
die normalen Neuinveſtierungen, d. h. die Ergän⸗ 
zung der verbrauchten Produktionseinrichtungen, nur ganz gering 
erfolgen. Lediglich im März hat nach der ſtarken Depreſſion der 
Winterſaiſon eine leichte, erholende Tendenz im Bereich der In⸗ 
veſtitionsgüter⸗Produktion eingeſetzt. Der Inlandsabſatz für Eiſen, 
des wichtigſten Rohſtoffes für Inveſtierungen, hat zugenommen. 
Im März dieſes Jahres war trotzdem der Abſatz weſentlich kleiner, 
als im März vorigen Jahres. Das Anwachſen der Eiſenproduktion 
iſt hauptfächlich auf Interventionsbeſtellungen der Regierung zu⸗ 
rückzuführen. Aber ſelbſt wenn man davon abſieht, bleibt eine 
ſteigende Tendenz, die auf den Preisrückgang zurückzuführen iſt. 
Auch die Holzproduktion weiſt eine Erholung auf. In der Mine⸗ 
ral⸗ und chemiſchen Induſtrie iſt entweder der Vorjahresſtand ge⸗ 
blieben oder erhöht worden. Die Produktion von Handwerkszeug 
(Metall⸗ und Maſchineninduſtrie), die Maſchineneinfuhr, die Er⸗ 
zeugung von Inſtallationseinrichtungen, wie Rohre uſw., ſowie 
die Erzeugung von elektrotechniſchen Artikeln weiſen zwar keine 
ſteigende Tendenz auf, der Produktionsrückgang iſt aber gänzlich 
zum Stillſtand gekommen. 


Die Juveſtitionen kann man in Bauinveſtitionen zur 
Herſtellung von Sachkapital „(Eiſenbahnen, Hütten, Maſchinen⸗ 
fabriken), ferner in Inveſtitionen zur Erzeugung von 
Gütern des täglichen Bedarfs (Textilmaſchinen uſw.) und end⸗ 
lich in Waren vorräten erblicken. Solange nicht der Bau 
neuer Erzeugungseinrichtungen beginnen wird, ſolange iſt ein 
Anfteigen des Verbrauches der breiten Maſſen unmöglich, dem⸗ 
zufolge ſind auch Inveſtitionen in den Konſuminduſtrien aus⸗ 
geſchloſſen. Ein Anſteigen von Inveſtitionen kann nur unter ent⸗ 
ſprechend günſtigen Vorausſetzungen erfolgen, vor allen Dingen 
erſt nach dem Prozeß der Liquidationen und Angleichungen. Der 
größte Teil dieſer Prozeſſe iſt bereits beendet: die roduktion iſt 
ark eingeſchrumpft, die Vorräte wurden abgebaut,. Preife und 
Probuktienbkeſten wurden herabgeſetzt. Es verblieben noch manche 
ſteife Faktoren und manche Erſcheinungen, die ſich der neuen, durch 
die Kriſe geſchaffenen Lage noch nicht angepaßt haben. (In erſter 
Linie Steuern und Soziallaſten! D. R.) Obwohl die Preiſe und 
die Rentabilität der Betriebe ſtark geſunken ſind, blieben die 
Schulden laſten in vielen Fällen unverändert oder find rela⸗ 
tiv geſtiegen. Der Prozeß der Schuldentilgung geht zwar vor⸗ 
wärts, im allgemeinen iſt die Aupaſſung der Verſchuldung zu der 
veränderten Kaufkraft des Geldes nur teilweiſe erfolgt. 


Die Inveſtitionen wurden teilweiſe durch den Preisrückgang 
gefördert. Die rückläufige Preistendenz für Fertigfabrikate iſt im 
letzten Monat zum Stillſtand gekommen, wodurch auch die un⸗ 
günſtige Rentabilität der entſprechenden Produktionszweige aufs 
gehalten worden iſt. Die Ergänzung von Vorräten iſt 
dadurch ermöglicht worden. Die Preiſe für landwirtſchaftliche Pro⸗ 
dukte ſind geſtiegen, wodurch die Preisdifferenz geringer wurde, 
die Rentabilität der landwirtſchaftlichen Betriebe hat ſich gebeſſert. 
Das Preisverhältnis der Rohſtoſſe und kartellierten Halbfabrikate 
zu den „freien Preiſen“ iſt das gleiche geblieben, wie im Vorfahre, 
da gleichzeitig mit dem Rückgang der Kartellpreiſe ein weiterer 
Preisrückgang für Rohſtoffe und weitere Halbfabrikate erfolgt iſt. 


Die Produktionskoſten ſind zweifellos zurückgegangen, und die 
verhältnismäßig geringe Abſatzſteigerung macht die Produktion 
rentabel. Nach wie vor beſteht aber ein hoher Zinsſatz, be⸗ 
ſonders für langfriſtige Kapitalien. Die Kapitalbeſitzer halten ſich 
weiterhin von der langfriſtigen Anlage oder Inveſtitionsanlage 


ihres Kapitals fern. 


Die Kapitalzufuhr für Inveſtitionen kann aus drei Quellen 
kommen: aus dem Aus landskapital (was wenig in Frage 
kommt], aus nicht beſchäftigten Inlandskap italien, aus 
Eigenkapitalien der Betriebe. Selbſt wenn die ver⸗ 
fügbaren Inlandskapitalien inveſttert werden würden, dann er⸗ 
heben ſich weitere Schwierigkeiten bei dem augenblicklichen Stande 
des internationalen Waren- und Kapitalaustauſches. Die Inan⸗ 
ſpruchnahme des Inlandskapitals für Inveſtitionen würde die 
aktive Handelsbilanz in eine paſſive verwandeln, was bei einem 
Stillſtand der Kapitalzufuhr aus dem Auslande eine Abwanderung 
des Auslandskapitals und eine Unmöglichkeit der Kreditauswei⸗ 
tung durch die Bank Polſki zur Folge haben würde. Auf dieſe 
Weiſe würden die Chancen, eine größere Inveſtitionstätigkeit vor 
der Normaliſierung der internationalen Wirtſchaftsbeziehungen, 


verhältnismäßig beſchränkt ſein. 


Auf dem Geldmarkte iſt bis zu einem beſtimmten Grade 
eine Flüſſigkeit eingetreten, die der ſogenannten Wirtſchafts⸗ 
depreſſion oder der ſogenannten Nachkriſenphaſe entſpricht. Infolge 
des ſtarken Rückganges der Wirtſchaftsumſätze ſind die ſofort fälli⸗ 
gen Einlagen in den Banken ſtark zurückgegangen, während die 
befriſteten Einlagen, d. h. die ſogenannten Sparguthaben, geftiegen 
find, Die befriiteten und Spareinlagen find nur teilweiſe eine 
Art von neuer Kapitaliſierung. In der Regel find dies nur 
Summen, die aus dem Prozeß der Wirtſchafts⸗Liquidationen her⸗ 
vorgehen: Summen, die aus den Wirtſchaftsumſätzen heraus⸗ 
gezogen und in den Banken und den Sparkaſſen eingezahlt wur⸗ 
den. Da aber gleichzeitig eine Schuldentilgung einſetzte und das 
Bedürfnis nach kurzfriſtigen Krediten bei dem Rückgang der Pros 
duktion der Umſätze und Warenvorräte geringer geworden ift, dem⸗ 
zufolge iſt auf dem Geldmarkt die relative Flüſſigkeit 
eingetreten. x 


In der kommenden Saiſon wird die Bautätigkeit beſonders 
für kleinere Objekte ſteigen. Es beſtehen nämlich kleinere Spar⸗ 
ſummen, die eine ſichere Anlage ſuchen, da man beſtimmte Ein⸗ 
lageformen im Zuſammenhang mit dem Dollarſturz nicht als ge⸗ 
nügend geſichert anſieht. Im allgemeinen ſteht zu erwarten, daß 
die Produktions ausmaße im laufenden Jahre größer als im Vor⸗ 
jahre ſein werden. 


über die Erſcheinungen am internationalen Markt läßt ſich 
wenig Konkretes ſagen, ſolange die Pläne der Regierung der 
Vereinigten Staaten in bezug auf die Inflation nicht feſtſtehen 
und ſolange die auf der Weltwirtſchaftskonferenz geplanten Ande⸗ 
rungen nicht bekannt ſind. Feſt ſteht lediglich, daß, ſolange eine 
Stabkliſierung in England und Amerika nicht Platz greift, ſolange 
kann von einer Geſundung der Weltwirtſchaftsverhältniſſe nicht 
die Rede ſein. Die letzten valutariſchen Verſchiebungen in Amerika 
haben das Chaos verſtärkt, das ſeit langem im internationalen 


Austauſch herrſcht. 


tſchech. Krone —.— 
Gulden 357,45 31. 


Kein Auslandsmoratorium. 


Deutſchland zur vollen Schuldenzahlung bereit. 


Von befonderer Seite gehen uns folgende Ausführungen aus 
Berlin zu: 

Allzu leichtfertig hat man in letzter Zeit in Deutſchland davon 
geſprochen, daß wir ein Moratorium für die Auslandsſchulden er⸗ 
klären würden. Wie aus den Ausführungen des Reichsbankpräſi⸗ 
denten Dr. Schacht, der am Sonnabend voriger Woche Newyork 
verlaſſen hat, hervorgeht, iſt ein Moratorium das letzte, woran 
man denkt. Dr. Schacht vertritt eindeutig den Standpunkt, daß 
Privatſchulden bezahlt werden müſſen. Dieſe Stellungnahme 
des Reichsbankpräſidenten gewinnt noch dadurch an Gewicht, weil 
er es ſeinerzeit war, der das unbegrenzte Hereinkommen von Kre⸗ 
diten nach Deutſchland geſtoppt hat. 

Die Frage der Bezahlung unſerer privaten Auslandsſchulden 
iſt nicht eine Frage des Wollens, auch keine Frage der Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der Schuldner, ſondern allein eine Frage der Aufbrin⸗ 
gung der für die Bezahlung der Schulden notwendigen Deviſen. 
Wir, die die Entwicklung der Gold- und Deviſenbeſtände der Reichs⸗ 
bank von Monat zu Monat und von Woche zu Woche genau ver⸗ 
folgen können, wiſſen längſt, daß der Deviſenvorrat ſoweit ein⸗ 
geſchrumpft iſt, daß an eine weitere Aufbringung der Deviſen nicht 
mehr zu denken iſt. ; 


Infolge der handelspolitiſchen Maßnahmen der Regie⸗ 
rung aller Länder vermag Deutſchland aus ſeinem 
Export nicht mehr den Überſchuß zu erzielen, der not⸗ 
wendig iſt, um die Zahlungen auf Grund des feſt⸗ 
gelegten Amortiſations⸗ und Zinſendienſtes zu leiſten. 
Das bedeutet, daß der deutſche Privatſchuldner zwar in der Lage 
iſt, ſeine Verpflichtungen abzudecken, daß jedoch eine objektive Un⸗ 
möglichkeit des Deviſentransfers beſteht. Denn der Schuldner be⸗ 
kommt ja Deviſen nur durch die Reichsbank und wenn dieſe ſie 
ihm nicht zur Verfügung ſtellt, ſo liegt ein Unvermögen zur Zah⸗ 
lung vor. 

Ein Moratorium wäre allein dann gerechtfertigt, wenn die Pri⸗ 
vatſchuldner infolge ihrer ſchlechten finanziellen Lage nicht imſtande 
wären, den Schulden⸗ und Amortiſationsdienſt aufrecht zu erhal⸗ 
ten. Das iſt in der Mehrzahl aller Fälle nicht zutreffend. Be⸗ 
dauerlicherweiſe iſt es dem Reichsbankpräſidenten Dr. Schacht in 
Amerika nicht gelungen, abſchließende Reſultate zu erzielen. 
geht ſchon daraus mit Deutlichkeit hervor, daß Vertreter der Be⸗ 
ſitzer von deutſchen Obligationen aufgefordert worden ſind, am 
26. Mai nach Berlin zu kommen. 


Das 


Der Reichsbankpräſident Dr. Schacht hat beſonders 
hervorgehoben, den Auslandsgläubigern kein Anf- 
ſchub der Zahlungen vorgeſchlagen werden joll. 


Ebenſowenig ſei eine Senkung der Zinſen für Privatſchulden be- 
abſichtigt. Das bedeutet, daß die de jure ⸗ Stellung der Gläubiger 
in keiner Weiſe geſchmälert werden ſoll. Dieſes Entgegenkommen 
Deutſchlands, ſeine Bereitwilligkeit, die Schuldenzahlungen voll zu 
leiſten, wird aber von jenen Kreiſen, die nicht der politiſchen Ver⸗ 
hetzung anheimgefallen find, Anerkennung finden. Während zahl⸗ 
reiche Anleihen, die Amerikaner an andere Staaten und Private 
gläubiger gegeben haben, längſt notleidend geworden ſind und un⸗ 
wiedereinbringliche Milliardenvreluſte drohen, beſteht für das an 
Deutſchland ausgeliehene Kapital nach wie vor Sicherheit. Das, 
was Deutſchland braucht, iſt ein Zahlungsaufſchub, weil die 
techniſche übertragung der Zahlungen in ausländiſche Deviſen nicht 
möglich iſt. 

Die Leiſtungen, die Deutſchland in den letzten zweieinhalb Jah⸗ 
ren aufgebracht hat, find phantaſtiſch. Vor 2½ Jahren hatte die 
Reichsbank einen Gold⸗ und Deviſenſchatz in Höhe von 750 Millio⸗ 
nen Dollar, d. h. rund drei Milliarden Mark. Seitdem find 
2½ Milliarden Dollar, d. h. 10,3 Milliarden Mark für Schulden⸗ 
und Amortiſationsdienſt zurückgezahlt worden. Der Hauptteil die⸗ 
ſer Zahlungen ſtammte aus Exportüberſchüſſen, und zwar ca. acht 
Milliarden. Die reſtierenden 2,3 Milliarden mußten den Beſtan⸗ 
den der Reichsbank entnommen werden. Der augenblickliche Gold- 
und Deviſenſchatz iſt ſo ſtark zuſammengeſchmolzen, daß, wenn noch 
weitere Entnahmen gemacht werden müſſen, die geſamte deutſche 
Wirtſchaft, aufs ſchwerſte gefährdet wird. Seit Wochen vermindert 
ſich der Gold- und Deviſenſchatz um mehrere Millionen bei jedem 
Ausweis. Wenn es nicht gelingt, zu einer Einigung mit den 
Gläubigern zu kommen, wird der Reichsregierung kein anderer Weg 
offenbleiben, als zu einer Zwangsregelung zu greifen. Es ſollte 
größte Anerkennung verdienen, daß man nach wie vor bemüht iſt, 
dieſen Schritt unter allen Umſtänden zu vermeiden. Auf der Gläu⸗ 
biger⸗Konferenz wird noch einmal der Verſuch gemacht, zu einer 
gütlichen Einigung zu kommen. Entſcheidend iſt dabei der Ge⸗ 
danke, daß der Weltwirtſchaftskonferenz ein Beiſpiel für den 
Friedenswillen und die Bereitſchaft Deutſchlands gegeben 
werden ſoll. Es wäre ein übler Auftakt für die Weltwirtſchafts⸗ 
konferenz, wenn die Berliner Verhandlungen ſcheiterten. 


Gibt Frankreich den Goldſtandard auf? 
Anhaltende Gerüchte. — Offizielle Dementis. 


Tagesgeſpräch in ganz Frankreich iſt die Frage, ob Frankreich 
ebenfalls den Goldſtandard aufgeben wird. Man ſpekuliert ſtändig 
gegen den Franken. Franzöſiſche Renten ſind in Rückwirkung auf 
die Gerüchte von der Aufgabe des Goldſtandards erheblich zurück⸗ 
gegangen. In franzöſiſchen Geſchäfts⸗ und Finanzkreifen wird 
dauernd behauptet, daß Frankreich innerhalb kurzer Zeit dazu ge⸗ 
88 fein wird, ein Aus fuhrverbot für Gold zu er⸗ 
aſſen, um einen Ausgleich für die Vorteile herbeizuführen, die die 
Vereinigten Staaten durch den Dollarſturz gewonnen haben. Man 
iſt der Anſicht, daß, je ſchneller das Goldansfuhrverbot erlaſſen 
wird, es um ſo beſſer für die allgemeine Wirtſchaft ſei. In Ge⸗ 
ſchäftskreiſen fordert man ſogar noch mehr als ein Goldausfuhr⸗ 
5 52 zwar die offizielle Aufgabe des Gold⸗ 

an dards. 


50 der anderen Seite iſt jedoch darauf zu verweiſen, daß die 
Öffentlichkeit, die ſehr ſtark durch das Intereſſe des ſparenden Pu⸗ 
blikums beherrſcht wird, gegen jedes Währungsexperi⸗ 
ment iſt. Ein hoher Finanzbeamter hat ſoeben erſt erklärt, daß, 
ſelbſt wenn alle anderen Länder den Goldſtandard aufgeben wür⸗ 
den, Frankreich dieſen Weg nicht einſchlagen würde. Die Aufgabe 
des Goldſtandards würde gleichbedeutend mit einer Inflation 
ſein, die der franzöſiſche Bürger unter allen Umſtänden vermieden 
wiſſen will. Das Inflationsexperiment des Jahres 1924 lebt noch 
zu ſtark in aller Erinnerung. Die offiziellen Stellen bemühen ſich, 
alle Gerüchte betreffs der Aufgabe des Goldstandards in Frankreich 
durch energiſche Dementis zu zerſtreuen. Man erklärt, daß es ein 
Wahnſiun ſei, auf den Fall des Franken zu ſpekulieren. 


Die Öffentlichkeit und die Geſchäftswelt ſtehen alſo in ihren 
Intereſſen einander diametral gegenüber. Wenn man aber daran 
denkt, daß urſprünglich in Amerika derſelbe Zuſtand vorherrſchte 


und danach in überraſchend kurzer Zeit die Inflationiſten die Ober⸗ 
hand gewonnen haben, ſcheint das Schickſal des Franken lange nicht 
ſo geſichert, wie es die offiziellen Stellen verkünden. 


Wirtſchaftskonferenz in Warſchau. 


Polniſchen Preſſemeldungen zufolge bereitet die Regierungs⸗ 
partei eine große Wirtſchaftskonferenz vor. Sie ſoll am 18. Mat 
in Warſchau zuſammentreten und ſich mit den brennendſten Wirt⸗ 
ſchaftsfragen Polens befaſſen. Die Konferenz dürfte ferner mit 
der bevorſtehenden Weltwirtſchaftskonferenz im Zuſammenhang 
ſtehen und nur ihr ſelbſtändiger Vorläufer ſein, um der polniſchen 
Delegation für London eine Klarheit der Lage zu verſchaffen und 
die nötigen Richtlinien mitzugeben. Die Wirtſchaftskonferenz in 
Warſchau ſoll 700 Delegierte erfaſſen. Es ſind allein 17 Haupt⸗ 
referate vorgeſehen, die von bekannten Männern der Wirtſchaft 
und von politiſchen Perſönlichkeiten gehalten werden. 


Die Konferenz fol die Klarſtellung folgender 
Wirtſchaftsprobleme bringen: 


1. Klarſtellung der gegenwärtigen Wirtſchaftslage in Polen: 

2. Aufſtellung von Richtlinien für die Geſetzgebung, die ſich 
auf die Regelung der Wirtſchaftsverhältniſſe bezieht; 

3. Anträge und Anregungen, die eine Wiederbelebung der 
Wirtſchaft herbeiführen werden. \ 


Man knüpft in reifen der Regierungspartei große Hoffnun⸗ 
gen an dieſe Konferenz. Sie trägt jedoch einen einſeitigen Cha⸗ 
rakter, weil fie lediglich von einer politiſ Gruppe einberufen 
wird, ohne die Wirtſchaftsführer aller an politifchen Lager 
zu erfaſſen. Die dort zutage tretenden Richtlinien für die kom⸗ 
mende Wirtſchafts⸗Geſetzgebung dürften ſich daher wenig von den 
bekannten Richtlinien der Regierung unterſcheiden. 


Geldmarkt. 


Der Wert für ein Gramm reinen Goldes wurde gemäß 
Verfügung im „Monitor Boliti* für den 18. Mai auf 5,9244 
Zloty feſtgeſetzt. 

55 Zinsſatz der Bank Polſki beträgt 6%, der Lombard⸗ 
„e. 


ſatz 

Der Zloty am 17. Mai. Danzig: Ueberweiſung 57.27 — 57.38, 
bar 57,20 57.38. Berlin: Ueberweiſung 47,00 —47, 40, Wien: 
Ueberweiſung 78,70, Prag: Ueberweiſung 385.00, Zürich: Ueber⸗ 
weiſung 58,10, London: Ueberweiſung 30,25. 


Warſchauer Vörſe vom 17. Mai. Umſatze, Verkauf — Kauf. 


. 124,30, 124,61 — 123.99. Belgrad —, Budapeſt —, 
Bukareſt —, Danzig 174,38, 174,81 — 173,95. Helſingfors —, 
Spanien — Holland 358,85. 359,75 — 357.95, Japan —. 


Konſtantinopel —. Kopenhagen 134,40, 135,05 — 133.75, London ), 
30,82 — 29,92, Newyork 7,69, 7,73 — 7.65. Oslo —, Paris 35,11, 
35,20 — 35,02 Sofia — Stodholm —, 


02, Prag —, Riga —. 1 
Schweiz 172,25, 172,68 — 171,82, Tallin —. Wien —, Italien 46,35, 
46,58 — 46,12 
) London Umſätze 30,08 30,07. 
Freihandelskurs der Reichsmark 205.00. 


Berliner Deviſenkurſe. 


Offiz. Ur drahtloſe Auszah⸗ In Reichsmark In Reichsmart 
. Ei in 810 Be 17. Mai 16. Mai 
ge Geld Brief | Geld Brief 
3% 1 Amerita. 3.628 3.684 3.616 3.624 
2% 1 England ... 14.125 | 14.165 | 14.285 | 14.275 
2.5 % ] 100 Holland. ... .] 169,58 | 169,92 | 169,58 | 169,92 
3%, | 1 Argentinien ...] 0.888 | 0,857 | 0,8653 | 0,857 
4% 100 Norwegen.. 71.83 | 71,97 | 72,23 | 27237 
4% 100 Dänemark... 63.04 | 63.16 | 63,4 | 63,56 
5.5 / J 100 Island ..... 63.94 | 64.06 | 63.94 | 64.06 
3.5 / 100 Schweden ... 72.78 | 72.92 | 73.18 | 73,32 
3.5 % 100 Belgien.....| 58.54 | 58.66 | 58.74 | 58,86 
x 4 9 100 Italien 21.80 21.84 21.86 21.90 
7.2 % 100 Frankreich.. 16,53 16,57 16.59 16.63 
2 % 100 Schweiz... 831.12 | 81.28 —.— —.— 
6.5 % 100 Spanien... 35.98 | 36,04 | 36.06 | 36.14 
x, I Braſilien .. 0239 | 0,241 | 0,239 | 0,241 
5.64% 1 Japan. 0.869 | 0,871 | 0,869 | 0,87% 
— II Kanada. 3.147 | 3,153 3.147 | 3,153 
— [1 Urugua . 1.643 |. 1.652 | 1.648 | 1,652 
4.5 % ] 100 Tſchechoſlowak. —— — —.— — 
6.5 % ] 100 Finnland... . 6.274 6,286 6.284 6,296 
5.5 % ] 100 Eftland....s.| 110.39 | 110,61 | 110,33 | 110,61 
6°/,| 100 Lettland . 73.18 73,32 73,1 73.32 
6,5%, | 100 Portugal.. . 12,89 12.91 12.97 12.99 
7.5 ¼ 100 Bulgarien . . 3.047 3,053 | 3,047 3,053 
7.5 / 100 Jugoflawien. . 5.195 | 5.205 | 5.195 | 5.205 
6°/,| 100 Oeſterreich .. 48.45 45,55 | 45,45 45,55 
2 75 3 — 4 m — — | on 
anzig.....| 82,27 43 8 

ee nal AORB 2642 =. 255 
11 % ] 100 Griechenland .| 2.458 2.462 2.448 2.452 
— 1 Kairo 14.805 ‚545 | 14.615 | 14,655 
7 / 100 Rumänien.. 2488 | 2,492 | 2.488 2.492 
Warihau......! 4720 ! 47.40 l 47.30 | 47.50 


üricher Börſe vom 17. Mai. (Amtlich.) Warſchau 58,10 
* 20,38, London 17,44, Newport 4,45 ¼ Brite! 72,17%, 
talien 26,85, Spanien 44.25, Amſterdam 208,25, Berlin 119,%, 
tockholm 89,60, Oslo 88,50, Kopenhagen 77,60, So —.—. 
Prag 15,42, Belgrad 7,00, Athen 2,95, Konſtanttinopel 2,51, 
ur a. > ingfors 7,77, Buenos Aires — Japan 1,06. 
ank Polſti zahlt heute für: 1 Dollar, gr. Scheine 
7,65 3, do. kl. Scheine —— 3. 1 Pfd. Sterling 29,92 31. 
100 Schweizer Franken 171,57 3. 100 franz. Franken 34,97 31. 
100 deutſche Mark 195,00 3., 100 Danziger Gulden 173,70 3, 
31, öſterr. Schilling —— 34, holländiſcher 


Aktienmarkt. 


Poſener Börſe vom 17. Mai. Es notierten: proz. Staatliche 
Konvert.⸗Anleihe 42,75 G., 4½proz. Dollarbriefe der Poſener Land⸗ 
ſchaft 30 , Aproz. Konvert.⸗ Pfandbriefe der Poſener Landſchaft 
34—34,50—34,25 +, 4proz. Prämien⸗Dollaranleihe (Serie 3) 48 G., 
4½ proz. Roggenbriefſe der Poſener Landſchaft 5,0 G., proz. Bau⸗ 
anleihe (Serie 1) 38 G. Tendenz belebt. (G. = Nachfrage, B. = 
Angebot, + = Geſchäft, » = ohne Umſatz.) 


Produktenmarkt. 


Marſchau, 17. Mat. Getreide, Mehl und Futtermittel ⸗ 
Abſchlüſſe auf der Getreide⸗ und Warenbörſe für 100 Kg. Parität 
Waggon Warſchau: Roggen I 19,50—20,50, Einbeitsweizen 37.05 
bis 38,50, Sammelweizen 37.00 — 37.50, Einheitshafer 15,00 bis 
15,50, Sammelhafer 14.00 14,50, Grützgerſte 15.00 —15,50. Brau- 
gerſte 15,50—16,00, Speiſefelderbſen 21,00 — 24,00, Biltoriaerbien 
28.002.600. Winterraps 47.00 49,00. Rotklee ohne dicke Flachsſeide 
90.00 110,00. Rotklee ohne Flachsſeide bis 97% gereinigt 110,00 
bis 125,00, roher Weißklee 70,00 90,00, roher Weißklee bis 97 ge⸗ 
reinigt 100,00 125,00, Luxus- Weizenmehl (45 % 1. Sorte 60,00 bis 
65.00. Weizenmehl (65 ) 1. Sorte 55.00 —60,00, Weizenmehl 2. Sorte 
(20% nach Luxus⸗Weizenmehl) 50,00 —55,00, Weizenmehl 3. Sorte 
25.00 — 35.00. Roggenmehl | 33.00— 35.00. Roggenmehl 11 25,00 bis 
27,00, Roggenmehl III 25,00—27,00, grobe Weizenkleie 10,00 11.00. 
mittlere 9.50— 10.00, Roggenkleie 9.50 — 10,50, Leinkuchen 18.50 19.50, 
Rapstuchen 14.00 14.50, Sonnenblumenkuchen 15,50 — 16,00, doppelt 
gereinigte Serradella 10,00 — 11.00, blaue Lupinen 7.50 — 8,00, gelbe 
10,50 — 11.50. Peluſchken 12.00 — 12,50, Wicken 12,5013, 00. 


Geſamtumſatz 3007 to, davon 2527 to Roggen. Tendenz: ruhig. 


Amtliche Notierungen der Poſener Getreidebörſe vom 
17. Mai. Die Preiſe verſtehen ſich für 100 Kilo in Zloty: 5 


Transaktionspreiſe: 
Roggen 570 to „„ „ 1 1800 
Richtpreiſe: 
Weizen . „34.50-35.50 | Raps: 3 —.— 
Roggen . 17.75—18.00 | Fabrikkartoffeln pro 
Mahlgerſte 64-66 kg 13.75—14.25 Nilo E — 
Mahlgerite68—69 kg 14.25—15.00 | Senf 46.00 59.00 
Braugerſte —.— Blauer Mohn —.— 
Hafer . . . 11.75 —12.25 Weizen- u. Roggen» 
Roggenmehl (65 % ). 26.00 — 27.00 ſtroh, loſe .. 1.75 — 2.00 


Meizenmehl (65%). 53.75—55.75 
Weizenkleie . „ 9.00—10,00 
Meizentleie (grob) . 10.25—11.25 


Weizen⸗ u. Noggen⸗ 
ſtroh, gepreßt . . 2.00 — 2.25 
Hafer⸗ und Gerſten⸗ 


Roggenkleie . „ 9.75—1050 ſtroh, loſfſe . 1.75 2.00 
Wicken . 11.50 —12.50 | Hafer- und Gerſten⸗ 
Beluichlen . . 11.00—12.00 ſt roh, gepreßt . 2.00—2.25 
Bittoriaerbien . 24.00—26.00 | Heu, loſe. 75 —.25 
RUD N Er; —.— gen epreht . 5.25—5.75 
Blaue Lupinen , 6.00—7.00 etze loſe . 5.25—5.75 
Gelbe Lupinen 8.00 —9.00 Denen 6.25 —6.75 
Gerradella . —.— Sonnenblumen» 


Speiletartoffen . . —.— tuhen 46—48%% . —.— 

Geſamttendenz: ruhig. Transaktionen zu anderen Bedingungen: 
ent 285 to, Weizen 70 to, Hafer 10 to. Roggenkleie 80 to, 
Gerſtenkleie 45 to, Gemenge 10 to. 


Nach dem Urteil der Börſe war die Tendenz für Roggen. 
Weizen, Mahlgerſte, Hafer, Roggen⸗ und Weizenmehl ruhig. 


Berliner Produktenbericht vom 17. Mai. Getreide⸗ 
und Oelſaaten für 1000 Kg. ab Station in Goldmark: Weizen, 
er Ra. n en a 5 Kg. 154,0 - 

is 156,00, augerſte —.—. Hutter» und Induſtri ite 168, 
bis 176,00, Safer, märt. 156.00 —140.00. Mais . 
Für 100 Kg.: Weizenmehl 23,50—27,75, Roggenmehl 21,15—23,15, 
Weizentleie 8,80—9,00, Roggenkleie 9,0 n Wittere⸗ 
erbſen 20.50— 25,50, Kl. Speiſeerbſen 19.00— 21,00, ‚suttererbien 13.0 
bis 15,00, Peluſchken 12,25— 14,00, Ackerbohnen 12,00 14,00, Wicken 
8 eg 5 gelbe 11,90—12,75. 

e „neue — „ n Trockenſchnitzel 
8,60, Sona⸗Extraktionsſchrot 10,10, Rartorfelfiosten 0014420 1 


3. Blatt. 


Pommerellen. 


18. Mai. 
Graudenz (Grudziadz). 
Aeber das neue Milchgeſetz, 


das am 24. Juni d. J. in Kraft tritt, hielt in der dies⸗ 
jährigen Generalverſammlung der Zentralmolkereigenoſſen⸗ 
ſchaft Graudenz, die am 15. d. M. im „Goldenen Löwen“ 
ſtattfand, nach Erledigung der Tagesordnung Molkerei⸗ 
Inſtrukteur Kalitowfſki⸗Graudenz einen Vortrag. 
Durch das Geſetz wird der Milchhandel in den Städten neu 
geregelt. Die von den Molkereien oder Landwirten in den 
Verkehr gebrachte Vollmilch muß wenigſtens 3 Prozent Fett 
enthalten. Weniger als den feſtgeſetzten Fettgehalt ent⸗ 
haltende Milch muß mit dem tatfächlichen Fettgehalt be⸗ 
zeichnet werden. Kaufleute, die den Milchverkauf als 
Nebenzweig ihres Unternehmens betreiben, dürfen in Zu⸗ 
kunft die Milch nur in verſchloſſenen Flaſchen verkaufen. 
Der Verkauf von Milch in Höfen, Hausfluren und Tor⸗ 
wegen iſt verboten. Für den Verkauf auf Märkten und 
Plätzen werden beſondere Stellen angewieſen. Der Ver⸗ 
kauf von Sahne auf Märkten iſt nur aus verſchloſſenen und 
mit Hähnen verſehenen Gefäßen geſtattet. Beim Verkauf 
von Milch und Rahm mit Lieferung ins Haus. dürfen nur 
gut verſchloſſene Gefäße verwendet werden, auf denen die 
arg Anſchrift des Eigentümers der Milch vorhanden ſein 
muß. 


Die zum Verkauf kommenden Milchprodukte (Käſe) 
müſſen, falls ſie in einer verpackten Form in den Verkehr 
gebracht werden, die genaue Bezeichnung des Produktes, die 
Firma des herſtellenden oder verpackenden Unternehmens 
und Angabe des Fettgehalts tragen. Aus Magermilch her⸗ 
geſtellte Produkte ſind entſprechend zu bezeichnen. 

Durch dieſes Geſetz wird ſomit der direkte Milch⸗ 
verkauf durch den Landwirt ziemlich eingeſchränkt. Land⸗ 
wirte, die heute noch in ihrer Milchverwertung eigene Wege 
gehen, werden dazu übergehen müſſen, ſich genoſſenſchaftlich 
zuſammenzuſchließen. Das Geſetz behandelt weiter die 
Einrichtung der Molkereibetriebe, der Kuhſtälle, die Art der 
Milchgewinnung und Behandlung. Bei dieſen Vorſchriften 
handelt es ſich vor allem um die Beachtung hygieniſcher 
Grundſätze. * 


Standesamtliche Nachrichten. In der Woche vom 
8. bis zum 13. Mai d. J. gelangten auf dem hieſigen Stan⸗ 
desamt zur Anmeldung: 18 eheliche Geburten (9 Knaben, 
4 Mädchen), einſchließlich einer Zwillingsgeburt (Knabe 
und Mädchen, ſowie 3 uneheliche Geburten [1 Knabe, zwei 
Mädchen]); ferner 4 Eheſchließungen und 9 Todesfälle, 
darunter 1 Kind im Alter bis zu 1 Jahr. * 

x Ein plötzlicher Tod ereilte den etwa 50jährigen 
Nachtwächter Riba aus Neudorf (Nowawies) bei Grau⸗ 
denz. R. hielt Nachtwache bei dem Walzenzuge der Chauſſee⸗ 
walze, die zurzeit an der Kreischauſſee GraudenzLeſſen 
bei Mühle Klodtken (Kiodka Miyn) arbeitet. Sonnabend 
abend bezog er, wie gewöhnlich, ſeine Wache Als ſeine 
Frau ihm Sonntag mittag das Eſſen brachte, fand ſie ihn 
tot im Wohnwagen des Walzenzuges liegen. Der ſchwer 
lungenkranke Mann hat aller Wahrſcheinlichkeit nach ſich un⸗ 
wohl gefühlt, iſt dann ſchnell in den Wagen gegangen, und 
dort hat dann ein jäher Tod ſeinem Leben ein Ende ge⸗ 
macht. * 

Im Zuſammenhang mit dem großen Kleeſamendieb⸗ 
ſtahl, der, wie mitgeteilt, nachts im Speicher der Firma 
Centrala Handlowa Ziemiopkodöw verübt worden iſt, hat 
die Polizei bereits drei Täter ermitteln können. Ebenſo 
konnte ſie zwei Zentner der in der Behauſung der Diebe 
ſorgfältigſt verborgenen Beute beſchlagnahmen. Über die 
Art der Ausführung des Kleeraubes wird mitgeteilt, daß 
die Einbrecher über das Dach eines an dem Speicher befind⸗ 
lichen kleinen Anbaues gegangen ſind. Feſtgeſtellt iſt auch, 
daß in der Diebſtahlsnacht die Speicherfenſter offen ge⸗ 
ſtanden haben. Die Diebe dürften danach keineswegs allzu 
mühſelige Arbeit gehabt haben. 92 

X „Stille Teilhaber“. In der Zuckerwarenfabrik 
„Glokona“ hierſelbſt, Herrenſtraße (Panſka) war ſeit einiger 
Zeit die Beobachtung gemacht worden, daß andauernd der 
fertige Warenvorrat ſich in geheimnisvoller Weiſe verklei⸗ 
nerte. Die Langfinger — um ſolche konnte es ſich ja nur 


Deutſche Rundſchau. 


Bromberg, Freitag den 19. Mai 1933. 


handeln — waren aber zunächſt nicht zu ermitteln. Erſt 
jetzt, nachdem man feſtgeſtellt hatte, daß bereits für mehr 
als 400 Zloty Produkte verſchwunden waren, gelang es, 
zwei Perſonen als Täter zu entdecken und zu verhaften. 
Es ſind dies zwei in der Firma beſchäftigte Perſonen. 15 

* überfallene Bäckerlehrlinge, die Brot transportieren, 
gehören in der jetzigen Zeit der Not und Arbeitsloſigkeit 
gerade nicht zu den Seltenheiten. Am Dienstag früh wurde 
an der Ecke Börgenſtraße (Sienkiewicza) und Trinkeſtraße 


(Trynkowa) der Bäckerlehrling Bettin aus der Bäckerei 


Culmerſtraße (Chelminſka) 3 durch drei Individuen an⸗ 
gehalten. Sie raubten ihm einen Laib Brot, und als er 
ſich dagegen zur Wehr ſetzte, mißhandelten ſie ihn und 
ſchlugen ihm u. a. einen Zahn aus. Am Mittwoch drangen 
in der Schulſtraße (Szkolna) zwei Perſonen auf den eben⸗ 
falls Brot transportierenden Bäckerlehrling Wilhelm 
Kulerſki ein und wollten ihm einige Brote entreißen. 
In dieſem Falle wurden die Täter aber von einer Polizei⸗ 
patrouille erwiſcht und damit den Raub verhindert. * 

* Einen Fahrraddiebſtahl meldete Jan Mechlinſki, 
wohnhaft Wieſenweg (Droga Lafowa). Außer dem Rade 
haben die Täter noch andere Sachen erbeutet und den M. 
im ganzen um 250 Zloty geſchädigt. Im übrigen verzeich⸗ 
nete der Rapport noch die Feſtnahme von zwei Männern 
wegen Diebſtahls. * 


Thorn (Torun). 


FF Apotheken⸗Nachtdienſt von Donnerstag, 18. Mai, bis 
Donnerstag, 25. Mai (Himmelfahrt), 9 Uhr morgens ein- 
ſchließlich, ſowie Tagesdienſt am Sonntag, 21. Mai, hat die 
„Central-Apotheke“ (Apteka Centralna), Culmerſtraße (ul. 
Chetminſka) 9, Fernſprecher 169, = 

t Standesamtliche Nachrichten. In der Woche vom 7. bis 
13. Mai gelangten auf dem hieſigen Standesamt zur Anmel⸗ 
dung und Regiſtrierung: 20 Geburten (7 Knaben und 13 
Mädchen), 19 Todesfälle (11 männliche und 8 weibliche Per⸗ 
ſonen), darunter 4 Perſonen im Alter von über 60 Jahren 
und 4 Kinder im erſten Lebensjahre. In demſelben Zeit⸗ 
raum wurden 4 Eheſchließungen vollzogen. * 

* Der Verband deutſcher Katholiken, Ortsgruppe Thorn, 
hatte am Sonntag ſeine Mitglieder zu einer „Mutter⸗ 
tagsfeier“ eingeladen, auf der Bezirksſekretär Kien⸗ 
der die Feſtrede hielt. Die Anregung, die braven Mütter 
einmal im Jahre durch einen beſonderen Gedenktag zu 
ehren, ging vor 25 Jahren von einem amerikaniſchen Sena⸗ 
tor aus. Er empfahl, an dieſem Tage als äußeres Zeichen 
der Verehrung eine weiße Blume im Knopfloch zu tragen. 
Wenngleich ſein Vorſchlag anfänglich vielſeits belächelt 
wurde, hat der „Muttertag“ doch in faſt allen Ländern be⸗ 
ſonders nach dem Kriege Eingang gefunden. Der Redner 
zeichnete ein Bild einer braven Mutter in ihrer erzieheri⸗ 
ſchen Tätigkeit, ihrer liebevollen Hingabe an ihre Kinder 
und führte dieſen vor Augen, was ſie ihrer Mutter zu 
danken und wie ſie ſie zu ehren hätten. — Die Feſtrede 
wurde umrahmt von ſtimmungsvollen Geſängen des Kirchen⸗ 
chores und Gedichten, in denen die Mutter gewürdigt wurde. 
Mit dem Abſingen der Papſthymne endete die erhebende 
Feier. > 

Unter dem Ausſchluß der Offentlichteit verhandelte 
kürzlich das Thorner Appellationsgericht gegen Felix 
Chmielewſki aus Gdingen, den das Bezirksgericht in 
Goͤingen im September vorigen Jahres wegen Photogra- 
phierung militäriſcher Objekte und Überfendung der Abzüge 
an den Agenten eines Nachbarſtaates zu vier Jahren Ge⸗ 
fängnis verurteilt hatte. Dieſes erſtinſtanzliche Urteil 
wurde von dem Appellationsgericht beſtätigt. Infolge der 
eingelegten Berufung gelangte die Sache an das Höchſte Ge⸗ 
richt, welches eine nochmalige Verhandlung mit anderer 
Richterzuſammenſetzung anordnete. Die unter dem Vorſitz 
des Richters Kurkowſkt durchgeführte Verhandlung endete 
mit der Verurteilung des Angeklagten zu drei Jahren Ge⸗ 
fängnis. * 

# Feſtgenommen wurden am Dienstag ein Jugend- 
licher, der ſich auf dem Stadtbahnhof herumtrieb. Eine an⸗ 
ſteckend kranke Perſon wurde zwangsweiſe in Krankenhaus⸗ 
behandlung gegeben. Zur Anzeige gelangten zwei Dieb⸗ 
ſtähle und eine Unterſchlagung, ferner je eine Zuwiderhand⸗ 
lung gegen polizeiliche Verwaltungs⸗ bzw. ſanitätspolizeéi⸗ 
liche Vorſchriften. e 


Abonnenten 
auf dem Lande 


welche noch nicht auf die „Deutsche 
Rundschau‘ für den Nonat Juni abon- 
niert haben, wollen dies umgehend tun, 


damit eine rechtzeitige Belieferung vom 
1. Juni 1933 ab erfolgen kann. Die Brief- 
träger sowie alle Postämter in Polen 
nehmen Bestellungen auf die „Deufsche 
Rundschau“ entgegen. 


Postbezugspreis: 
für den Monat Juni 4,89 zt 


ef Briefen (Wabrzezno), 17. Mai. In der letzten 
Stadtverordnetenſitzung wurde das diesjährige Budget an⸗ 
genommen. Es wurde beſchloſſen, ſich an die Finanz⸗ 
kammer zu wenden und dieſe zu einer Verringerung der 
Bezüge des Regierungsdelegierten für die Stadt zu ver⸗ 
anlaſſen. Zu Meinungsverſchiedenheiten kam es im 
weiteren Verlauf der Sitzung, als ein Stadtverordneter 
die Streichung der im Budget veranſchlagten Straßen⸗ 
reinigungsgebühren forderte, da dieſe laut Urteil des 
Appellationsgerichts der Wojewodſchaft zu Unrecht ein- 
gezogen werden. Bei der Debatte über dieſen Antrag 
verließen die Stadtverordneten der PPS und der NPR 


demonſtrativ den Sitzungsſaal, wodurch die Verſammlung 


nicht beſchlußfähig war. 
tagt werden. . 

d Gdingen (Gdynia), 17. Mai. überfallen wurde 
auf der Chauſſee unweit der Stadt W. Jarzewſki, der 
mit dem Rad zur Arbeit fuhr. Unbekannte Täter ver⸗ 
letzten ihn erheblich durch Meſſerſtiche und verſuchten ihn 
zu berauben. Einer der Täter wurde von der Polizei in 
der Perſon des J. Danieecki feſtgenommen. 

Ertrunken iſt im Hafen der Koch J. Skrzycki 
vom Dampfer „Torun“. Durch eigene Unvorſichtigkeit ſiel 
er von der Kaimauer ins Meer und ertrank. Die 
Leiche konnte bis jetzt noch nicht geborgen werden. 

tz Konitz (Chojnice), 17. Mai. Die Konitzer Polizei 
verteilte geſtern an die Arbeits loſen der Stadt etwa 
600 Zentner Kartoffeln, die in der von der Polizei ein⸗ 
gerichteten Küche für die Kinder der Arbeitsloſen übrig ge⸗ 
blieben waren. Während des ganzen Winters wurden in 
dieſer Küche warme Mittageſſen verteilt. 

Eine Frau aus Konitz wurde geſtern im Stadtpark am 
hellichten Tage von einem Wegelagerer über⸗ 
fallen und mißhandelt. Die Polizei hat eine ener⸗ 
giſche Unterſuchung eingeleitet. 

Trotz Einſetzens der warmen Witterung ſind im Dorfe 


Die Sitzung mußte deshalb ver⸗ 


Bruſz im Kreiſe Konitz noch immer 700 Arbeitsloſe vor⸗ 


handen, deren wirtſchaftliche Lage äußerſt traurig iſt. 
Leider beſteht hier keine Ausſicht, daß fi die Wirtſchaftslage 
in abſehbarer Zeit beſſert. 

Eine neue Sehenswürdigkeit hat das Ko⸗ 
ſchneiderdörſchen Görsdorf erhalten. Dort mußte die Schul⸗ 
pumpe repariert werden und es wurde ein neues Pumpen⸗ 
rohr angeſchafft. Auch dieſes Rohr erhielt die bekannte 
Aufſchrift „Bofkotuj niemea“. Ob ſich die Pumpe an dieſe 
Aufforderung ſtreng hält und ſeitdem ihr Waſſer nur gegen 
Vorzeigung des Perſonalausweiſes an Polen abgibt, iſt 
uns nicht bekannt. 

Der heutige Wochenmarkt war infolge des regne⸗ 
riſchen Wetters ſchlecht beſucht. Butter koſtete 1,40 1,50, 
Eier brachten 0,90—1,00, Für Ferkel zahlte man 30—35 31. 
pro Paar. x 

g Stargard (Starogard), 16. Mai. Der deutſche 
Frauenverein veranſtaltete am vergangenen Sonn⸗ 
abend im Saale des Deutſchen Klubs einen Bazar zum 
Wohle der Armen, der ſich eines großen Beſuches erfreute. 
Zur Unterhaltung wurde geboten: Ein Luſtſpiel (Die 
armen Dienſtboten); ferner wurde ein Märchenſpiel (Prinz 
Droſſelbart), aufgeführt von den Schülerinnen und 
Schülern der deutſchen Mittelſchule unter Leitung des 
Frl. Marwedel und Frl. Selge, geboten. Beide Auf⸗ 


führungen ernteten ſtarken Beifall. 


Graudenz. 


Schul nd K irnis, holl. Ltr. 1.70, 
Berger i Fan lee, ft unter 
Male Garbary 5, i Scker . Pfd. 0.30, Karl-Julius Meissner. 


Thorn. 


Emil Romey 


\ (früh. Zeglarſta) el | Schlemmireide, Pfd. 0.08 Marhalte oda 2. Panlerhandl 
Heute früh entſchlief nach längerem Leiden mein lieber Mann, Halfte b 55 re 3 5 1 750 
unſer innigſtg eliebter Vater eiſter, Piekary 12. Jul. Kopernſta 32. 200 an intel 11 Tale a 4 


zu vermiet. Tuſzewfka 
robla 28, 2 Tr. l. 4212 


— 33. 
Kirchliche Nachrichten. 

Sonntag, d. 21. Mai 1933 (Rogate) N 

* Bedeutet anſchließende Abendmahlsieier. 


Kirchliche Nachrichten. 
Sonntag, d. 21. Mai 1983 (Rogate 
* Bedeutet anſchließende Abendmahlsfeier. 


Shit Kirche. Vorm.] Reutſchkau. Vormittag 
10½ Uhr Gottes dienſt, 10 Uhr Gottesdienſt, anſchl. 
Heuer, 11¼ Uhr Kinder» Kindergottesdſt., Himmel⸗ 
gottesdienft. fahrt vorm. 10 Uhr Gottes. 


St. Georoen » Kirche. dienſt. acht. Sindergottes- 


3896 


Richard Templin 


im 54. Lebensjahre. 


1 42¶1 Vorm. 9 Uhr Gottesdienft, 
nt 1 5 en „ N 
In tiefem Schmerz Ade eise we gi 2 lg Gorleben n. 


„ 2uben. Himmelfahrt 
Clara Templin E . 


Charlotte, Margot und Joachim Templin. , ehe eee cee F 


W Pfr. Steffani. fahrt, vorm.8UhrGottesdſt. woch nachm. 6 Uhr Bibel⸗ Kindergottesdienſt. 
Torun, den 17. Mai 1933. 


ste GroBBdiendorf. Vorm. Runde, abds. 8Uhr Kirchen, Vorm. 10 U 
Ketedee, Sinmefahe| Süd: Datei. I deen der e gage dee Gnesen Simmetfaher 
nachm. Gottesdienſt, Sup. 10, Uhr Hauptgottesdienit,| abend, Himmelfahrt vorm. vorm. 10 Uhr Eottesdjl.* 
Herrmann. "7 [119% Uhr Kindergottesdſt. 10 Uhr Pfr. Gürtler. anſchl. Kindergottesdienſt. 

Himmelfahrt, vorm. 10 Uhr Stadtmiſſion Graus Dragaß. Vorm. 10 Ahr 


Die Beerdigung findet am Sonntag, dem 21. Mai, 12 Uhr mittags Bodgorz. Nachm aun Hauptgottesienſts. 119) ee errt | 
Sungmädchenftunde, 5 Uhr . * Nang 9 ihr RER an, Gottes dienſt. 


von der Leichenhalle des altſt. Friedhofs aus ſtatt. Jungmännerſid., Himmels Reubruch. Vorm. 10 Uhr dacht. nachm 6 Ubr Can 


2 0 fahrt vorm, 10 Uhr Gottes» 92 KR 
Leſegottesdienſt. eliſation, adends 7 Uhr 
Beileidsbeſuche dankend verbeten. | dienſt. Seren an 5 ER ee 5 
Kogau. Vorm. 10 Uhr] Kindergottesdlenſt, 10 Uhr in Treul, 4 Uhr Andacht a 
Gottesdienft, Pfr. Anorr, | Gottesdienft, Himmelfahrt in Hilmarsdorf, 4 Uhr; Golub. Vorm. / 11 Uhr 
2 en. 8 1 5 a a? en Raug in 225 onen. Sk es 
r tat t, Pie] Seglein. mmelfahrt brück, Dienstag nachm. Bolfau, m. e 

. \ W aaa Uhr Sottesdienft. AUhr Kinderſtunde, abends Gottes dienſt. 


Gottesdienſt. 


Himmelfahrt 


Schwenten. Nachm. 4 uhr 


Gruppe. 
rorm T0 Uhr Gottesdlenfte a 
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x Zempelburg (Sepölno), 17. Mai. Durch ein 
Schadenfeuer, das am vergangenen Sonnabend in den 
ſpäten Nachmittagsſtunden auf dem Rittergute Komierowo 
hieſigen Kreiſes ausbrach, wurde der Dachgiebel des 
Schweineſtalls ein Raub der Flammen. Das lebende In⸗ 
ventar konnte rechtzeitig in Sicherheit gebracht werden. 

Vor dem hieſigen Burggericht hatten ſich der Arbeiter 
Franz Muslak und ſeine Ehefrau, beide vorbeſtraft und 
ohne feſten Wohnſitz, wegen Diebſtahls von 
Garderoben, Wäſche, verſchiedenen Lebensmitteln, einer 
Uhr uſw. zum Schaden des Gutsarbeiters Bernhard Kleis 
in Skarpa hieſigen Kreiſes zu verantworten. Das Gericht 
verurteilte beide Angeklagte, die geſtändig waren, zu je 
1 Jahr Gefängnis. Dasſelbe Gericht verurteilte die 
jugendlichen Arbeiter Kowalſki und Nowak aus 
Obkas wegen Diebſtahls von Honig im Werte von 30 Ziniy 
zum Schaden des Landwirts Wagner und Thews zu einem 
Monat Gefängnis und Tragung der Gerichtskoſten. 


P Vandsburg (Wiecbork), 17. Mai. Infolge des 
regneriſchen Wetters hatte der für Dienstag anberaumte 
Vieh⸗ und Pferdemarkt einen mäßigen Antrieb 
von Kühen und Pferden aufzuweiſen. Die Anzahl der an⸗ 


Im „Dziennik Uſtaw“ Nr. 35 vom 13. Mai (Poſ. 294) 
wird das neue „Geſetz über eine teilweiſe Abänderung des 
Syſtems der territorialen Selbſtverwaltung“ veröffentlicht. 
Der Text umfaßt nicht weniger als 28 Seiten des „Dziennik 
Uſtaw“. Die „Gazeta Warſzawſka“ unterwirft das 
neue Geſetz einer ſehr ſcharfen Kritik; unter dem Titel 
„Chaos in der Selbſtverwaltung“ ſchreibt das 
nationaldemokratiſche Blatt: 

„Das „Geſetz über die teilweiſe Abänderung des terri⸗ 
tortalen Selbſtverwaltungsſyſtems“ iſt von einigen ehr⸗ 
geizigen Beamten des Innenminiſteriums und einigen Ab⸗ 
geordneten des B. B.⸗Klubs durchgepeitſcht worden. Die 
Arbeit wurde weder von der Regierung noch von den Lei⸗ 
tern der parlamentariſchen Regierungsmehrheit gehörig 
kontrolliert. Das Geſetz hat man am 13. ds. Mts. ver⸗ 
öffentlicht; da es 60 Tage nach der Veröffentlichung in Kraft 
tritt, fo wird es am 13. Juni rechtswirkſam fein. 

Obgleich dies vorgeſehen und auch logiſch iſt, ſteht dem 
Geſetze auch nicht eine einzige Verordnung zur Seite, auf 
die wiederholt im Geſetz verwieſen wird, und ohne die das 
Geſetz nur ein toter Buchſtabe bleibt. Offenbar ſtieß man 
im Innenminiſterium auf beträchtliche Schwierigkeiten, vor 
denen wir die Urheber des Geſetzes erfolglos gewarnt hat⸗ 
ten. Wir wollen hier nur auf einige Punkte hin⸗ 
weiſen, was aber genügen wird, um das Chaos zu ver⸗ 
anſchaulichen, das in der Selbſtverwaltung durch das 

neue Geſetz hervorgerufen werden dürfte. 

Das Geſetz iſt nur eine teilweiſe Abänderung 

des in den einzelnen Teilgebieten gegenwärtig beſtehenden 
Nechts. Die Bemerkung des Sejmreferenten Polakiewicz 
‚über den „Umſturz der Säulen der Teilungsmächte“ war 
eine grobe Übertreibung. Dieſe Säulen wurden durchaus 
nicht geſtürzt, ſondern nur untergraben. Die Geſetze 
in den Teilgebieten, die ſich auf das Syſtem beziehen, blei⸗ 
ben weiter in Kraft, mit Ausnahme der Wahlreglements 
und derjenigen Vorſchriften, die das neue Geſetz ander⸗ 
weitig regelt. Die Urheber des Geſetzes haben ſich nicht die 
Mühe gegeben, ausdrücklich in dem neuen Geſetz anzugeben, 
welche Artikel der früheren Geſetze aufgehoben bezw. ab⸗ 
geändert werden. Sie wälzten dieſe Laſt auf die Ver⸗ 
ordnungen des Staatspräſidenten ab, der im 
Laufe von zwei Jahren nach Inkrafttreten des neuen Ge⸗ 
ſetzes die Texte der bisherigen Teilgebiets⸗Geſetze ver⸗ 
öffentlichen ſoll, die mit dem neuen Syſtem in Einklang ge⸗ 
bracht worden ſind. Solange dieſe Verordnungen nicht er⸗ 
ſcheinen, wird die rechtliche Grundlage der Selbſtverwaltung 


getriebenen Tiere betrug insgeſamt 40 Stück. Kühe 
wurden mit 180—250 Zloty verkauft, Pferde ſtanden mit 
80—200 Zloty und darüber im Handel. Es herrſchte ein 
ſchleppender Handel und Verkehr. 


Am letzten Sonnabend wurde die Beſitzerwitwe 


Fiſcher aus Sachſaren, Kreis Wirſitz, an der Ecke Haller⸗ 


Flatowerſtraße vom Wagen ihres ſcheu gewordenen Ge— 
ſpannes geſchleudert und erlitt Verletzungen ernſterer Art. 


h Neumark (Nowemiaſto), 16. Mai. Als der Landwirt 
Arendt in Neuhoff (Nowy dwör) durch das Bellen der 
Hunde aus dem Schlaf erwachte, aufſtand und hinausging, 
bemerkte er, daß Spitzbuben in ſeiner Scheune waren und 
ſogar ſchon zwei Sack Roggen wegſchleppten. Er ſchlug 
Alarm und verfolgte die Flüchtigen. Bei der Flucht warfen 
die Diebe ihre Beute fort, um nur unerkannt zu entkommen. 


Nach etwa zwei Stunden kamen aber die Banditen wieder. 


A., der ſich auf die Lauer gelegt hatte, gab auf das diebiſche 
Geſindel einen Schuß ab, worauf die Diebe das Feuer er⸗ 
widerten, ſo daß eine regelrechte Schießerei entſtand. Als 
Nachbarn zu Hilfe eilten, verließen die Spitzbuben un⸗ 
erkannt den Kampfplatz. 


Das neue polniſche Gelbſtverwaltungsgeſetz. 


unſerer Gemeinden, Städte und Kreiſe ſo verwickelt ſein, 
daß ſich niemand darin zurechtfinden kann. Das Oberſte 
Verwaltungsgericht wird hier ein weites aber wenig dank⸗ 
bares Feld der Tätigkeit haben. 

Die Neuwahlen zu den Gemeinderäten und zu den 
Stadtvertretungen ſollen im Laufe von zwölf Monaten nach 
Inkrafttreten des neuen Geſetzes ſtattfinden, d. h. ſpäte⸗ 
ſtens bis zum 13. Juni 1934. Ausgenommen 
find nur die Landgemeinden in Galizien, Groß: 
polen (Poſen) und Pommerellen, wo innerhalb 
30 Monaten Kollektivgemeinden geſchaffen werden 
ſollen. Die Vorſchriften über die Wahlen in dem neuen 
Geſetz find fo allgemein und fo verworren, daß 
es nicht möglich iſt, vor Erſcheinen der Wahlordnungen, die 
der Innenminiſter erlaſſen ſoll, darüber zu reden. Erſt 
aus dieſen Wahlordnungen werden wir den weſentlichen 
Inhalt der verſchiedenen Ideen erfahren, die von dem Abg. 
Duch in das Geſetz hineingebracht worden ſind. 


In beſonderer Lage wird ſich Warſchau befinden. Es 
ſoll mit fünf anderen Großſtädten das Recht haben, ſich nach 
einem beſonderen Selbſtverwaltungs⸗Statut 
zu regieren, das ihm vom Staatspräſidenten auf Antrag 
des Innenminiſters gegeben wird. Ein ſolcher Antrag 
kann ſich auf die Initiative des Stadtrats der betreffenden 
Stadt ſtützen. Die Gerechtigkeit und das geſunde Urteil 
ſprechen dafür, daß, wenn man von dieſer Initiative ab- 
ſehen würde, dies nicht ein Privileg, ſondern eine Benach⸗ 
teiligung unſerer größten Städte ſein würde. 


Aber die Urheber des neuen Geſetzes hatten kein Ver⸗ 
trauen zu den gegenwärtigen Vertretungen dieſer Städte 
und beſchloſſen daher, daß die Initiative bezüglich der be⸗ 
fonderen Statuten erſt denjenigen Stadtvertretungen zu⸗ 
ſtehen ſolle, die auf Grund des neuen Geſetzes gewählt wor⸗ 
den ſind. Die Folge dieſes Mißtrauensvotums wird ſein, 
daß Warſchau, oder Lemberg, Poſen, Lodz, Krakau und 
Wilna ſolche Statuten ohne vorherige Anträge der Selbſt⸗ 
verwaltungs⸗Repräſentanten erhalten werden, oder daß ſie 
ſich vorübergehend den allgemeinen Vorſchriften für die 
Städte anpaſſen, die in dem neuen Geſetz enthalten ſind, 
um nach einigen Monaten von neuem ihr Verwaltungs⸗ 
ſyſtem zu ändern. 

Hinzugefügt muß werden, daß dies alles in der Zeit 
einer ſcharfen Kriſe geſchehen ſoll, die in vielen Selbſt⸗ 
verwaltungen die Form eines buchſtäblichen Bankerotts an⸗ 
genommen hat.“ 


Die Dorichriften 
des neuen Selbſtverwaltungsgeſetzes 
für die Wojewodſchaften Poſen und Pommerellen 


Aus den Beſtimmungen des Geſetzes, die ſich auf die Wojewod⸗ 
ſchaften Poſen und Pommerellen beziehen, heben wir das Nach⸗ 
folgende hervor: 

Art. 89. Die in einigen Gemeinden beſtehenden Gemeinde⸗ 
Verſammlungen und deren Befugniſſe mit den Abänderun⸗ 
gen, die ſich aus dem vorliegenden Geſetze ergeben, werden den 
Näten der zuſtändigen Landgemeinden zugewieſen. 

Art. 90. In Kraft bleiben die 88 29 und 33 Punkt 1 des 
Geſetzes vom 1. Auguſt 1883 über die Zuſtändigkeit der Verwal⸗ 
tungs⸗Behörden und der Verwaltungsgerichts⸗Behörden (Preußiſche 
Geſetzſammlung, Seite 237), mit ihren ſpäteren Abänderungen. 

Art. 91. 1. Aufgehoben werden die Woftſchaften (nicht aber 
das Amt der Wofte. 
ordnung vom 13. Dezember 1872 vorgeſehen ſind, in der Faſſung 
des Geſetzes vom 19. März 1881 (Preuß. Geſetzſammlung S. 179): 
alle ihre Rechte und Pflichten werden auf die Dorfgemein⸗ 
den übertragen, die auf Grund des jetzigen Geſetzes geſchaffen 
werden. ö 

2. Die Pflichten der bisherigen Wofte gehen auf die 
Wojte der neu geſchaffenen Gemeinden über, die 
wen _ Pflichten der Woftſchafts⸗Ausſchüſſe aber auf die Ge⸗ 
meinderäte. 


3. Bis zur Inkraftſetzung der Verordnungen des Innen- 
miniſters, von denen im Art. 103 die Rede iſt, und bis zur Ein⸗ 
berufung der Organe in den neu gebildeten Gemeinden bleibt der 
Kreis der Tätigkeit der bisherigen Wojte und der Woftſchafts⸗ 
Ausſchüſſe in Kraft. 

4. Der Innenminiſter hat das Recht, gewiſſe bisherige Pflich⸗ 
ten der Wofte den zuſtändigen Kreisbehörden der allgemeinen Ver⸗ 
waltung zuzuweiſen. 

Art. 92. 1. Aufgehoben werden die Gutsbezirke. Ihre Ger 
biete wird der Innenminiſter mit den Dorfgemeinden vereinigen, 
die auf Grund des Art. 103 entſtanden find. 

2. Die bisherige Tätigkeit der Vorſtände der Guts⸗ 
bezirke geht auf die entſprechenden Organe der Dorf ⸗ 
gemeinde über, und zwar in den Grenzen, die ſich aus den 
bisherigen Geſetzen und dem vorliegenden Geſetze ergeben. Die 
anderen Tätigkeiten in Sachen der allgemeinen Verwaltung gehen 
auf den Gemeindevorſteher (Soltys) über. 

3. Bis zum Inkrafttreten der Verordnungen des In nen⸗ 
miniſters, von denen im Art. 103 die Rede iſt, bleibt der Um⸗ 


fang der Tätigkeit der Gutsbezirke, ſowie der Rechte und Pflichten 


„der Eigentümer oder der Vorſtände der Gutsbezirke in Kraft. 


4. Die Regelung der öffentlich⸗rechtlichen Fragen ſowie der 
Vermögensrechte und Pflichten zwiſchen den Eigentümern der auf⸗ 
gehobenen Gutsbezirke und den Gemeinden erfolgt auf Grund 
direkter Verſtändigung. Wenn eine ſolche Verſtändigung nicht er⸗ 
folgt, entſcheidet in den obigen Jragen der auftändige Krels⸗ 


E 


D. R.), die in den 88 46 bis 73 der Kreis⸗ 


5. Auf Ankrag einer intereſſierten Perſon kann die zuſtändige 
Behörde Beſcheinigungen ausſtellen, von denen im Art. 20 der 
Ausführungsverordnung zum Geſetz über die Yüprung von Grund⸗ 
büchern vom 26. September 1899 die Rede iſt. 


Art. 93. 1. Es bleiben in Kraft die Beſtimmungen, die in 


den 88 36 und 56 Punkt 2 der Städteordnung vom 30. Mai 1858 


(Preuß. Geſetzſammlung S. 261) und in den 88 15 und 17 Punkt 1 
des Geſetzes vom 1. September 1882 über die Zuſtändigkeit der 
Verwaltungsbehörden und der verwaltungsgerichtlichen Behörden 
(Preuß. Geſetzſammlung S. 237) mit ihren ſpäteren Abänderungen 
und mit der Abänderung, daß die Befugniſſe des Magiſtrats, die 
im $ 15 des Geſetzes vom 1. Auguſt 1883 vorgeſehen find, auf den 
Vorſteher der Gemeinde übertragen werden. * 

2. Auf dem Gebiete der Wofewodſchaften Poſen und Pom⸗ 
merellen bleiben in Kraft die Beſtimmungen der 88 72 und 73 der 
Städteordnung vom 30. Mai 1853 mit dem Vorbehalt, daß die Be⸗ 
ſtimmungen des Art. 43 des vorliegenden Geſetzes unangetaſtet 
bleiben, und daß auf den Bürgermeiſter die Kompetenzen des Ma⸗ 
giſtrats, die im Art. 44 vorgeſehen ſind, übergehen. 


3. Aufgehoben wird der Art. 9 der Verordnung des Miniſters 
für das frühere preußiſche Teilgebiet vom 20. nuar 1920 über 
die bisherige Organiſation der kommunalen Selbſtverwaltung auf 
dem Gebiet der Poſener Wojewodſchaft, das am 31. Dezember 1919 
nicht unter polniſcher Hoheit ſtand. (Dz. Uſt. des Miniſteriums 
für das frühere preußiſche Teilgebiet Nr. 3, Poſ. 3.) 

Art. 94. Die Mitglieder der Wojewodſchaftskammer, von denen 
im Art. 98 der Verordnung des Staatspräſidenten vom 19. Januar 
1928 über die Organiſation und den Tätigkeitsumfang der all⸗ 
gemeinen Verwaltungsbehörden (Dz. Uſt. Nr. 11, Pof. 86) die Rede 
iſt, wählt der Wojewodſchafts⸗Ausſchuß auf Grund der Verhältnis⸗ 
wahl aus den Bewohnern der Wofewodſchaft, die das paſſive Wahl⸗ 
recht zum Wojewodſchafts⸗Landtag beſitzen. In die Wofewodſchafts⸗ 
kammer können als Mitglieder oder deren Vertreter zuſammen 
nicht mehr als zwei Mitglieder des Wojewodſchafts⸗Ausſchuſſes und 
des Wojewodſchafts⸗Landtages gewählt werden. Im Falle der Wahl 
einer größeren Anzahl entſcheidet über den Vorrang das höhere 
Alter in der Arbeit und im öffentlichen Dienſte im Polntſchen 
Staate, bei gleicher Zahl der Arbeitsjahre entſcheidet das Los. 

Art. 95. 1. Die Aufſicht über die Städte, die aus den Selbſt⸗ 
verwaltungs⸗Kreisverbänden nicht ausgeſchieden ſind, übt in der 
erſten Inſtanz der Kreis⸗Ausſchuß aus, in der zweiten der Woje- 
wode, unter Been der Vorſchriften, die eine Zuſammenarbeit 
der Wojewodſchaftskammer mit ihm vorbehalten. 

* ng Nr. 2. des Art. 95 iſt augenblicklich von geringerem In⸗ 
eſſe. 
— 


Art. 96. Wenn dies eine größere Entwicklung der ſtädtiſchen 


Wirtſchaft und der Stand der ſtädtiſchen Anlagen und Unterneh⸗ 


mungen erfordert, kann der Innenminiſter durch Verord⸗ 
nung die einzelnen Städte, die nicht aus dem Kreisverbande aus⸗ 
ne kg find, vollſtändig oder zum Teil aus der Auſſicht der Be⸗ 
örden, die dieſe in der erſten Inſtanz über dieſe Städte führen, 
ausſcheiden und fie der direkten Aufſicht des Wofewoden zuweiſen 
(mit dem im Art. 95 bezeichneten Vorbehalt). N 
Art. 97. 
des Gemeindevorſtehers und des Untergemeindevorſtehers, ſowie 
der Wahlen zum Gemeinderat und zu den Organen der Land⸗ 
gemeinden und der Städte, die nicht aus dem Kreiſe ausgeſchieden 
find, entſcheidet der Kreisſtaroſt zuſammen mit dem Kreis⸗Aus⸗ 
Ion . Über die Proteſte gegen die Wahlen der Organe der Städte, 
€ 


1. Über Proteſte gegen die Gültigkeit der Wahl 


B 
I e Kreiſe find, entſcheidet der Wojemode unter Teils 
2 " Botewopkofistamuser, 2 Kin ee 5 


2. Gegen die Entſcheidung des Kreisſtaroſten iſt die Klage an 
das Wojewodſchafts⸗Verwaltungsgericht und gegen die Entſcheidung 


des Wojewoden die Klage beim Oberſten Verwaltungsgericht zu⸗ 


läſſig. 

Art. 98. Aufgehoben wird die Einrichtung der Kreisdeputier⸗ 
ten, die im $ 75 der Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 in der 
Faſſung des Geſetzes vom 19. März 1881 (Preuß. Geſetzſammlung 
S. 179) vorgeſehen iſt. 


Art. 99. Die Kreisordnung vom 13. Dezember 1872 mit den 
Abänderungen, die ſich aus den ſpäteren Geſetzen und dem vor⸗ 
liegenden Geſetz ergeben, wird auf das Gebiet der Poſe⸗ 
ner Wojewodſchaft ausgedehnt. 

Art. 100. Auf das Gebiet der Wojewodſchaften Poſen und 
Pommerellen werden die Beſtimmungen in den $$ 11, 12 
und 13 der Verordnung des Staatspräſidenten vom 30. Dezember 
1924 über die Angleichung der Beſoldung der Mitglie⸗ 
der des Vorſtandes und der Angeſtellten der Kom munalver⸗ 
bände an die Gehaltsbezüge der Staatsbeamten (Dz. Uſt. 
Nr. 118, Poſ. 1073) mit den ſpäteren Abänderungen ausgedehnt, 
wobei der $ 10 dieſer Verordnung aufgehoben wird. 


Der in den vorſtehenden Artikeln mehrfach angezogene Art. 103 
lautet: 1. Die Feſtſetzung des Gebiets der Landgemeinden, ihres 
Sitzes und ihrer Namen in den Wojewodſchaften Krakau, Lemberg, 
Stanislau, Tarnopol, Poſen und Pommerellen, trifft gemäß den 
Vorſchriften dieſes Geſetzes der Innenminiſter durch Verordnung 


im Laufe von 18 Monaten nach Inkraftſetzung des gegenwärtigen 


Geſetzes, nach Anhörung der in Betracht kommenden Gemeinderäte. 


2. Der Miniſterrat kann durch Verordnung den Zeitabſchnitt, 
der im Abſ. 1 vorgeſehen iſt, für die Gebiete der einzelnen Kreiſe 
um weitere 12 Monate verlängern. 


Rundfunk⸗Programm. 


Sonnabend, den 20. Mai. 


Königswuſterhauſen. 

06.35: Konzert. 11.30: Zeitfunk. 12.00: Von Berlin: Eröffnungs⸗ 
feier der 39. Wanderausſtellung der Deutſchen Landwirtſchafts⸗ 
geſellſchaft. 14.00: Eine heitere Sonnabendſtunde (Schallplatten). 
15.00: Kinderbaſtelſtunde. 15.45: Carl von Bremen: „Schwarzer 
Stein in der Heide“. 16.00: Von Hamburg: Konzert. 17.30: Yus 
biläum der Stadt Salzwedel. 18.00: Das Gedicht. 18.05: Italie⸗ 
niſche Geſänge. 18.90: Dramatiker ohne Bühne: Dr. Junghans: 
„Otto Brues“. 18.50: Wetter. Anſchl.: Kurzbericht d. Drahtloſen 
Dienſtes. 19.00: Stunde der Nation. Sinfonie der Arbeit. 20.00: 
Funk⸗Kabarett: Die Brenneſſel. Gleiche Brüder, gleiche Klappen. 
20.30: Kaſernenhofblüten. 22.00: Nachr., Sport. 22.45: Seewetter⸗ 
bericht. 23.00 — 24.00: Von München: Nachtmuſik. 


Königsberg⸗Danzig. 
06.35: Konzert. 11.30: Schallpl. 12.00: S. Königswuſterhauſen. 
16.00: Von Berlin: Konzert. 17.40: Erich Meyer⸗Geweke: Zwet 
oſtpreußiſche Sagen. 18.20: Gedanken zum neuen Staat. Minis 
ſterialrat Dr. Uſadel: Zur Neugeſtaltung des deutſchen Schul⸗ 
weſens. 19.00: Stunde der Nation. Vom Deutſchlandſender: 
Sinfonie der Arbeit. 20.10: Von allem etwas. Bunter Abend. 
22.10: Nachr., Sport. Anſchl. bis 00.30: Von Berlin: Tanzmuſik. 


Breslau⸗Gleiwitz. 
06.35: Von Königsberg: Konzert. 11.30 ca.: Von Königsberg: 
Konzert. 12.00: Von Berlin: Eröffnungsfeier der 39. Großen 
Landwirtſchaftlichen Wanderausſtellung. 13.05 u. 14.05: Schall⸗ 
plattenkonzert. 16.30: Von Hamburg: Bordkonzert. 17.30: Buch 
des Tages. 17.50: Zeitdienſt. 19.00: Stunde der Nation. Vom 
Deutſchlandſender: Sinfonie der Arbeit. 20.00: „Die luſtig⸗ 
Witwe“, Operette von Franz Lehär. 
Leipzig. ö 
06.35: Von Berlin: Eröffnungsfeier der 39. Großen Landwirt⸗ 
ſchaftlichen Wanderausſtellung. 13.15: Bauernkapellen ſpielen 
(Schallpl.). 14.00: Zupfinſtrumente (Schallpl.). 15.45: Kinder⸗ 
ſtunde. 16.00: Von Berlin: Konzert. 18.30: Zerbſt. Eine heimat⸗ 


liche Studie. 19.00: Stunde der Nation. Vom Deutſchlandſen⸗ 
der: Sinfonie der Arbeit. 22.05: Nachrichten. Anſchl. bis 24.00: 


Frühling. 

Warſchan. 1 0 
12.10: Schallplatten. 16.00: Schallplatten. 17.00: Schallplatten. 
20.00: Leichte Muſik. Orch., Chanſons und Saxofon⸗Duos. 22.05: 
Chopin⸗Klavierkonzert. 23.00: Tanzmuſik. 


Brieflaften der Redaktion. 


Alle Anfragen müſſen mit dem Namen und der vollen Adreſſe des 
Einſenders verſehen fein; anonyme Anfragen werden grundſätzlich 
nicht beantwortet. Auch muß jeder Anfrage die Abonnementsauittung 
beiliegen. Auf dem Kuvert iſt der Vermerk „Briefkaſten⸗Sache“ 
anzubringen. Briefliche Antworten werden nicht erteilt. 


H. Byſzewo. Seit dem 1. April 1998 beträgt die Wegeſteuer 
von einem Perſonenauto für je 100 Kilogr. Eigengewicht 15 Zloty 
jährlich. 50 Kilogramm Übergewicht werden nicht berückſichtigt, ein 
Übergewicht von mehr als 50 Kilogramm wird als volle 100 Kilo- 
gramm gerechnet. 


„Vorkriegshypothek“. Wie wir Ihnen ſchon in unſerer Aus⸗ 
kunft in der Nr. 48 vom 28. 2. 33 mitgeteilt haben, iſt der gegebene 
Weg, um zum Ziele zu gelangen, die Inanſpruchnahme des Ge⸗ 
ſetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit, worin in den 88 86 ff. 
das Verfahren im einzelnen dargelegt wird. Die vorherige Eini⸗ 
gung der Erben untereinander, die das Amtsgericht in ſeiner Zu⸗ 
ſchrift an Sie fordert, iſt unſerer Anſicht nach überflüſſig, da es 
ſich hier nur um eine genau bezeichnete Hypothek handelt, und 
wie wir annehmen, in dem Teſtament der Erblaſſerin ausdrücklich 

eſagt ſein wird, daß die Erben zu gleichen Teilen erben. 

urch dieſe Beſtimmung des Teſtaments tft die Frage der Vertei⸗ 
lung der Anteile von vornherein gelöſt und die Formalität der 
vorheriger gegenſeitiger Übereignung der verſchiedenen Anteile 
gegenſtandslos geworden. Und wenn kein Teſtament vorläge, wäre 
die Sachlage dieſelbe, da die Erben gleichberechtigte geſetzliche 
Erben wären. Unſerer Anſicht nach wäre der Antrag auf Teilung 
und Umſchreibung der Teile auf die einzelnen Erben völlig aus⸗ 
reichend, es müßte ihm aber eine 1 Abſchrift des Teſta⸗ 
ments beigefügt werden. Sollte das Gericht dieſer Auffaſſung nicht 
beipflichten, was wir kaum glauben können, ſo wäre es zweck⸗ 
mäßig, den Antrag auf Teilung zurückzuziehen und auf Grund 
der §s 86 ff. a. a. O. bei dem Nachlaßgericht den Antrag zu ſtellen, 
die Auseinanderſetzung zwiſchen den Beteiligten zu vermitteln. 
Das Gericht ſpielt dabei allerdings nur eine vermittelnde Rolle, 
aber da über die Teilung der Hypothek zwiſchen den Erben kaum 
Streitpunkte beſtehen dürften, könnte das Gericht einen Ausein⸗ 
anderſetzungsplan aufſtellen (nach $ 91 a. a. O. gibt es ſogar ein 
Verſäumnisverfahren gegen einen Nichterſchienenen), auf Grund 
deſſen die Umſchreibung der Anteile der Hypothek im Grundbuch 
auf die einzelnen Miterben würde erfolgen können. Dann dür⸗ 
fen die einzelnen Erben ihre Teilhypotheken kündigen — allerdings 
wohl nur, da es ſich um eine Aufwertungshypothek handelt, wie 
Ihnen ſchon früher mitgeteilt worden iſt, mit einjähriger Kündi⸗ 
gungsfriſt. Selbſtverſtändlich könnten die einzelnen Erben nach 
erfolgter Teilung auch einem von ihnen ihre Hypo⸗ 
thekenanteile abtreten, und dieſer könnte dann gegen den Eigen- 
tümer vorgehen. Allerdings kann man bei dem Verfahren auf 
Grund der freiwilligen Gerichtsbarkeit die Erben nicht zwingen, 
ſich an dem Auseinanderſetzungsverfahren zu beteiligen. Lehnt die 
eine Intereſſentin die Beteiligung ab, ſo kann das Verfahren nicht 
fortgeführt werden. Dann bleibt nur die Erbteilungsklage übrig, 
die auch ihre Schwierigkeiten bietet u. a. dadurch, daß die Beteilig⸗ 
ten nicht alle in demſelben Staate ihren Wohnſitz haben. Aber das 
Verfahren würde ſehr vereinfacht, wenn das Gericht ſich der ein⸗ 
gangs bezeichneten Anſicht anſchlöſſe. Alle dieſe Schwierigkeiten 
find verſchuldet durch das übereilte Verfahren einer Miterhin. 
Deren Abſicht konnte in viel einfacherer, billigerer und die Mit⸗ 
erben nicht ſchädigender Weiſe verwirklicht werden, nämlich wenn 
die Miterbin vorher ihren Anteil einkaſſiert und den Betrag der 
Pflegerin dann in bar übergeben hätte. Der bereits von Ihnen 
geſtellte Antrag auf ene ene Anteils auf Sie wäre 
ohne weiteres, giltig, wenn das Gericht unſerer eingangs bezeich⸗ 
neten Auffaſſung zuſtimmte. Ob Sie auf das Armenrecht Anſpruch 
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